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			Die Post-Covid-19-Wirtschaft:

			Welche unerwarteten Spuren hinterlässt die Krise in Branchen, Regionen und Strukturen?

			Während der Coronakrise haben wir unser Arbeiten und Wirtschaften an die Bedingungen angepasst. Die Büros sind leer, wir bleiben im Homeoffice. Wir können weniger einkaufen gehen, weswegen der Online-Handel wächst und der stationäre Fachhandel unter starken Einbußen leidet. Auch bei der Gas­tronomie, im Tourismus und im Kultur- und Freizeitbereich sind die Einbrüche massiv. Wenn die Kontaktbeschränkungen weiter andauern, werden sich Strukturen in der Wirtschaft weiter verändern – auch nachhaltig.

			Unsere Autoren diskutieren im aktuellen Schnelldienst, warum eine Insolvenzwelle bisher ausgeblieben ist. Sie analysieren die Folgen der Coronakrise für den Arbeitsmarkt: Werden durch den massiven Einsatz der Kurzarbeit unrentable Arbeitsplätze erhalten, und wird so ein notwendiger Strukturwandel verhindert? Wird sich die regionale Ungleichheit in Deutschland noch verstärken? Und sie fragen, ob der Zuwachs des Online-Handels zu einer Verödung der Innenstädte führen wird.

			Zudem untersucht der Schnelldienst die Auswirkungen der Coronakrise auf die Sharing Economy, die aufgrund ihres sozialen Charakters besonders hart getroffen wird. 

			Was bedeutet die Coronakrise für die Wirtschaft und die Menschen? Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte und Analysen: 

			https://www.ifo.de/themen/coronavirus
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			Die Post-Covid-19-Wirtschaft:

			Welche unerwarteten Spuren hinterlässt die Krise in Branchen, Regionen und Strukturen?

			Die Coronakrise und der anhaltende Lockdown dürften die Struktur der deutschen Wirtschaft zumindest in einigen Bereichen nachhaltig verändern. Die Arbeits­organisation hat sich in Richtung Homeoffice verschoben, und der Online-Handel weist hohe Wachstumsraten auf, während der stationäre Fachhandel unter starken Einbußen leidet. Auch bei kundennahen Dienstleistungen wie in der Gastronomie, im Tourismus und im Kultur- und Freizeitbereich sind die Einbrüche im Lockdown massiv. Sind, je länger der Lockdown und die Beeinträchtigungen andauern, nachhaltige Strukturschäden für die Wirtschaft zu erwarten? Welche Folgen zeigen sich auf dem Arbeitsmarkt? Werden sich regionale Disparitäten in Deutschland verstärken?
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			Die Corona-Pandemie verläuft in mehreren Wellen, und ein Ende ist trotz laufender Impfungen auch nach einem Jahr nicht absehbar. Der Lockdown konsumnaher Wirtschaftsbereiche und Verschiebungen der Nachfrage etwa in Richtung Onlinehandel könnten den Strukturwandel beschleunigen, aber auch zu Strukturbrüchen führen. Als Bremse im Aufschwung kann neben einer »Zombifizierung« mancher Branchen die anhaltende Investitionsschwäche wirken, die die Verbreitung umweltfreundlicher und digitaler Technologien – die prinzipiell durch die Kontaktbeschränkungen einen Boom erleben – ausbremst. In räumlicher Hinsicht könnte der starke Urbanisierungstrend in Deutschland auslaufen und einer gleichgewichtigeren regionalen Entwicklung Platz machen. 

			Die Auswirkungen der Pandemie auf Wirtschaft und Gesellschaft lassen sich als ein Wechselbad der Gefühle beschreiben. Nachdem der Einbruch 2020 mit einem BIP-Rückgang von ca. 5% moderater als befürchtet ausfiel, scheint nun die vielfach für 2021 prognostizierte zügige Erholung später und langsamer zu erfolgen. Die Impfung der Bevölkerung kommt nur schleppend voran, und ansteckendere Virusmutationen erzwingen einen längeren Lockdown. Viele Unternehmen in den persönlichen Dienstleistungen und der Gastronomie sind existenziell bedroht, zumal versprochene staatliche »Sofort«-Hilfen nur zögerlich fließen und das Unternehmereinkommen von Selbständigen und Freiberuflern nicht abdecken. Wenig Klarheit herrscht derzeit darüber, ob die Coronakrise zu langfristigen strukturellen Verwerfungen führen wird oder ob sich die Branchen- und Regionalstrukturen mit Überwindung der Pandemie und Erholung der Wirtschaft nur wenig verändern werden. 

			Zögerliche Erholung

			Wirtschaftliche Prognosen und Unternehmensbefragungen lassen derzeit keine schnelle Erholung zum Vorkrisenniveau erwarten. Die Bundesregierung rechnet für 2021 vor dem Hintergrund des verlängerten Lockdowns nur noch mit einem Wachstum von 3% (BMWi 2021), das Vorkrisenniveau dürfte frühestens Ende 2022 wieder erreicht sein. In der IW-Konjunktur­umfrage wurden die Unternehmen im November 2020 zu ihren aktuellen und erwarteten Produktions-, Beschäftigungs- und Investitionslücken befragt. Eine zügige Erholung könnte strukturelle Verwerfungen und eine starke Zunahme der Insolvenzen verhindern. Die Unternehmen erwarteten jedoch im Durchschnitt nicht nur für das erste Quartal 2021 wieder ansteigende Lücken, sondern zur Hälfte auch 2022 noch Produktionseinschränkungen im Vergleich zum Vorkrisenniveau (Bardt und Grömling 2021, S. 31). Ein Drittel der Unternehmen befürchtet dabei 2022 noch immer ein Produktionsdefizit von mehr als 5%. Angesichts des erneuten Lockdowns waren die Firmen zum Befragungszeitpunkt im November 2020 sogar pessimistischer als im ersten Halbjahr. Am wenigsten zuversichtlich sind die Hersteller von Investitionsgütern; 58% von ihnen sehen auch im kommenden Jahr noch Beeinträchtigungen (Bardt und Grömling 2021, S. 32). Dies hängt mit der anhaltenden Investitionszurückhaltung in der Wirtschaft zusammen, die sich in den geschätzten Investitionslücken der Unternehmen niederschlägt: Im November 2020 lag der Rückstand im Vergleich zu 2019 bei den befragten Unternehmen im Durchschnitt bei 13%, für 2022 wird immer noch von einer Lücke in Höhe von 6% ausgegangen. 

			Investitionsausfälle besonders problematisch

			Die Investitionszurückhaltung der Unternehmen ist aus Unternehmenssicht nachvollziehbar, »hat aber für die Gesamtwirtschaft mittelfristig schwere Folgen, weil so der Rückstau bei wichtigen strukturellen Themen wie Digitalisierung und Nachhaltigkeit immer größer wird« (Köhler-Geib 2021). 2020 gingen die Unternehmensinvestitionen demnach um 6,6% zurück, die Ausrüstungsinvestitionen sanken sogar um 12,5% (Destatis 2021).

			Die Investitionsschwäche könnte sich daher zur Achillesferse des Nach-Corona-Aufschwungs entwickeln und durch dann fehlende effizientere sowie digital vernetze Maschinen und Anlagen auch die Struktur der deutschen Wirtschaft schädigen. Die investive Zurückhaltung scheint zudem im Widerspruch zur politisch gewünschten grundlegenden Umgestaltung der Wirtschaft hin zu umweltfreundlichen Technologien mit weniger Ressourcenverbrach und CO2-Ausstoß zu stehen. Unternehmen, denen in der Coronakrise die Nachfrage weggebrochen ist und die Verluste schreiben, sind durch politische Zielvorgaben allerdings kaum zu höheren Investitionen zu bewegen. Auch die bis Ende 2021 befristete degressive Sonderabschreibung für neue Maschinen und Anlagen (BMF 2020) scheint ins Leere zu laufen. Wenig hilfreich ist in diesem Zusammenhang, dass die Hilfen der Bundesregierung nur sehr schleppend ausgezahlt werden. Weitere Kredithilfen sind angesichts der gestiegenen Verschuldung vieler Unternehmen seit Beginn der Coronakrise vor nunmehr einem Jahr nicht zielführend, während höhere Direktzahlungen EU-beihilferechtlich problematisch sind. Der wirksamste Weg, die finanzielle Situation der Unternehmen zu stabilisieren, wäre eine deutliche Ausweitung der Verlustrücktragsmöglichkeiten, wie sie von vielen Ökonomen gefordert wird (Bofinger und Hüther 2020; Fuest 2020; Hey 2020). Durch eine Anhebung der derzeit auf 5Mio. Euro (vor Corona: 1 Mio. Euro) gedeckelten Obergrenze, eine Einbeziehung der Gewerbesteuer und eine zeitliche Ausdehnung auf das Jahr 2018 könnten auch größere Mittelständler profitieren. Hier sperrte sich die Bundesregierung bislang trotz der zu erwartenden Stabilisierung der Unternehmen und positiven Investitionswirkungen, die für eine nachhaltige gesamtwirtschaftliche Erholung wichtig wären. Anfang Februar wurde eine Verdoppelung auf immerhin 10Mio. Euro beschlossen, was für große Mittelständler aber weiterhin nicht ausreicht. 

			Droht eine Zombifizierung von Teilen der Wirtschaft?

			Je länger der Lockdown und die Beeinträchtigungen andauern, desto eher sind nachhaltige Strukturschäden für die Wirtschaft zu erwarten. Bardt und Hüther (2021) heben die asymmetrische Wirkung auf die Wirtschaftsbranchen hervor, die für viele Firmen in konsumnahen Branchen zur Existenzbedrohung werden kann. Befürchtet wird angesichts der anhaltenden Pandemie und des Lockdowns vieler Branchen mit Publikumsverkehr auch eine »Zombifizierung«der deutschen Wirtschaft, zumal die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 2020 trotz der Krise deutlich – voraussichtlich um 13% – gesunken ist. Angesichts der Schwere des Einbruchs wäre jedoch eher eine Zunahme um mindestens 15% zu erwarten gewesen (Röhl und Vogt 2020). 

			Zum Rückgang der Insolvenzzahlen dürften die Maßnahmen der Bundesregierung – die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht von April bis September und darüber hinaus für den Insolvenzgrund der Überschuldung sowie die umfangreichen Kredit- und Finanzhilfen für Unternehmen – beigetragen haben. Das Ausscheiden von Unternehmen ist aber für einen funktionierenden Strukturwandel wichtig, weshalb der Staat grundsätzlich nicht als Retter schlecht wirtschaftender Unternehmen auftreten sollte (Röhl 2020). Der Trend zum Onlinehandel war z. B. schon vor der pandemiebedingten Beschleunigung in vollem Gange, so dass Kaufhäuser und Shopping Malls unter Druck gerieten.

			2021 ist ein Nachholeffekt bei den Firmeninsolvenzen zu erwarten, dessen Umfang jedoch nur schwer absehbar ist. Aus der Lücke zwischen den aufgrund des Wirtschaftseinbruchs zu erwartenden Insolvenzen 2020 (s.o.) und des tatsächlichen Rückgangs auf nur ca. 16300 Fälle (Creditreform 2021) lässt sich eine Differenz von gut 5000 nicht realisierten Insolvenzen berechnen. Eine mögliche Erklärung ist, dass es sich hierbei um sogenannte Zombieunternehmen handelt, die wirtschaftlich nicht dauerhaft überlebensfähig sind (Röhl 2020). Aus diversen Unternehmensbefragungen lässt sich eine hohe Gefährdung der Unternehmensstrukturen durch die Covid-19-Pandemie ableiten. So gab in einer Befragung des DIHK jedes zehnte Unternehmen an, dass es existenziell gefährdet sei, hochgerechnet wären dies 350000. Das ifo Institut (2020) sieht sogar gut jedes fünfte Unternehmen (750000) bedroht, während Creditreform mit 550000 und für 2021 mit bis zu 800000 Unternehmen rechnet (Dierig et al. 2020). Die überschaubare Anzahl von nur 4500 bis 5000 »Zombies« in den IW-Berechnungen im Vergleich zur hohen Anzahl insolvenzgefährdeter Unternehmen, die sich aus umfragebasierten Hochrechnungen ergibt, kann auf mehrere Gründe zurückgeführt werden. So durchlaufen nur wenige sehr kleine Unternehmen in Gastronomie und Handel als aktuell hauptgefährdeten Bereichen ein Insolvenz­verfahren, die meisten von ihnen stellen einfach den Betrieb ein. Zudem ist bei Umfragen in einer Pandemiesituation auch eine gewisse Übertreibung im Antwortverhalten einzukalkulieren, nicht alle Unternehmen, die sich als gefährdet bezeichnen, dürften akut insolvenzbedroht sein. 

			Trotzdem könnte allein bei einer Realisierung der Insolvenz im Falle dieser rechnerisch 5000 Zombie­unternehmen die Insolvenzzahl 2021 um über 40% auf etwa 23250 ansteigen, worunter sich auch eine Reihe größerer Insolvenzfälle befinden dürften. Auch wenn darüber hinaus voraussichtlich nicht mehrere 100000Kleinbetriebe ihr Geschäft dauerhaft einstellen werden, sind gerade die Innenstädte mit ihren vielfältigen Kultur-, Geschäfts- und Gastronomieangeboten von starken Strukturveränderungen bedroht.

			Räumliche Strukturveränderungen

			In Fußgängerzonen und Einkaufsstraßen dürfte der Anblick zugeklebter Fensterfronten dauerhaft geschlossener Ladengeschäfte, der bislang eher schrumpfenden Kleinstädten und wirtschaftsschwachen Stadtvierteln vorbehalten war, bald zur Regel werden. Auch der Büroflächenbedarf könnte sinken, wenn die wirtschaftliche Erholung nur schwach ausfällt und sich das Homeoffice zumindest in manchen Unternehmen oder für einen Teil der Mitarbeiter dauerhaft durchsetzt. Zu bedenken ist in diesem Kontext, dass der kräftige Beschäftigungsaufbau der letzten Jahre, der durch die Corona-Pandemie abrupt zum Stillstand kam, zukünftig schon aufgrund des durch den demografischen Wandel verursachten Rückgangs des Erwerbspersonenpotenzials nicht mehr möglich ist. Dies dürfte auch die innerstädtischen Immobilienmärkte nicht unberührt lassen, während insgesamt kein Corona-bedingter Einbruch der Immobilienpreise in Deutschland absehbar ist (Voigtländer 2020).

			Weitergehende raumstrukturelle Veränderungen infolge der Coronakrise sind möglich, obwohl es noch zu früh ist, um den in der Pandemie erkennbaren Trend zu stadtferneren Standorten zumindest für den Bereich Wohnen als dauerhaft zu bezeichnen. Etwa seit dem Jahr 2000 ließ sich in Deutschland ein kräftiger Urbanisierungstrend beobachten (Röhl 2018), der zur Verknappung von Wohnraum und zu Mietpreis­anstiegen in den Ballungen und Großstädten beigetragen hat. Bezogen auf die Binnenwanderung setzte aber schon vor etwa sechs Jahren ein gegenläufiger Trend einer erneuten Suburbanisierung ein (Henger und Oberst 2019), der sich mit den Auswirkungen der Pandemie nun auch auf stadtfernere Gebiete zu richten scheint. Hierzu beitragen könnte eine reduzierte Belastung durch weite Pendelstrecken infolge der dauerhaften Etablierung des Homeoffice als akzeptierte Arbeitsform und – endlich – Fortschritte bei der Anbindung ländlicher Räume ans schnelle Internet sowie eine bessere Mobilfunkversorgung (BMVI 2020). Sollte sich der neue, bislang eher zaghafte Trend zur ländlichen Wohnortwahl als dauerhaft erweisen, könnte nicht nur der demografische Wandel mit einer Entleerung und Überalterung vieler ländlicher Räume (Hüther et al. 2019) gebremst, sondern auch der Wohnraummangel in den Kernstädten gemildert werden. 
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			Die Corona-Pandemie hat Deutschland im Frühjahr 2020 in eine zwar kurze, aber äußerst heftige Rezession gestürzt. Auch wenn seit den Sommermonaten eine Er­holung einsetzte und aktuelle Prognosen davon ausgehen, dass trotz des erneuten Lockdowns für weite Teile der Wirtschaft das Vorkrisenniveau beim Bruttoinlandsprodukt spätestens im Jahr 2022 wieder erreicht sein wird, sind bleibende Schäden nicht auszuschließen – so insbesondere dann, wenn es in der Breite zu Unternehmensschließungen käme oder eine »dritte Welle« erneut restriktive Maßnahmen notwendig machen würde. Auch wenn dies alles heute noch nicht im Detail absehbar ist, steht die Gefahr im Raum, dass es damit auch zu einer neuerlichen Verschärfung regionaler Disparitäten kommen könnte, die dem politischen Ziel der »Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse« zuwiderlaufen würde.

			Bereits in einem früheren Beitrag des Autors wurde auf das Risiko negativer angebotsseitige Effekte der Corona-Pandemie hingewiesen, so insbesondere auf eine Abschwächung des Wachstums des Produktionspotenzials und eine Beschleunigung des strukturellen Wandels (Ragnitz 2020). Hier soll es hingegen vor allem um mögliche Auswirkungen der Pandemie auf die regionalwirtschaftliche Entwicklung gehen. Ungeachtet der aktuellen Herausforderungen zur Bekämpfung der unmittelbaren Krisenfolgen ist dies insbesondere mit Blick auf die regionale Wirtschaftspolitik von Relevanz, die einerseits von Bund und Ländern gemeinsam sowie andererseits von Ländern und Kommunen jeweils getrennt ge­tragen wird. 

			Regionale Pandemiewirkungen hängen primär von der Wirtschaftsstruktur ab

			Regional differenzierte Effekte könnten sich zunächst durch das regional unterschiedliche Infektionsgeschehen ergeben. Allerdings ist dies wenig wahrscheinlich: Zwar gibt es deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Regionen Deutschlands mit Blick auf die Zahl der Infektionen durch das Coronavirus, aber die daraus resultierenden krankheitsbedingten Produktionsausfälle sind zeitlich eng begrenzt und dürften deshalb die längerfristige Entwicklung der Unternehmen kaum beeinflussen. Dies gilt auch für die durch die Pandemie ausgelösten Todesfälle, da sich diese auf die höheren Altersgruppen konzentrieren, die nicht mehr im Erwerbsleben stehen (Ragnitz 2021). Zudem waren auch die von der Politik beschlossenen Restriktionen (wie Geschäftsschließungen oder Kontaktbeschränkungen) bislang regional kaum unterschiedlich und trafen die einzelnen Regionen daher in gleicher Weise. Auch dies spricht gegen direkte Auswirkungen des regionalen Infektionsgeschehens auf die wirtschaftliche Entwicklung. 

			Entscheidende Transmissionskanäle für möglicherweise regional divergierende wirtschaftliche Entwicklungen sind daher regional unterschiedliche Wirtschaftsstrukturen und/oder eine unterschiedliche Widerstandskraft (»Resilienz«) einzelner Regionen. Es stellt sich die Frage, wie die Corona-Pandemie bzw. die zu ihrer Eindämmung beschlossenen Maßnahmen die einzelnen Branchen beeinflusst haben. 

			Industrie: Starker Einbruch im Frühjahr, Erholung im Frühsommer

			In der ersten Coronawelle im Frühjahr 2020 war vor allem die Industrie stark negativ betroffen. Dies lag weniger an den Corona-bedingten Einschränkungen in Deutschland selbst als vielmehr an der Beeinträchtigung des grenzüberschreitenden Warenverkehrs und der einsetzenden Rezession in wichtigen Außenhandelspartnerländern. So brachen die deutschen Warenausfuhren im März und April 2020 zusammengenommen um beinahe 33% gegenüber dem Vorkrisenniveau ein (Statistisches Bundesamt 2021a); die Industrieproduktion schrumpfte infolgedessen um knapp 25% (Statistisches Bundesamt 2021b). 

			Die industrielle Rezession war aber nicht von Dauer. Bereits ab Mai 2020 erholten sich Exporte und Produktion wieder, so dass zum Jahresende das Vorkrisenniveau schon fast wieder erreicht wurde: Im Dezember waren 85% des anfänglichen Verlusts aufgeholt,1 und aktuelle Konjunkturprognosen gehen davon aus, dass auch im Jahr 2021 die Industrie weiter überproportional wachsen wird – dies auch deshalb, weil die neuerlichen Corona-bedingten Beschränkungen in Deutschland und im Ausland bislang nicht dazu geführt haben, dass grenzüberschreitende Lieferketten erneut zusammengebrochen sind. 

			Zudem dürfte es im Laufe des Jahres zu Nachholeffekten beim bislang zurückgestauten Konsum kommen, wenn Einzelhandelsgeschäfte wieder öffnen dürfen. Auch wenn ein großer Teil der in Deutschland nachgefragten Konsumgüter aus ausländischer Produktion stammt, dürften hiervon auch heimische Industrieunternehmen profitieren. Gleiches gilt zumindest mittelfristig auch für die Investitionsgüternachfrage, denn auch wenn die Krise und ihre Nachwirkungen die Neigung zur Ausweitung der Produktionskapazitäten verringert haben und wohl auch auf mittlere Sicht weiter dämpfen werden, dürfte der Bedarf an Ersatzinvestitionen für ausgesonderte Anlagegüter künftig eher steigen und damit die Produktion von Investitionsgütern anregen. Insoweit ist wohl nicht zu befürchten, dass die Industrie als Ganzes in Deutschland dauerhaften Schaden nimmt. 

			Unterschiedliche Erholungsgeschwindigkeit und -intensität

			Innerhalb der Industrie gibt es aber derzeit durchaus noch erhebliche Unterschiede in der Erholungsgeschwindigkeit und -intensität. So liegt derzeit beispielsweise die Produktion im Maschinenbau noch weit unter dem Vorkrisenniveau. Auch die Automobilproduktion ist noch nicht so recht in Gang gekommen, was hier aber eher mit den schon vor der Coronakrise bestehenden Anpassungsnotwendigkeiten infolge des politisch forcierten Übergangs zur Elektromobilität zu tun haben dürfte. Umgekehrt sind zahlreiche konsumnahe Branchen und insbesondere die Vorleistungsgüterindustrie (darunter vor allem die chemische und pharmazeutische Industrie) bislang vergleichsweise gut durch die Krise gekommen. Dies alles entwickelt zwar keine präjudizierende Wirkung für die künftige Entwicklung in den einzelnen Sektoren, zeigt aber, dass auch eine globale Industriekrise nicht notwendigerweise in allen Bereichen gleichermaßen durchschlägt und dass darüber hinaus auch andere, eher längerfristig wirkende Trends des Strukturwandels eine Veränderung der industriellen Strukturen in Deutschland und seinen Regionen bewirken können. Die Corona-Pandemie mag diesen Strukturwandel beschleunigt haben; Auslöser dessen war sie jedoch nicht.2 

			Eng mit der Industrie verknüpft sind Branchen wie der Großhandel, das Logistikgewerbe oder auch zahlreiche unternehmensnahen Dienstleistungsbereiche. Dementsprechend ähnelt das Verlaufsbild der Konjunktur im Jahr 2020 hier dem in den industriellen Bereichen: Starke Umsatzeinbußen im Frühjahr, aber eine nahezu ebenso starke Erholung seit dem Frühsommer. Vereinzelt dürften diese Bereiche von der Pandemiesituation sogar noch profitiert haben, so z.B. durch vermehrte Online-Käufe der privaten Haushalte, durch die Digitalisierung von Prozessen oder durch einen verstärkten Beratungsbedarf von Unternehmen. Derartige positive Sonderkonjunkturen dürften allerdings ebenfalls nicht von Dauer sein. 

			Stark negativ betroffen durch die Coronakrise waren und sind demgegenüber Branchen, die in besonderer Weise unter den von der Politik erlassenen Kontaktbeschränkungen leiden, also der stationäre Einzelhandel, Hotel- und Gastgewerbe, Kunst und Unterhaltung sowie eine Reihe sozialer und persönlicher Dienstleistungen wie Friseure oder Kosmetikstudios. Anders als es die öffentliche Wahrnehmung nahelegt, handelt es sich hierbei auch durchaus um bedeutsame Wirtschaftszweige: So liegt die Zahl der im »klassischen« stationären Einzelhandel (ohne Kfz-Handel) tätigen Personen bei immerhin 3,3 Millionen, im Hotel- und Gastronomiegewerbe bei 2,4Millionen, in den Bereichen Kunst und Kultur bei rund 1,3Millionen und in den besonders betroffenen Teilen des sozialen Dienstleistungsgewerbes (z.B. Friseur- und Kosmetikstudios; Betriebe des Fitnessbereichs; Saunas und Solarien) bei wenigstens 0,3Millionen.3 Hieran wird deutlich, dass diese Bereiche in Summe ähnlich groß sind wie die Industrie im engeren Sinne (7,6 Millionen Erwerbstätige). Dass einzelne Industriebranchen (wie der Fahrzeug- oder der Maschinenbau mit jeweils rund 1 Million Erwerbstätigen) in Öffentlichkeit und Politik eine weitaus höhere Beachtung finden, scheint somit weniger auf deren Bedeutung für die Beschäftigung als vielmehr auf ihre Rolle für die internationale Sichtbarkeit und die Leistungsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland zurückzuführen zu sein. 

			Statistische Angaben über die wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die genannten Dienstleistungssektoren liegen allerdings nur vereinzelt vor: So sind die (preisbereinigten) Umsätze im Einzelhandel im Gesamtjahr 2020 entgegen der Intuition um immerhin 3,9% gestiegen. Dabei gibt es aber große Unterschiede nach Sparten: Der stationäre Einzelhandel mit Textilien sowie Kaufhäuser hatten zweistellige Umsatzeinbußen hinzunehmen, während insbesondere der Online-Handel seine Umsätze um rund ein Viertel steigern konnte. Die Coronakrise dürfte hier jedoch eher bereits vorhandene Trends verstärkt haben, denn der Online-Handel hatte auch schon in den Jahren zuvor deutlich überdurchschnittliche Zuwachsraten zu verzeichnen. Ob sich das hierin zum Ausdruck kommende veränderte Käuferverhalten in den kommenden Jahren wieder zurückbildet, erscheint indes fraglich. Man wird also davon ausgehen müssen, dass noch viel mehr Einzelhandelsgeschäfte, aber auch Filialen von Handelsketten und größere Warenhäuser in Zukunft ihren Betrieb gar nicht oder zumindest nicht in der bisherigen Form fortführen können; aktuell sehen sich mehr als ein Drittel aller Einzelhandelsunternehmen durch die Corona-bedingten Geschäftsschließungen in ihrer Existenz gefährdet.4 Noch größere Umsatzeinbrüche waren im Gastgewerbe zu verzeichnen; hier lagen die (preisbereinigten) Umsätze zu den Zeiten der größten Einschränkungen zum Teil um fast 90% unter dem Vorjahresniveau. Vor allem Hotels und Gaststätten (einschließlich Ausschank von Getränken) waren hiervon betroffen, da diese sowohl während des ersten Lockdowns im Frühjahr 2020 wie auch im zweiten Lockdown seit November 2020 faktisch mit einem Tätigkeitsverbot belegt waren. Die zeitweisen Lockerungen im Sommer haben hier nicht ausgereicht, die Umsatzverluste wieder aufzuholen, so dass die preisbereinigten Umsätze im Gesamtjahr 2020 um 39% niedriger ausfielen als im Vorjahr. Dies wiederum hat auch die Entwicklung in den vor- und nachgelagerten Wirtschaftszweigen (wie z.B. Brauereien oder Wäschereien) in Mitleidenschaft gezogen. Geradezu dramatisch ist die Situation bei den Reisebüros und -veranstaltern mit einem (nominalen) Umsatzrückgang von 68% gegenüber Vorjahr allein in den ersten drei Quartalen des Jahres, bei den Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstaltern (–49%) oder der Filmbranche einschließlich Kinos (–34%). Gleiches gilt für die Personenbeförderung im Luftverkehr (–65%), in der See- und Küstenschifffahrt (–58%) oder im Eisenbahnverkehr (–32%). Auch in zahlreichen haushaltsnahen Handwerksbereichen waren kräftige Umsatzeinbußen im Zeitraum Januar bis September 2020 hinzunehmen, um –12% bei den Friseuren, –18% bei den Textilreinigern oder –19% bei den Fotografen. 

			Geringer Beschäftigungsabbau

			Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in den von der Coronakrise betroffenen Wirtschaftszweigen ist hingegen bislang zumeist nur wenig zurückgegangen. Die absolut größten Beschäftigungsverluste im Vorjahresvergleich waren bis zum November in der Metall- und Elektroindustrie (–159000 Personen, –3,5%), gefolgt vom Gastgewerbe (–97000Personen, –8,9%) und der Arbeitnehmerüberlassung (–48000Personen, 6,4%). Im stark von den pandemiebedingten Restriktionen betroffenen Handelssektor belief sich der Beschäftigungsrückgang demgegenüber nur auf knapp 8000 Personen (–0,2%), wohl auch wegen der positiven Entwicklung im Online-Handel. Auch die »Sonstigen Dienstleistungen«, zu denen u.a. die betroffenen sozialen Dienstleistungen gehören, haben in Summe nur einen verhältnismäßig geringen Beschäftigungsabbau zu verzeichnen (–15000, entspricht –1,2%). Dass der Arbeitsausfall insgesamt aber höher ausfiel, zeigt sich an den bislang vorliegenden Angaben zu den geleisteten Arbeitsstunden der Erwerbstätigen, die beispielsweise im Verarbeitenden Gewerbe um 6,6%, im Bereich Handel, Verkehr und Gastgewerbe um 7,4% und bei den Sonstigen Dienstleistern im Jahr 2020 um 8,5% zurückgingen. Dies deutet darauf hin, dass insbesondere die verbreitete Nutzung von Kurzarbeit den Abbau von Arbeitsplätzen bislang vermieden hat.5

			Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und Liquiditätshilfen halten die Zahl der Unternehmensschließungen gering

			Ungewiss ist, ob sich die besonders stark von der Corona-Pandemie betroffenen Branchen so schnell wieder erholen können, dass Unternehmensschließungen auf breiter Front vermieden werden können. Im Handel, im Gastgewerbe und bei einigen kulturellen und sozialen Dienstleistungen erscheint dies aus heutiger Sicht fraglich, auch wenn – nicht zuletzt wegen der bislang ausgesetzten Insolvenz­antragspflicht bei Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit und der Liquiditätshilfen für besonders stark betroffene Unternehmen – die Zahl der Insolvenzen bislang nicht außergewöhnlich hoch ist. Dass der Staat die Schließung von Unternehmen mit einem grundsätzlich tragfähigen Geschäftsmodell verhindern will, ist dabei nicht grundsätzlich zu beanstanden; allerdings bergen die getroffenen Maßnahmen aufgrund ihrer Ausgestaltung das Risiko, dass damit auch der notwendige Marktaustritt nicht rentabler Unternehmen unterbunden wird. Dies könnte auf längere Sicht zu Wohlstandseinbußen aufgrund einer suboptimalen Ressourcenallokation führen. 

			Keine Anzeichen für regional unterschiedliche Effekte

			Die Wahrscheinlichkeit von Unternehmensschließungen wächst, je länger die gegenwärtigen Beschränkungen für einzelne Branchen andauern – und für einige Wirtschaftszweige wie die Kultur- und Veranstaltungsbranche oder das Tourismus- und Reisegewerbe ist zu befürchten, dass Lockerungen erst dann vorgenommen werden, wenn aufgrund erfolgreicher Impfungen eine Herdenimmunität erreicht ist, also frühestens ab Herbst 2021. Zu einer Verschärfung der regionalen Unterschiede in der Wirtschaftskraft würde dies jedoch nur dann führen, wenn sich Unternehmensschließungen auf strukturschwächere Regionen konzentrieren würden. Wenig Anhaltspunkte hierfür gibt es mit Blick auf den Handel, da dieser sich eher gleichmäßig auf die einzelnen Regionen Deutschlands verteilt. In den Kreisfreien Großstädten beträgt der Anteil des Handelssektors an den Beschäftigten dabei insgesamt durchschnittlich rund 12%, in den übrigen Regionen ist er nur wenig höher. Auch wenn es einige wenige Landkreise mit einem deutlich überdurchschnittlichen Anteil des Handels an den Beschäftigten gibt, sind dies nicht unbedingt besonders wirtschaftsschwache Regionen (gemessen an der Wirtschaftskraft, der Arbeitslosigkeit oder der Einstufung als GRW-Fördergebiet). Gleiches gilt für viele andere der oben genannten konsumnahen Dienstleistungsbereiche wie Friseure, Textilpflegebetriebe oder Kinos. Insolvenzen in diesen Bereichen sind zwar bitter für die Betroffenen (und möglicherweise auch schädlich für die Lebensqualität in den jeweiligen Städten und Gemeinden), die regionalwirtschaftlichen Auswirkungen sind jedoch begrenzt.

			Eine stärkere räumliche Ballung ist hingegen beim Gastgewerbe festzustellen. Landkreise mit einem hohen Anteil dieses Sektors finden sich insbesondere in den typischen Tourismusgebieten an Nord- und Ostsee sowie in den bayrischen Alpen. Hier sind teilweise mehr als 10% aller Beschäftigten im Tourismussektor tätig. Zudem handelt es sich dabei häufig um dünn besiedelte ländliche Regionen mit einer geringen Wirtschaftskraft (auch deshalb, weil im Tourismus nur eine verhältnismäßig geringe Wertschöpfung je Erwerbstätigen erzielt wird und weil Urlaubsregionen ihren Reiz gerade daraus beziehen, dass andere Sektoren, insbesondere die Industrie, hier nur schwach vertreten sind); hinsichtlich der regionalen Beschäftigungssituation (gemessen an der Arbeitslosenquote) gibt es hingegen keinen systematischen Zusammenhang. Alles in allem gilt auch hier, dass es sich dabei nur zum Teil um Regionen handelt, die nach den Kriterien der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« als strukturschwach gelten. 

			Ein negativer Effekt auf die regionale Wirtschaftsentwicklung setzt allerdings voraus, dass die betroffenen Betriebe dauerhaft schließen und auch nicht durch Neugründungen ersetzt werden. Gerade das ist aber zu bezweifeln, denn sobald sich das Pandemiegeschehen beruhigt hat und die Menschen wieder reisen dürfen, werden im Zweifel Hotels und gastronomische Einrichtungen an attraktiven Urlaubsorten wieder neu eröffnet werden. Ob es die gleichen Eigentümer sein werden und ob in den Krisenjahren entlassene Beschäftigte dort wieder einen neuen Arbeitsplatz finden werden, ist zwar nicht ausgemacht; dennoch sollte dies dazu führen, dass die Wirtschaftskraft in den betroffenen Regionen nicht dauerhaft niedriger ausfallen wird, als es vor der Pandemie der Fall war. In anderen Bereichen wie Messe- und Veranstaltungswirtschaft mag dies anders sein; diese sind aber gemeinhin nicht in den strukturschwächeren Regionen angesiedelt. Insoweit ist mit einer Corona-bedingten Verschärfung regionaler Disparitäten auf lange Sicht wohl nicht zu rechnen. 

			Problematischer wäre es, wenn es zum Verlust von Produktionsstätten in der Industrie käme, gerade auch weil dieser Sektor wegen seiner insgesamt höheren Produktivität und dem zumeist überregionalen Absatz seiner Produkte aus regionalpolitischer Sicht von besonderer Bedeutung ist. Zudem sind auch Forschung und Entwicklung eine Domäne der Industrie, und zahlreiche Dienstleistungsunternehmen sind in industrielle Wertschöpfungsketten eingebunden. Allerdings ist die Industrie kein homogener Sektor, und nur in einzelnen Industriezweigen besteht eine starke räumliche Ballung (z.B. Automobilbau, chemische Industrie). Die meisten Landkreise weisen ohnehin eine eher diversifizierte Industriestruktur auf, so dass Probleme einzelner Branchen oder gar Unternehmen die regionale Entwicklung hier kaum beeinträchtigen dürften. Insoweit kann auch hier Entwarnung gegeben werden. Wenn es in einzelnen regional stärker vertretenen Sektoren (wie z.B. dem Fahrzeugbau) Probleme gibt, so scheinen diese aus heutiger Sicht weniger mit der Corona-Pandemie zu tun zu haben als vielmehr mit dem strukturellen Wandel, dem diese Branchen unterworfen sind. Hieraus kann sich eine Verschärfung regionaler Disparitäten ergeben, doch hat dies dann nichts mit der Pandemiesituation zu tun und wäre insoweit auch unter anderen Umständen so eingetreten. 

			Resilienz von Regionen

			In der regionalökonomischen Forschung erlebt seit einiger Zeit das Thema der »Resilienz« erhöhte Aufmerksamkeit. Dabei geht es zum einen um die Vulnerabilität (die, wie beschrieben, in den meisten Regionen nicht so hoch sein dürfte), zum anderen aber auch um die Regenerationsfähigkeit eines Systems, also wie schnell nach einem (exogenen) Schock das Ursprungsniveau von Bruttoinlandsprodukt oder Beschäftigung wieder erreicht werden kann. Eine aktuelle Untersuchung des ifo Instituts (Förtsch etal. 2021) zeigt anhand des Beispiels der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009, dass die Resilienz der deutschen Landkreise grundsätzlich als hoch eingeschätzt werden kann – auch wenn die damaligen Erfahrungen nicht unbedingt auf die aktuelle Situation übertragen werden können, weil sich der Produktionseinbruch 2009 vor allem auf die Industrie konzentrierte, andere Sektoren hingegen nur schwach be­troffen waren. 

			Im Jahr 2009 lag in 355 von 401 Landkreisen das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen unterhalb des Niveaus von 2008; bei den nur wenig von der Wirtschaftskrise betroffenen Landkreisen handelte es sich überwiegend um Regionen mit einem niedrigen Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der gesamten Wertschöpfung. Gut die Hälfte davon (55,2%) konnten das Vorkrisenniveau des BIP je Erwerbstätigen bereits bis zum Jahr 2010 wieder erreichen, und im Jahr 2011 waren es schon 85,9%. Einige wenige (4% aller betroffenen Landkreise) Regionen hatten allerdings auch fünf Jahre später noch ein niedrigeres BIP je Erwerbstätigen aufzuweisen, wobei dies nicht notwendigerweise auf den konjunkturellen Einbruch 2008/2009 zurückzuführen ist. Insgesamt deuten diese Daten darauf hin, dass die Resilienz deutscher Regionen im Hinblick auf den Schock der Wirtschaftskrise vergleichsweise hoch war. 

			Anders sieht es hingegen aus, wenn man nicht das Vorkrisenniveau zum Maßstab nimmt, sondern den vorangehenden Wachstumspfad. Nur ein gutes Viertel (26,2%) aller Landkreise war bereits im Jahr 2010 auf den Vorkrisen-Wachstumspfad zurückgekehrt; bei 158Landkreisen (44,5%) war dies selbst 2017 noch nicht der Fall. Dies ist ein Indiz dafür, dass auch ein temporärer Schock durchaus langfristige negative Wirkungen auf die Entwicklungschancen einer Region haben kann. Nicht auszuschließen ist allerdings, dass auch hier zusätzliche, nicht näher berücksichtigte Faktoren (z.B. eine später einsetzende Strukturkrise wichtiger Branchen) es erschwert oder gar verhindert haben, dass der vorherige Wachstums­pfad wieder erreicht wurde; in diesem Fall wäre es unzulässig, die Wirtschaftskrise 2009 hierfür verantwortlich zu machen. 

			Die erwähnte ifo-Studie zeigt u.a., dass die Erholungsdauer nach dem Konjunktureinbruch 2009 umso länger war, je höher der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes und der Unternehmensdienstleistungen in einem Landkreis ist. Dies ist wegen des industriellen Charakters der Wirtschaftskrise auch nicht weiter verwunderlich. Als positive Faktoren für regionale Resilienz wurden zudem eine diversifizierte Wirtschaftsstruktur, eine hohe Innovationskraft und eine hohe Gründungsintensität identifiziert – alles Faktoren, die eher in strukturstärkeren Regionen angesiedelt sind. Ob dies in der gegenwärtigen Corona-Pandemie ebenfalls der Fall sein wird, muss zum heutigen Zeitpunkt allerdings offen­bleiben. 

			Konsequenzen für die regionale Wirtschaftspolitik

			Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, dass zumindest aus aktueller Sicht wenig Anlass zu der Befürchtung besteht, dass die Corona-Pandemie die regionalen Disparitäten in Deutschland verschärfen könnte. Insoweit besteht auch kein Grund, über die zweifellos notwendigen Maßnahmen zur Unterstützung besonders betroffener Unternehmen und Branchen hinaus, das Instrumentarium der regionalen Wirtschaftsförderung entsprechend zu modifizieren. Die trifft insbesondere auf das Kernstück der regionalen Wirtschaftspolitik, die Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur« zu, bei der derzeit eine Neuabgrenzung der Fördergebiete für die Jahre 2021–2027 vor dem Hintergrund der geplanten Einbettung in eine »gesamtdeutsche Förderpolitik« ansteht. Denkbar wäre aber, entgegen bisheriger Gepflogenheiten eine »Halbzeitüberprüfung« der Fördergebietsabgrenzung nach Überwindung der Corona-Pandemie vorzunehmen.

			Die Verbesserung regionaler Standortbedingungen bleibt hingegen auch unter Pandemiebedingungen eine wichtige Aufgabe, zu der insbesondere Länder und Kommunen einen Beitrag leisten müssen. Durch Förderpolitiken allein lässt sich ja die »Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse« kaum erreichen; vielmehr bedarf es hierfür einer kontinuierlichen und zielorientierten Anpassung der wirtschaftsrelevanten Rahmenbedingungen in den einzelnen Regionen. Hierzu zählen Infrastrukturen, aber auch eine leistungsfähige Verwaltung. Die Pandemie hat hier eine Reihe von Schwachpunkten aufgedeckt. Um bestehende Defizite auszugleichen, bedarf es selbstkritischer Überprüfung bestehender Strukturen und Prozesse. Insoweit ist es möglicherweise ein Problem, dass die Kosten der Pandemiebekämpfung und die mit der Krise verbundenen Einnahmeausfälle eine hohe Bürde für die künftige Haushaltspolitik aller beteiligten Gebietskörperschaften darstellen. Es besteht die Gefahr, dass Schuldentilgungen – auch wenn diese zeitlich gestreckt erfolgen – zu Kürzungen insbesondere bei wachstumsrelevanten Ausgaben (wie Investitionen, Ausgaben für Forschung und Entwicklung sowie für Bildung) führen, da diese kurzfristig eher disponibel sind als gesetzlich oder vertraglich gebundene Ausgaben (wie Sozialleistungen oder Personalausgaben). Die Wiederherstellung der Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte kann und sollte eher über ein hohes Wirtschaftswachstum als über beschleunigte Schuldentilgungen erfolgen, und da wären Ausgabenkürzungen in den genannten Bereichen kontraproduktiv (Nitschke 2021). 
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					1	Dies heißt aber nicht, dass die ausgefallene Produktion nachgeholt worden wäre; der kumulierte Produktionsausfall der Industrie belief sich im Gesamtjahr 2020 auf 10%. 

				

				
					2	Für regionale Wirtschaftspolitik ist es freilich letzten Endes unbedeutend, wodurch regionale Anpassungsprozesse ausgelöst werden.

				

				
					3	Statistische Angaben hierzu liegen zum Teil nur für frühere Jahre vor, so dass genaue Aussagen nicht möglich sind. 

				

				
					4	Sonderauswertung der ifo Geschäftsklimabefragungen, Februar 2021. Im November 2020 betrug der Anteil der Einzelhandelsunternehmen, die die Auswirkungen der Coronakrise als existenzgefährdend einstuften, bei lediglich 18%.

				

				
					5	Dies könnte sich allerdings ändern, wenn ab 1. Juli 2021 die Arbeitgeber wieder an den Sozialversicherungsbeiträgen für Arbeitnehmer in Kurzarbeit beteiligt sind. 

				

			

		




		
			Ulrich Walwei

			Auswirkungen der Coronakrise auf den Arbeitsmarkt: Kann Kurzarbeit auf Dauer Arbeitsplätze retten?
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			Die Covid-19-Pandemie hat zu einer schweren und lang­anhaltenden Krise von Wirtschaft und Arbeitsmarkt geführt. Seitens der Politik wurden vielfältige Anstrengungen unternommen, um die wirtschaftliche Lage zu stabilisieren. Unternehmen wurden durch Staatsbeteiligungen, Liquiditätshilfen und den Ersatz von Umsatzausfällen zumindest vorübergehend gesichert. Dennoch ist offen, wie Unternehmen mittel- und langfristig durch die Krise kommen werden. Im Mittelpunkt der Stützung des Arbeitsmarkts stand und steht der massive Einsatz der Kurzarbeit. Dabei stellt sich die Frage, ob und inwieweit hierdurch Arbeitsplätze auch auf längere Sicht gerettet werden können. 

			Kurzarbeit als arbeitsmarktpolitisches Instrument

			In Krisenzeiten dient die konjunkturelle Kurzarbeit der Stabilisierung von Beschäftigung und Einkommen. Aus ökonomischer Sicht setzt sie Anreize, Arbeitskräfte zu halten, die ohne ihren Einsatz womöglich freigesetzt worden wären. Mit dem Einsatz von Kurzarbeit ist eine ganze Reihe von Vorteilen verbunden. Gut eingearbeitete Arbeitskräfte können durch die Kurzarbeit in den Betrieben verbleiben, wodurch spezifisches Humankapital gesichert wird. Durch das Festhalten an Arbeitskräften vermeiden die Betriebe Entlassungs- und Wiedereinstellungskosten (Crimmann und Wießner 2009). Die durch die Nutzung von Kurzarbeit geringere Lohnsumme stärkt die Liquidität von Unternehmen in Krisenzeiten. Schließlich reduziert Kurzarbeit soziale Kosten im Vergleich zu Entlassungen, auch, und gerade, weil Beschäftigungsverhältnisse aufrechterhalten werden und der individuelle Arbeitszeit- und Verdienstausfall in vielen Fällen weniger als 100% beträgt. 

			Der Einsatz von Kurzarbeit kann aber auch mit Problemen einhergehen. Durch die Stabilisierung von Beschäftigung kann sich die Reallokation von Arbeit verringern, und das Ausscheiden unproduktiver Unternehmen aus dem Markt kann sich verzögern (Cahuc 2019). Vor allem bei nachhaltigen und strukturellen Schocks wird ein längerfristiger Einsatz der Kurzarbeit immer fragwürdiger, weil die Weiterbeschäftigungschancen im Zeitablauf sinken.

			Grundsätzlich setzen hierzulande die rechtlichen Regelungen für die Nutzung von Kurzarbeit einen erheblichen Arbeitsausfall auf Seiten der Beschäftigten voraus. Die regelmäßige Arbeitszeit kann in einem solchen Fall unter Gewährung von Kurzarbeitergeld entsprechend verringert werden. Die Bezugsdauer der konjunkturellen Kurzarbeit beträgt in der Regel bis zu zwölf Monate. Das Kurzarbeitergeld beläuft sich normalerweise – analog zum Arbeitslosengeld – auf 60% (bei Personen mit Kindern: 67%) der Nettoentgeltdifferenz des Monats, in dem die Arbeit ausgefallen ist. Die maximale Bezugsdauer und die Höhe des Kurzarbeitergelds können in Krisenzeiten – befristet – heraufgesetzt werden. Kurzarbeit kann für alle Beschäftigten eines Betriebs oder auch nur für einen Teil der Beschäftigten in Anspruch genommen werden. Möglich ist, dass Beschäftigte mit einer verringerten Arbeitszeit (Teilzeit) weiterarbeiten und gleichzeitig Lohn und Kurzarbeitergeld beziehen. 

			Die vorliegenden Wirkungsanalysen zum Einsatz von Kurzarbeit beziehen sich zumeist auf die Finanzkrise 2008/2009. Hijzen und Venn (2011) zeigen in einer Kausalanalyse für 16 OECD-Länder, dass Kurzarbeit zur Sicherung von Arbeitsplätzen in Krisenzeiten beitragen konnte. Vor allem für Japan und Deutschland konnte dies nachgewiesen werden. Bestätigt wird das Ergebnis durch Boeri und Brücker (2011). Sie ermittelten, dass durch den Einsatz von Kurzarbeit in Deutschland rund 400000 Arbeitsplätze erhalten werden konnten. Zu erwähnen ist jedoch, dass das 95%-Konfidenzintervall für das Schätzergebnis zwar im positiven Bereich bleibt, aber mit einer Bandbreite von 34000 bis 770000 nicht so weit vom Nullpunkt entfernt ist. Zudem ist bei der Interpretation der Effekte zu beachten, dass sich Betriebe mit einer höheren Überlebensfähigkeit in die Kurzarbeit hineinselektiert haben könnten. Zu einer insgesamt stabilisierenden Wirkung der Kurzarbeit auf den hiesigen Arbeitsmarkt während der Finanzkrise kommen weitere Studien, die auf Betriebsdaten basieren (Dietz et al. 2011; Bellmann et al. 2015). Schließlich gibt es Hinweise auf positive Wirkungen der Kurzarbeit zur Stabilisierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und der individuellen Einkommen (da Silva et al. 2020). 

			Besonderheiten der Covid-19-Pandemie 

			Die Covid-19-Pandemie hat schon jetzt schweren wirtschaftlichen Schaden angerichtet. Im ersten Lockdown wurden Absatzwege und Lieferketten durchbrochen, was den internationalen Handel vorübergehend beeinträchtigte. Durch die enorme Abschwächung der Weltwirtschaft kam es zudem zu Nachfrageeinbrüchen. Die Schließung ganzer Wirtschaftszweige wie Gastwirtschaften, Hotels und Tourismus sowie die weitgehende Einschränkung von Großveranstaltungen in Bereichen wie Kultur, Sport, Freizeit und Wirtschaftsmessen während der Lockdown-Maßnahmen sind ein (negatives) Novum und halten noch immer an. In der Summe trug die Coronakrise maßgeblich zum Rückgang des Bruttoinlandsprodukts 2020 von gut 5% im Vergleich zum Vorjahr bei (Statistisches Bundesamt 2021). 

			Im Vergleich zur Finanzkrise von 2008 und ihren Folgen weist die Coronakrise vier wesentliche Unterschiede auf. Die Finanzkrise war hierzulande durch einen V-Verlauf mit relativ schneller Erholung, einer ihr vorausgehenden Boomphase der Volkswirtschaft, einer starken Betroffenheit des exportorientierten Verarbeitenden Gewerbes und einer vergleichsweise geringen Bedeutung struktureller Begleitfaktoren gekennzeichnet. Im Gegensatz dazu ist bei der Coronakrise nicht zuletzt durch den nun schon zweiten Lockdown in weiten Teilen Europas mit einer wohl erheblich längeren Erholungsphase zu rechnen. Erschwerend kommt hinzu, dass der Coronakrise bereits eine leicht rezessive Tendenz der Wirtschaft vor­ausging, die Branchenbetroffenheit deutlich breiter ist und sich gerade eine forcierte Transformation der Wirtschaft, insbesondere durch die pandemiebedingt schneller voranschreitende Digitalisierung, vollzieht (ifo Institut 2020). 

			Vorliegende Prognosen und Szenarien sprechen aus heutiger Sicht dafür, dass die Wirtschaft erst 2022 wieder das Vorkrisenniveau erreichen wird und im Jahr 2021 von einem BIP-Anstieg um die 3% auszugehen ist (BMWi 2021). Für den Arbeitsmarkt bedeutet dies, dass Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 2021 stagnieren und sich erst langsam wieder erholen. Insgesamt ist jedoch festzuhalten, dass sich der Arbeitsmarkt auch dank der staatlichen Stützungsmaßnahmen in der Krise als relativ robust erwiesen hat. So ist die durchschnittliche Arbeitslosigkeit 2020 im Vergleich zum Vorjahr angesichts des starken BIP-Rückgangs nur um rund 430000 oder 0,9 Prozentpunkte gestiegen. Eine wesentliche Ursache hierfür ist der zuletzt beträchtliche Einsatz der Kurzarbeit. 

			Einsatz der Kurzarbeit in der Coronakrise

			Um die Nutzung der Kurzarbeit in der aktuellen Krise zu erleichtern, hat die Bundesregierung durch Gesetzesänderungen und Rechtsverordnungen folgende erweiterte Regelungen im Zuge der Corona-Pandemie ergriffen: 

			
					Um Kurzarbeitergeld anzeigen zu können, reicht in der momentanen Krise ein Anteil von 10% der Beschäftigten mit Arbeits- und Entgeltausfall. 

					Ein Aufbau negativer Arbeitssalden im Arbeitszeitkonto ist nicht erforderlich. 

					Sozialversicherungsbeiträge auf den Arbeitsausfall werden bis 30. Juni 2021 in voller Höhe erstattet, bis zum Jahresende 2021 sollen die Beiträge zur Hälfte erstattet werden und bei Weiterbildung der Beschäftigten in Kurzarbeit weiterhin in voller Höhe. 

					Bis zum 31. Dezember 2021 kann das Kurzarbeitergeld bis zu 24 Monate gezahlt werden. 

					Bei einem Entgeltausfall von mindestens 50% wird das Kurzarbeitergeld ab dem vierten Bezugsmonat auf 70% (77% mit Kindern) und dem siebten Bezugsmonat bis auf 80% (87% mit Kindern) erhöht.

					In der Zeitarbeitsbranche kann Kurzarbeit eingesetzt werden. 

					Ein Minijob im Nebenerwerb ist für Kurzarbeitende anrechnungsfrei. 

			

			Mit der Coronakrise im Jahr 2020 sind die Kurzarbeitszahlen auf ein Rekordniveau geschnellt. Allein im April 2020 lag die Zahl der Personen in Anzeigen bei mehr als 8 Millionen und damit deutlich über dem höchsten Wert in einem Monat während der Finanzkrise (rund 720000). Dies gilt analog für die Inanspruchnahme und damit die Zahl der Leistungsempfänger. Im April/Mai 2020 erhielten knapp 6 Millionen Beschäftigte Kurzarbeitergeld, während es in der Finanzkrise maximal gut 1,4 Millionen waren (vgl. Abb. 1). Der durchschnittliche Arbeitszeitausfall lag zu dem Zeitpunkt bei knapp 51%. Bis zum November 2020 gingen dann Anzeigen und Inanspruchnahme deutlich zurück, jedoch stieg der durchschnittliche Arbeitsausfall wieder und erreichte zuletzt ein ähnliches Niveau wie im Frühjahr. In dem nun zweiten harten Lockdown geben insbesondere in Branchen wie dem Hotel- und Gaststättengewerbe, den Verkehrsunternehmen sowie dem Veranstaltungswesen wieder eine größere Zahl von Betrieben an, Kurzarbeit zu nutzen (IAB 2020). In diesen Wirtschaftsbereichen ist aufgrund der massiven Einschränkungen der Arbeitsausfall pro Kurzarbeitenden eher hoch. Insgesamt ist aber nicht zu erwarten, dass die Zahl der Kurzarbeitenden in absehbarer Zeit auch nur annähernd wieder auf ein Niveau wie im Frühjahr 2020 steigen wird. 
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			Möglichkeiten und Grenzen des Einsatzes von Kurzarbeit in der Pandemie 

			Für eine Wirkungsanalyse des Einsatzes von Kurzarbeit in der Coronakrise und damit eine abschließende Bewertung ist es natürlich noch viel zu früh. Dennoch lassen sich anhand der bisher vorliegenden, zumeist deskriptiven Befunde gewisse Tendenzen ableiten und wichtige Hinweise gewinnen. 

			Eine erste Erkenntnis besteht darin, dass der starke Rückgang der Kurzarbeit nach dem Frühjahr 2020 nicht mit zusätzlichen Beschäftigungsverlusten und einem weiteren Arbeitslosigkeitsanstieg einhergegangen ist (vgl. Abb. 2). Für diesen Teil der eingesetzten Kurzarbeit kann man daher unterstellen, dass hierdurch die Beschäftigung aufrechterhalten werden konnte. Dabei ist bemerkenswert, dass die in Vollzeitäquivalenten gemessene Zahl der Leistungsempfänger in Kurzarbeit im Frühjahr 2020 sogar höher lag als die Gesamtzahl der Arbeitslosen. 
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			Für die weit überwiegende Mehrheit der Betriebe war die Kurzarbeit in der aktuellen Krise somit ein kurzfristiges Absicherungsinstrument. Dies liegt zum einen daran, dass die Betriebe durch die Nichtauslastung der Beschäftigten und den damit einhergehenden Produktionsausfall keine Gewinne erwirtschaften können. Darüber hinaus mussten sie die sogenannten »Remanenzkosten« tragen. Diesen nicht erstatteten Arbeitskosten stehen während der Kurzarbeit ebenfalls keine Erträge gegenüber. Betriebe werden diese zusätzlichen Kosten nur tragen, wenn sie sich eine Weiterbeschäftigung erhoffen. Zusätzlich ist zu beobachten, dass Betriebe häufig das Kurzarbeitergeld der Beschäftigten aufstocken. Laut einer Personenbefragung des IAB war dies im Juni bei etwa der Hälfte der Kurzarbeitenden der Fall (Kruppe und Osiander 2020). Damit fällt die Kostenersparnis durch Kurzarbeit für die Betriebe noch einmal geringer aus. Dass zudem Betriebe in der Nutzung der Kurzarbeit weit unterhalb des durch die Anzeigen gegebenen Rahmens bleiben, belegt, dass Betriebe, wenn möglich, Kurzarbeit vermeiden. Schließlich haben Betriebe die Möglichkeit, Kurzarbeit mit Qualifizierung zu verbinden. Damit können sie ihre Belegschaften auf die Transformation vorbereiten. Stärkere Anreize für Qualifizierungsmaßnahmen können zu fiskalischen Rückflüssen führen und die Anpassungsprozesse in der wirtschaftlichen Transformation erleichtern (Kruppe und Weber 2020).

			Beschäftigte werden durch die Kurzarbeit in der Regel nicht eingesperrt. Kurzarbeitende können sich jederzeit einen neuen Arbeitsplatz suchen. Das gilt insbesondere, wenn Betriebsschließungen und Massenentlassungen drohen. Gerade qualifizierte Kräfte verlassen frühzeitig die betreffenden Betriebe. Bekannt ist dies unter dem Stichwort »Shadow of Death« (Almus 2004). Kritisch einzuschätzen ist hingegen, dass den vorliegenden Befunden zufolge Kurzarbeitende die gewonnene Zeit eher selten für neue Aktivitäten nutzen (Kruppe und Osiander 2020). Nur wenige der Betroffenen nahmen nach eigenen Angaben während der Kurzarbeit eine zusätzliche Beschäftigung (5%) oder ein Ehrenamt (knapp 6%) auf. Lediglich 5% der Befragten nutzten den Arbeitsausfall, um sich beruflich weiterzubilden. 

			Unabhängig von diesen potenziell positiven Effekten der Kurzarbeit in der Coronakrise stellt sich die Frage nach der richtigen Ausgestaltung der Regelungsparameter. Wie weit kann und darf der Gesetzgeber gehen? Hier ergeben sich vielfältige und nicht leicht zu lösende Zielkonflikte: Je höher und länger die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge erfolgt, desto mehr erhöht sich das Risiko von Mitnahmeeffekten, also das Risiko, dass Betriebe ihre Beschäftigten in Kurzarbeit schicken, obwohl sie diese auch ohne Kurzarbeit hätten halten können. Wird eine verlängerte Bezugsdauer des Kurzarbeitergelds zeitlich zu weit gestreckt, kann es zu einem verzögerten Ausscheiden unproduktiver Unternehmen kommen, können strukturelle Anpassungsprozesse gebremst werden und in Erholungsphasen die Mitnahmeeffekte hoch ausfallen. Schließlich können mit der Bezugsdauer steigende Leistungssätze den Einsatz der Kurzarbeit generell verlängern. In einer Personen­erhebung befürworteten Befragte zwar mehrheitlich eine Erhöhung von Leistungssätzen, sprachen sich aber für eine stärkere soziale Staffelung aus (Osiander et al. 2020). 

			Der vorübergehende Erfolg der staatlichen Stützungsmaßnahmen besagt allerdings noch nicht, dass nach dem Ende der Pandemie alle Unternehmen überleben werden (Insolvenzrisiko) und sich die Unternehmen in personalpolitischer Hinsicht nicht konsolidieren müssen (Entlassungsrisiko). So gab jeder dritte vom Lockdown betroffene Betrieb im November 2020 an, akut in seiner Existenz bedroht zu sein (Bellmann et al. 2020). In solchen Fällen gewinnen die Unternehmen und ihre Beschäftigten durch die Kurzarbeit aber zumindest Zeit. 

			Dazu kommt noch etwas anderes: Nicht alle Unternehmen, die »wegen Corona« in die Insolvenz gehen, werden im engeren Sinne Opfer des Lockdowns sein. Häufig wird dahinter gar nicht so sehr der unmittelbar durch den Lockdown ausgelöste Umsatzausfall stecken, sondern vor allem die nach der Pandemie nicht wiederkehrenden Einnahmen. Verantwortlich ist der durch Corona massiv beschleunigte Strukturwandel. Durch die fortschreitende Digitalisierung kann es auf Seiten der Kunden zu nachhaltigen Verhaltensänderungen kommen, z.B. mit Blick auf den Onlinehandel oder weniger Dienstreisen. 

			Während die unmittelbaren Folgen eines Lockdowns durch Kurzarbeitergeld und weitere staatliche Stützungsmaßnahmen abgefedert werden können, entwickelt sich gleichzeitig eine Dynamik, die nur schwer aufzuhalten sein wird. Am deutlichsten ist das beim Einzelhandel: Digitale Geschäftsmodelle wie die der großen Onlinehändler boomen. Der Druck auf den stationären Einzelhandel in den Innenstädten verschärft sich. Auch wenn einige Händler ihr Geschäftsmodell durch einen Online-Versandhandel ergänzen: bezüglich der Auswahl oder der Geschwindigkeit mit den großen Onlinehändlern mitzuhalten, ist nicht leicht. Ganz zu schweigen vom Preisdruck. Diese Probleme sind nicht neu, sie wurden durch die Covid-19-Pandemie jedoch massiv verschärft.

			Auch die Veranstaltungsbranche und die Reisebranche werden nach Corona mit wesentlich grö­ßeren Herausforderungen konfrontiert sein als zuvor. Viele Unternehmen haben realisiert, dass manche Dienstreise durch eine Online-Teilnahme an einer Veranstaltung entfallen kann, dass eine Videokonferenz oft ähnlich gut funktioniert wie eine Besprechung vor Ort mit hunderten Kilometern Reiseweg. Wenn Geschäftsreisen reduziert werden, lastet das auf dem Hotel- und Gastgewerbe. Die Umsatzausfälle des Lockdowns kann der Staat zwar kompensieren, die Verhaltensänderungen auf Seiten der Nachfrager werden aber ihre Spuren dauerhaft hinterlassen.

			Fazit: Kurzarbeit ist und bleibt in schweren Krisen das Mittel der Wahl

			Kurzarbeit ist auch in der noch andauernden Coronakrise ein effektives Instrument zur Stabilisierung von Arbeitsplätzen. Dies gilt, obwohl das gesamte Ausmaß und das Ende der Rezession noch nicht einmal absehbar sind. Die aktuelle Krise geht in den meisten Fällen nicht auf unternehmerische Fehlentscheidungen zurück, sondern auf den exogenen Schock durch die Covid-19-Pandemie. Die verlängerten Fördermöglichkeiten schaffen Planungssicherheit, sorgen für einen Zeitgewinn und verhindern ein ansonsten drohendes Abgleiten in eine sich selbst verstärkende Abwärtsspirale. Mit einer sich verbessernden wirtschaftlichen Lage sollte die großzügige Gewährung von Kurzarbeit dann aber Zug um Zug zurückgefahren werden. 
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			Eine Corona-Insolvenzwelle ist bislang in Deutschland ausgeblieben. Neben der Aussetzung der Pflicht zur Anmeldung einer Insolvenz haben vor allem die Sofort- und Überbrückungshilfen des Bundes und der Länder dazu beigetragen. Das geht aus Schätzungen hervor, die auf historischen Zusammenhängen zwischen Konjunktur, Unternehmensgewinnen und Insolvenzgeschehen beruhen. 

			In Konjunkturkrisen nimmt üblicherweise das Insolvenzgeschehen zu, da die schwächsten Unternehmen ihren Zahlungsverpflichtungen infolge der krisenbedingten Umsatz- und Gewinnrückgänge nicht mehr nachkommen können. So stiegen in Deutschland im Zuge der Weltfinanzkrise die voraussichtlichen Forderungen aus beantragten Insolvenzverfahren (gegen alle Schuldner ohne Verbraucher) im Jahr 2009 auf 75Mrd. Euro, nachdem sie in den fünf Jahren zuvor im Schnitt bei 25 Mrd. Euro lagen. Auch in der derzeitigen Krise, deren Ausmaß eine ganz ähnliche Größenordnung wie im Jahr 2009 annimmt, dürften die Unternehmensinsolvenzen zunehmen. Zwar liegt derzeit die amtliche Statistik über beantragte Insolvenzverfahren bereits bis einschließlich November vor. Mit Ausnahme des Insolvenzantrags der Wirecard AG, der mit etwa 12,5 Mrd. Euro zu Buche geschlagen haben dürfte, ist jedoch das Insolvenzgeschehen bislang unauffällig und sogar rückläufig. Neben dem eingeschränkten Betrieb der Insolvenzgerichte während der Corona-Pandemie dürfte sich hierin insbesondere die seit 1. März 2020 geltende Aussetzung der Insolvenzantragspflicht auswirken (vgl. Statistisches Bundesamt 2020). Von dieser Maßnahme der Bundesregierung profitierten bis Ende September 2020 alle Unternehmen, die infolge der Corona-Pandemie überschuldet oder zahlungsunfähig wurden. Seither wurde die Aussetzung mehrfach verlängert (aktuell bis Ende April), wobei die Gültigkeit der Maßnahme auf den Insolvenzgrund der Überschuldung begrenzt wurde. Insolvente Unternehmen können die Insolvenzantragspflicht nur dann weiterhin aussetzen, wenn sie gleichzeitig einen Antrag auf die Gewährung finanzieller Hilfeleistungen im Rahmen staatlicher Hilfsprogramme zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie gestellt haben. Insgesamt ist allerdings davon auszugehen, dass durch das bloße Aussetzen der Antragspflicht nicht die wahren Ursachen der Insolvenz bekämpft werden, sondern vielmehr die Folgen der Krise zeitlich verschoben werden. 

			AUSSETZEN DER INSOLVENZANTRAGSPFLICHT VERSCHIEBT INSOLVENZEN

			Mit Hilfe eines Zeitreihenmodells soll untersucht werden, welches Insolvenzgeschehen als Folge der Coronakrise auf der Basis von Zusammenhängen der Vergangenheit zu erwarten gewesen wäre und welcher Beitrag von den staatlichen Hilfszahlungen für sich genommen auf das Insolvenzgeschehen zu erwarten gewesen wäre. Zu diesem Zweck wurde ein vektorautoregressives Zeitreihenmodell spezifiziert, das neben den Forderungen aus Insolvenzverfahren das preis-, saison- und kalenderbereinigte Bruttoinlandsprodukt und die aus der Sektorrechnung entnommenen Unternehmensgewinne beinhaltet. Das Modell wurde mit vierteljährlichen Daten von 2003 bis zum ersten Quartal 2020 mittels bayesianischer Methoden geschätzt; alle Variablen gehen logarithmiert in Niveaus unter Berücksichtigung von vier Verzögerungen ein. Basierend auf der Modellschätzung wurde anschließend eine Prognose über den Verlauf der Forderungen aus Insolvenzverfahren berechnet, die bedingt ist auf den tatsächlichen und, ab dem vierten Quartal 2020, den in der ifo Konjunkturprognose Winter 2020 unterstellten Verlauf des Bruttoinlandsprodukts sowie dem bis zum dritten Quartal 2020 tatsächlich beobachteten Verlauf der Unternehmensgewinne (vgl. Wollmershäuser et al. 2020).1 Abbildung 1 zeigt, dass es im dritten und vierten Quartal 2020 zu einem kräftigen Anstieg der Unternehmensinsolvenzen hätte kommen müssen. Auf das Gesamtjahr hochgerechnet hätten die Forderungen aus Insolvenzverfahren auf einen Umfang von etwas mehr als 60 Mrd. Euro zunehmen müssen, nach 34 Mrd. Euro im Jahr 2019 (vgl. Abb. 2). Dass es nicht dazu kam, ist mit dem Aussetzen der Insolvenzantragspflicht zu erklären; die hier vorgenommene Schätzung basiert lediglich auf der tatsächlichen Konjunktur- und Gewinnent­wicklung. 
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			STAATLICHE HILFSZAHLUNGEN SENKEN INSOLVENZEN

			Im Gegensatz zum Aussetzen der Insolvenzantragspflicht dürften die Sofort- und Überbrückungshilfen des Bundes und der Länder einen bedeutsameren Einfluss auf das Insolvenzgeschehen gehabt haben. In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen werden diese staatlichen Hilfszahlungen als durch nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften und private Haushalte empfangene sonstige Subventionen erfasst. Diese lagen im zweiten und dritten Quartal zusammengenommen um 32 Mrd. Euro über den ansonsten weitgehend konstant fließenden Zahlungen des Staates an die Unternehmen. Ökonomisch gesehen erhöhen sie die Unternehmensgewinne um genau diesen Betrag und wirken einer Zahlungsunfähigkeit unmittelbar entgegen. Um die Auswirkungen der staatlichen Hilfszahlungen auf das Insolvenzgeschehen abzuschätzen, wurde im Rahmen der Prognose mit dem vektorautoregressiven Modell ein kontrafaktischer Verlauf der Unternehmensgewinne im zweiten und dritten Quartal 2020 unterstellt, der den tatsächlichen Gewinnen abzüglich der empfangenen staatlichen Hilfszahlungen entspricht. Der Verlauf des Bruttoinlandsprodukts wurde nicht geändert. Abbildung 1 zeigt, dass durch den stärkeren Gewinneinbruch der Anstieg der Unternehmensinsolvenzen insbesondere im vierten Quartal 2020 noch kräftiger ausgefallen wäre. Auf das Gesamtjahr hochgerechnet hätten sich die Forderungen aus Insolvenzverfahren auf knapp 120Mrd. Euro nahezu verdoppeln müssen im Vergleich zu einer Situation ohne staatliche Hilfszahlungen (vgl. Abb. 2). 

			Aus diesen Ergebnissen kann geschlussfolgert werden, dass die Sofort- und Überbrückungshilfen des Bundes und der Länder einen wichtigen Beitrag zur Minderung des Insolvenzgeschehens und damit zur Stabilisierung des Produktionspotenzials geleistet haben dürften. Als Folge des Einbruchs bei den Unternehmensgewinnen im vergangenen Jahr hätten eigentlich Forderungen in Höhe von fast 120Mrd. Euro ausfallen müssen. Durch die staatlichen Hilfszahlungen konnte die zu erwartende Ausfallsumme auf etwa 60 Mrd. Euro halbiert werden. Die verbleibenden 60Mrd. Euro sind vor allem deshalb noch nicht ausgefallen, weil die Bundesregierung die Pflicht zur Anmeldung der Insolvenz ausgesetzt hat. In der vorliegenden Analyse wurden nur die bisher tatsächlich im Jahr 2020 (bis einschließlich des dritten Quartals) geflossenen Hilfszahlungen berücksichtigt. Deshalb ist ihre Wirkung auch nur im Jahr 2020 zu beobachten, und die Unterschiede zu dem (ohne Aussetzung der Insolvenzantragspflicht) zu erwartenden Insolvenzgeschehen sind statistisch signifikant. In den Prognosen für das Jahr 2021 fließen annahmegemäß keine staatlichen Hilfszahlungen mehr, weshalb sich die Prognosen der statistischen Modelle mit und ohne staatliche Hilfszahlungen nicht signifikant voneinander unterscheiden. 

			Aus diesen Ergebnissen darf allerdings keinesfalls geschlussfolgert werden, dass, selbst wenn die konjunkturelle Erholung wie erwartet in diesem Jahr einsetzt, eine Zunahme des Insolvenzgeschehens ausgeschlossen werden kann. In der Modellprognose können die Auswirkungen der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht nicht berücksichtigt werden. Allerdings ist davon auszugehen, dass mit dieser Maßnahme nicht die wirtschaftlichen Insolvenzgründe verschwunden sind, sondern vielmehr zeitlich verschoben werden. Somit dürften nach dem Ende der Aussetzung der Antragspflicht die Insolvenzen zunehmen und zumindest jene Unternehmen getroffen werden, die entweder die staatlichen Hilfszahlungen nicht ausreichend bzw. nicht rechtzeitig erhalten haben oder deren Geschäftsmodell trotz staatlicher Hilfszahlungen langfristig nicht mehr erfolgversprechend ist. Immerhin hat die Coronakrise den Strukturwandel, allen voran die Digitalisierung, in vielen Bereichen beschleunigt.
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			Die Covid-Krise und der anhaltende Lockdown dürften die Struktur unserer Wirtschaft zumindest in einigen Bereichen nachhaltig verändern. Dies gilt vor allem in Bereichen, in denen sich stationäre Angebote durch Online-Angebote gut substituieren lassen, also vor allem im Handel. Während der Lebensmittelhandel in der Krise sogar profitiert, weil die Menschen weniger auswärts und mehr zu Hause essen, liegen weite Teile des Fachhandels am Boden. Der Lockdown treibt auch Verbraucherinnen und Verbraucher, die bisher weniger internetaffin waren und eine gewisse Skepsis in Bezug auf Technik, Qualität und Beratung hatten oder die einfach zu bequem waren, sich mit neuen Technologien vertraut zu machen, nun zum Internethandel. Dies gilt umso mehr, je länger der Lockdown anhält. Konnte der Kauf neuer Hosen, Töpfe, Kissen oder anderer Gebrauchsgüter zu Anfang noch hinausgezögert werden, schwindet die Bereitschaft in zerlöcherten Hosen herumzulaufen selbst im Homeoffice mit zunehmender Dauer des Lockdowns. Fast notgedrungen beginnen die Menschen auch Gebrauchsgüter vermehrt online einzukaufen. Viele werden – quasi gezwungenermaßen – die Erfahrung machen, dass es so schlecht gar nicht klappt mit dem Online-Einkauf, und dies eigentlich ganz bequem finden. 

			Massiver Strukturwandel im Handel: Drohende Verödung von Innenstädten in kleinen und mittleren Städten

			Der Trend weg vom stationären hin zum Online-Handel war natürlich auch vor der Covid-Krise schon zu beobachten. Der anhaltende Lockdown hat diesen Trend aber noch einmal beschleunigt, indem auch nicht internetaffine Kunden in den Internethandel getrieben wurden. 

			Wie die Verbraucherforschung zeigt, sind Änderungen im Verbraucherverhalten umso weniger zu revidieren, je länger sich Verbraucherinnen und Verbraucher an eine neue Verhaltensweise gewöhnen. Je länger also der Lockdown dauert, desto düsterer sieht es für den stationären Handel aus, und zwar nicht nur, weil dann weitere Monate an Umsatz fehlen, sondern vor allem auch, weil die Änderung des Konsumentenverhaltens dann umso persistenter und kaum noch umzukehren ist (vgl. Sheth 2020). Ein solch großer Schub für den Online-Handel muss prinzipiell nichts Schlechtes sein. Für die Umwelt mag es im Großen (Stichwort: Klimawandel) und im Kleinen (Stichwort: Stadtverkehr) vielleicht sogar gut sein, wenn weniger Menschen in die Innenstädte fahren. 

			Dennoch hat dieser Wandel auch weniger positive Konsequenzen. Die Verödung von Innenstädten wird zumindest nicht von allen Bürgerinnen und Bürgern mit Begeisterung gesehen, auch wenn dies langfristig zu – relativ betrachtet – geringeren Gewerbemieten im Innenstadtbereich führen dürfte und in der Konsequenz ganz langfristig auch zu geringeren Mieten für Wohnraum in der (verödeten) Innenstadt.

			Das Sterben des stationären Fachhandels ist jedoch differenziert zu betrachten. Weniger betroffen dürften Großstädte sein, die (a) über ein sehr großes Angebot an Fachhandelsgeschäften verfügen, wie München, Hamburg, Frankfurt oder Düsseldorf, und daher auch Kunden aus dem Umland anziehen und (b) parallel ein großes Repertoire an komplementären Angeboten in den Bereichen Freizeit, Kultur und Gastronomie haben. Der Grund liegt darin, dass sich Suchkosten und Reisezeiten für Verbraucher reduzieren, je mehr Angebote sich in geografischer Nähe zueinander befinden. Dieser Aspekt ist insbesondere bei differenzierten Gebrauchsgütern wie etwa Bekleidung relevant, bei denen Verbraucherinnen und Verbraucher aus einer Vielzahl von Produktvarianten auswählen können. Die Reduktion der Suchkosten durch eine geografische Clusterbildung führt lokal zu positiven Netzeffekten: Verbraucher kommen gern in die Städte, in denen sie bequem viele Angebote vergleichen bzw. im Fall von Kleidung anprobieren können. Diese Clusterbildung reduziert die Suchkosten der Verbraucherinnen und Verbraucher (vgl. dazu schon Stigler 1961).

			Aus Sicht des Einzelhandels erhöhen weitere Fachhändler derselben Branche (etwa weitere Kleidungsgeschäfte) zwar den Wettbewerb unter den Händlern, so dass jeder – etwas naiv betrachtet – eigentlich gern das einzige Geschäft am Platz wäre. Dann aber würde der Standort als Einkaufsstätte keine Kunden anziehen, da Kunden oftmals gerade die Vielfalt des Angebots an einem Ort schätzen und vergleichen wollen. So gesehen wirken in Innenstädten als Einkaufsorte ähnliche indirekte Netzeffekte wie auf Plattformen. Direkt profitieren Händler zwar nicht von der Anwesenheit anderer Händler – im Gegenteil, diese erhöhen sogar die Konkurrenz. Indirekt profitieren die Händler aber sehr wohl von der Anwesenheit von Konkurrenten, da die Vielzahl der Geschäfte erst die Kunden in die Innenstadt zieht.

			Aus der ökonomischen Literatur zur Plattform­ökonomie wissen wir, dass Plattformmärkte leicht »kippen« können (vgl. Haucap 2019; Bedre-Defolie und Nitsche 2020; Halaburda, Jullien und Yehezkel 2020). Durch die indirekten Netzeffekte können sowohl Aufwärts- als auch Abwärtsspiralen in Gang gesetzt werden. Schließen Einzelhandelsgeschäfte in einer Innenstadt, zieht dies weniger Kunden in die Stadt, was wiederum auch den verbliebenen Geschäften schadet. Umgekehrt ziehen attraktive Geschäfte Kundschaft an, von der dann auch andere Geschäfte profitieren, die komplementäre Dienstleistungen (Geschäfte aus anderen Branchen, Kultur, Gastronomie) anbieten oder auch differenzierte Produkte in derselben Branche. Die Coronakrise und der forcierte Trend zum Online-Einkauf können nun leicht solche Abwärtsspiralen insbesondere für kleinere Innenstädte forcieren, denen dann eine kritische Masse an Kunden fehlt, um ein vielfältiges Angebot aufrechtzuerhalten. Setzt eine solche Abwärtsspirale in Richtung Verödung der Innenstadt ein, so betrifft dies nicht nur den Fachhandel, sondern indirekt auch die Erbringer komplementärer Leistungen wie die Gastronomie oder kulturelle Angebote. Es ist zu erwarten, dass die kritische Masse in kleineren und mittleren Städten eher fehlen wird als in größeren Städten, so dass insbesondere in kleineren und mittleren Städten der durch Coronakrise und Lockdown befeuerte Trend zum Online-Einkauf dort die Gefahr einer Verödung der Innenstädte erheblich erhöhen wird.

			Diesem Trend entgegenzusteuern, dürfte keine einfache Aufgabe sein, denn in der Pandemie einmal erlernte Praktiken und die unbestreitbaren privaten Vorteile des Online-Einkaufs werden nicht schnell wieder verschwinden, auch nicht durch eine Paketsteuer, wenngleich diese dem stationären Fachhandel tendenziell helfen mag. Große Skepsis ist in diesem Kontext auch gegenüber den staatlichen Hilfen für Galeria Karstadt Kaufhof angezeigt. Das Unternehmen ist seit Jahren in einer äußerst schwierigen Lage und verfolgt als letzte deutsche Kaufhauskette traditioneller Art ein Geschäftsmodell, das sich – gerade im Wettbewerb mit sog. Malls – als wenig flexibel und wenig beliebt bei Verbraucherinnen und Verbrauchern erwiesen hat. 

			Dass die Bundesregierung hier mit staatlich garantierten Krediten von bis zu 460 Mio. Euro den Warenhauskonzern stützt, lässt sich primär politökonomisch erklären. Während Großunternehmen leicht Zugang zu politischen Entscheidungsträgern finden und öffentlich gut sichtbar sind, fehlen diese Möglichkeiten im Lobby-Wettbewerb den kleinen und mittleren Unternehmen. »Bei den Großen kommt der Bundesadler, bei den Kleinen der Pleitegeier«, so hat der FDP-Wirtschaftspolitiker Michael Theurer diese Beobachtung ganz treffend zusammengefasst.1 Die Hilfen erinnern an die Staatshilfen der damaligen bayrischen Landesregierung an das Versandhaus Quelle zum Druck des Quelle-Katalogs vor zwölf Jahren, die das langfristige Überleben des Versandhauses aber nicht sichern konnten.2

			Konzentration im Online-Handel

			Neben dem drohenden Aussterben von Innenstädten dürfte als Kollateralschaden des forcierten Wachstums des Online-Handels auch die Marktkonzentration zunehmen. Aufgrund der in der Plattformökonomie dominanten Netzeffekte verbunden mit steigenden Skaleneffekten zeigen sich in der digitalen Ökonomie teilweise erhebliche Konzentrationstendenzen. So entfiel im Jahr 2020 über die Hälfte des gesamten Business-to-Consumer-Online-Handels in Deutschland auf Amazon.3 Diese zunehmende Konzentration wird sich nach der Coronakrise nicht leicht zurückdrehen lassen, auch wenn durch die 10. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und die Vorschläge der Europäischen Kommission für einen Digital Markets Act die kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht über digitale Gatekeeper deutlich effektiver wird.

			Angemerkt sei an dieser Stelle auch, dass es von Seiten vieler Hersteller durchaus eine Bereitschaft gibt, dem stationären Handel Sonderrabatte zu gewähren, um ihn im Wettbewerb gegen den Online-Handel zu stärken. Diese Preisdifferenzierung der Hersteller zwischen Online-Vertrieb und stationärem Handel ist allerdings in der Vergangenheit vom Bundeskartellamt ziemlich rigoros untersagt worden in der – aus meiner Sicht problematischen – Auffassung, dass diese Preisdifferenzierung den Wettbewerb durch Online-Händler behindern würde. Mittelfristig dürfte jedoch das Gegenteil richtig sein: Die Preisspaltung mit Sonderrabatten für den stationären Handel wird den intermodalen Wettbewerb zwischen Online- und Offline-Händlern befördern und nicht bremsen (vgl. Dertwinkel-Kalt, Haucap und Wey 2016; Haucap 2021).

			Andere Wirtschaftsbereiche

			Starke Einbußen gibt es nicht nur im stationären Fachhandel, sondern auch in vielen anderen Bereichen der Wirtschaft. Insbesondere bei kundennahen Dienstleistungen wie in der Gastronomie, im Tourismus, bei Anbietern von Kultur- und Freizeitangeboten oder im Eventbereich sind die Einbrüche im Lockdown massiv. Trotz staatlicher Unterstützung, die allerdings auch nur schleppend ausgezahlt wird, dürfte es hier zu vielen Insolvenzen und Marktaustritten kommen. Anders als im Einzelhandel existieren jedoch für viele dieser Dienstleistungen keine guten Online-Substitute, so dass Verbraucherinnen und Verbraucher nicht dauerhaft ihr Verhalten ändern werden. Zugleich sind die Marktaustrittsbarrieren oft gering, aber auch die Markteintrittsbarrieren. Nach der Pandemie wird es daher auch wieder zu Markteintritten kommen, um etwaige Angebote wieder zu ersetzen. Die Effekte der Krise dürften daher in diesen Bereichen viel weniger persistent sein als im Bereich des Handels, wo mit dauerhaften Verschiebungen hinein in den Online-Bereich zu rechnen ist.

			Eine Ausnahme von dieser Einschätzung bildet allerdings der Luftverkehr. Durch die Einführung von zahlreichen Tools für Videokonferenzen hat sich gezeigt, dass viele Reisen zu geschäftlichen Terminen oftmals – wenn auch nicht immer – effizienter und zeitsparender online abgewickelt werden können. Geschäftliche Flugreisen dürften daher – als Folge dieses unfreiwilligen Ausprobierens von Videokonferenzen in der Corona­krise – nicht schnell wieder in der Menge stattfinden wie vor der Krise. Viele Unternehmen dürften nach der Krise stärker auf Videokonferenzen als auf Geschäftsreisen setzen. Bis zu einer vollständigen Erholung des Luftverkehrs dürfte somit viel Zeit vergehen.

			In diesem Kontext ist auch die staatliche Beteiligung an der Lufthansa kritisch zu hinterfragen. Nach dem Ende der Coronakrise sollte der Staat schnellstmöglich sein Engagement bei der Lufthansa auflösen, auch um Interessenkonflikte in den Bereichen der Verkehrspolitik, der Umweltpolitik und auch der Wettbewerbspolitik zu vermeiden. Die Anreize der Politik, staatliche Unternehmen dezidiert zu bevorzugen und den Wettbewerb in Richtung der staatlichen Anbieter zu verzerren, sind vielfach sichtbar (vgl. etwa Haucap 2017).

			Staatliches Engagement bei Unternehmen

			Die Coronakrise hat schließlich die schon seit geraumer Zeit zu beobachtende Renaissance der Staatswirtschaft (vgl. Monopolkommission 2014, KapitelV) weiter befördert. Der Einstieg des Staates bei der Lufthansa und selbst bei Tui mögen noch hinreichend begründbar sein, wenngleich sich auch hier die Frage stellt, warum dies nicht private Investoren tun können. Kaum ökonomisch zu begründen ist hingegen die Beteiligung des Staates beim Tübinger Impfstoffunternehmen Curevac. Dass der Staat kein guter Unternehmer ist, hat er wohl selten so eindrucksvoll bewiesen wie in der Coronakrise, denn die Coronapolitik lässt sich pointiert so zusammenfassen: Während die Politik gut darin ist, Regeln – im Rahmen der Pandemie naturgemäß im Wesentlichen Verbote und Einschränkungen – aufzustellen und durchzusetzen, sind Politik und Staat hingegen nicht gut darin, selbst Dinge auf die Beine zu stellen, zu organisieren und zu managen. Wo die Politik selbst in der Pandemie hätte liefern müssen, hat sie weitgehend versagt: Die Impfstoffbeschaffung hat sich als Politikversagen mit dramatischen Folgen entpuppt. Die Impfstrategie ist so unausgegoren, dass Impfstoff liegenbleibt und angeblich sogar weggeworfen wird. Dasselbe gilt für die Teststrategie und Kontakt-Nachverfolgung mit Hilfe einer weitgehend nutzlosen App, die langsame Digitalisierung bei Gesundheitsämtern und Schulen, die schleppende Auszahlung von Finanzhilfen. Während private Unternehmen in Rekordtempo Impfstoffe entwickelt, Masken genäht und in Hygienekonzepte investiert haben, fehlt diese Dynamik beim Staat. Der Grund ist klar: Märkte und Wettbewerb setzen privaten Akteure starke Anreize, schnell zu sein. Im öffentlichen Sektor dominiert dagegen ein Vorsichtsprinzip. Das Einhalten aller Vorschriften ist oft wichtiger als das, was am Ende herauskommt. Und wer nichts macht, kann man auch nichts falsch machen – so etwas überspitzt zusammengefasst die Philosophie. In einer Pandemie erweist sich das jedoch als fatal. 

			Es bleibt zu hoffen, dass wir uns nach der Pandemie noch daran erinnern: Der Staat kann gut Regeln setzen – selbst produktiv und unternehmerisch tätig sein hingegen nicht. Ein pragmatischer Vorschlag, um dem Ausbau des staatlichen Unternehmertums etwas Einhalt zu gebieten, wäre, vor jeder staatlichen Beteiligung ab einem gewissen Umfang, verpflichtend ein Gutachten der Monopolkommission zu den zu erwartenden Chancen und Risiken einer solchen staatlichen Beteiligung einzuholen und dieses Gutachten dann auch dem Bundestag vorzulegen, um so wenigstens eine fundierte Diskussion zu ermöglichen.
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			Sharing Economy und die Pandemiekrise 

			Die Sharing Economy ist ein heiß diskutiertes Thema. Vor allem bei der jungen Generation sind Sharing-Angebote zu einem wichtigen Bestandteil einer neuen, alternativen Konsumkultur geworden. Gleichzeitig hat ein Teil der Bevölkerung, beispielsweise mangels Internetzugang, nicht einmal Zugang zu Angeboten der Sharing Economy. Einerseits wird die Sharing Economy als Teil der Lösung der sozioökonomischen und ökologischen Herausforderungen des 21.Jahrhunderts gesehen (Schneider et al. 2019), andererseits bringt die Sharing Economy teils gravierende Disruptionen für einzelne Märkte mit sich (Zervas et al. 2017; Ayouba etal. 2020; Geissinger et al. 2020). Auch unsere Forschungsergebnisse zeigen die weitreichenden Auswirkungen der Sharing Economy. So konnten wir einen positiven und signifikanten Zusammenhang zwischen Wohnkosten und dem Aufkommen der Homesharing-Plattform Airbnb aufzeigen (Fidrmuc et al. 2020). Auch Ride-Sharing-Plattformen, wie beispielsweise Blabla-Car, Uber, Bolt oder Lyft, lösen neben Begeisterung bei den Nutzern oft auch Fragen über die Situation der Beschäftigten im Sharing-Sektor aus (Berger et al. 2018; Schor und Attwood-Charles 2017). Dabei wird diesen Sharing-Angeboten unter anderem die Entwicklung eines neuen Billiglohnsektors und die Unterminierung der heimischen Taxiwirtschaft sowie des ÖPNV vorgeworfen. Entsprechend werden immer häufiger gesetzliche Regelungen, bis hin zu Verboten, gegen die Sharing Economy angestoßen (Nitsch und Schott 2020). Bei aller Kritik darf allerdings nicht vergessen werden, dass neue nachhaltige Formen des Konsums gefunden werden müssen. Gleichzeitig kann ein genereller Verzicht und damit gewissermaßen ein Rückschritt im Lebensstandard nicht die letztgültige Antwort auf unsere Herausforderungen sein. Wie sieht also unter diesen Gesichtspunkten die Zukunft der Sharing Economy aus? 
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			Darüber hinaus erleben wir zurzeit eine der größten ökonomischen und sozialen Krisen der modernen Menschheit, und es stellen sich zwangsläufig Fragen nach einem neuen Lebensstil während und nach der Pandemie (Ibn-Mohammed et al. 2021). Nahezu alle Wirtschaftszweige sind massiven Beeinträchtigungen unterworfen, das soziale Leben ist beinahe zum Stillstand gekommen. Insbesondere auch die Sharing Economy wird aufgrund des impliziten sozialen Charakters hart getroffen. Es stellen sich daher die Fragen: Wie beeinflusst die Pandemie die Sharing Economy? Wird die Sharing Economy diese Krise ohne Hilfemaßnahmen überstehen? Kann die Sharing Economy sogar einen Beitrag zur Überwindung der Krise leisten? Diese Fragen möchten wir am Beispiel der Sharing-Economy-Bereiche Homesharing, Ridesharing, und Foodsharing in diesem Artikel näher beleuchten.


			Die Ausgangslage für die Sharing Economy scheint zunächst einmal denkbar ungünstig. Handelt es sich bei den Plattformanbietern in der Regel um internationale Unternehmen, so sind die letztendlichen Dienstleistungsanbieter oft einzelne Personen, die sich durch ihre Sharing-Angebote oft einen wichtigen Zusatzverdienst erwirtschaften. Dabei leidet die Sharing Economy aufgrund ihres zentralen Merkmals der persönlichen Kontakte besonders unter dieser Krise. Wie der Name schon impliziert, ist die Sharing Economy als soziales Konstrukt, als Dienstleistung von Menschen für andere Menschen, definiert. In Zeiten des »Social Distancing« ist dies von Nachteil. Dementsprechend verwundert es nicht, dass das Interesse an Sharing-Economy-Angeboten insbesondere im Frühjahr 2020, während der Hochphase der ersten Welle, und in einem kleineren Ausmaß auch in der zweiten Welle seit dem Spätherbst 2020, eingebrochen ist. Abbildung 1 stellt das Suchvolumen auf Google nach den entsprechenden Angeboten anhand einer relativen Skala dar. Diese Grafik zeigt auf den ersten Blick etwas Überraschendes: Im Sommer 2020 hat sich die Nachfrage nach Homesharing, die Nachfrage nach Ridesharing und Foodsharing kurzfristig erholt.
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			Die ersten Auswirkungen der Pandemie 

			Reisebeschränkungen, »Social Distancing« und generelle Hygienevorschriften aufgrund von Covid-19 haben den Tourismus und somit auch Homesharing stark eingeschränkt. So ist der Umsatz von Airbnb im März 2020 um nahezu zwei Drittel eingebrochen. Wiederum im Sommer waren viele Familien auf Heimaturlaub und suchten freie Ferienwohnungen. Dieser Trend hin zum Lokalurlaub kann zwar zu einem nachhaltigeren Tourismus durch die Kompensation übermäßig vieler Fernreisen beitragen, verlangt allerdings auch nach einem flexiblem, regionalem Tourismusangebot. Die Kleinteiligkeit der Homesharing-Anbieter bietet aktuell zudem einen wichtigen epidemiologischen Vorteil. Während große Hotels einen enormen Aufwand betreiben müssen, um Auflagen zu erfüllen, können kleine Anbieter und Privatpersonen viel agiler auf die sich stellenden Herausforderungen reagieren. Zudem haben Hotels gegenüber Homesharing-Anbietern mit hohen Fixkosten, bei gleichzeitig geringerer Auslastung aufgrund ausbleibender Touristen oder genereller Besucherbegrenzungen, und weiteren Auflagen zu kämpfen. 



   			 Abb. 1
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			Auch Anbieter im Bereich Ridesharing erfahren durch die Covid-19-Pandemie Beschränkungen. Dienste wie etwa MOIA in Hamburg mussten den Betrieb kurzzeitig komplett einstellen bzw. kämpfen immer noch mit strengen Auflagen und Beschränkungen. Gleichzeitig stimulieren laut der schöpferischen Zerstörung nach Schumpeter ökonomische Krisen innovative Geschäftsmodelle. Die deutsche Automobilindustrie ist in der aktuellen Krise besonders schwer getroffen und wird gezwungen, neue Lösungen zu entwickeln. Nicht nur der Automobilzulieferer ZF AG in Friedrichshafen testet und entwickelt bereits erste Ansätze einer autonomen Flottenlösung. Deutschland ist damit in der EU ein Vorreiter. Zudem fördert auch der Staat ökologische Alternativen zum Personeneinzelverkehr, wovon auch das Ridesharing profitieren kann.

			Für das Foodsharing hingegen ist die soziale Komponente, die zunächst den Einbruch mitbefeuert hat, jetzt ein rettender Anker. Grade das »Social Distancing« hat vielen Menschen wieder vor Augen geführt, wie wichtig soziale Kontakte sind. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten mit hohen Kurzarbeiter- und steigenden Arbeitslosenzahlen nimmt der gesellschaftliche Zusammenhalt zu, und es wird der Unterstützung Bedürftiger mehr Raum gegeben. Da Foodsharing noch weit weniger wirtschaftlich formalisiert ist als die beiden anderen untersuchten Teilbereiche der Sharing Economy, verwundert es auch nicht, dass der Einbruch deutlich schwächer ausgefallen ist als im Ride- oder Homesharing. Dass Foodsharing, zumindest in der Wahrnehmung, auch eine starke ökologische Komponente beinhaltet, befördert die Erholung dieses Sharing-Economy-Bereichs noch zusätzlich.

			Risiken der zweiten Welle der Pandemie 

			Die andauernde Covid-19-Pandemiekrise ist nicht nur mit Chancen verbunden, sondern beinhaltet auch Risiken, mit denen sich die Sharing Economy auseinandersetzen muss. Da wären beispielsweise die Hygienevorschriften und sonstigen Auflagen zu nennen. Die finanziellen Auswirkungen der verschärften Auflagen zur Verlangsamung der aktuellen zweiten Welle können sich auf die kleinen Anbieter stärker als auf größere Unternehmen auswirken.

			Überhaupt stellt der finanzielle Aspekt für die Sharing Economy das vermutliche größte Risiko dar. Die großen Plattformbetreiber sind zwar internationale Firmen, aber angewiesen auf die kleinen Anbieter vor Ort. Diese lokalen Anbieter sind aller Kritik zum Trotz oftmals einzelne Personen, die ihr Sharing-Angebot nutzen, um ihr Einkommen ein wenig aufzubessern. Sie sind aktuell bereits oft mit anderen grundlegenden Existenzproblemen z.B. in ihrem Hauptberuf konfrontiert. Demzufolge besteht das Risiko, dass eine lange Rezession viele Anbieter der Sharing Economy dazu zwingen könnte, dieses Zusatzgeschäft aufzugeben, mit entsprechenden großen persönlichen und gesellschaftlichen Auswirkungen.

			Nicht zuletzt führt die aktuelle Krise auch zu einem Umdenken in den Köpfen der Menschen. Was für das Foodsharing noch eine Chance darstellt, wird für viele, bereits stärker institutionalisierte Bereiche der Sharing Economy schnell zu einem Boomerang. In der Krise mit den entsprechenden finanziellen Einbußen und freiheitlichen Einschränkungen werden die persönlichen Wahrnehmungen verschoben. Die Grundbedürfnisse, wie beispielsweise die Sicherung des Lebensunterhalts, rücken in den Vordergrund. Luxusbedürfnisse, wie z.B. Fernreisen oder uneingeschränkte Mobilität, werden hintenangestellt. Auch ökologische Aspekte, man bedenke beispielsweise den Umfang der Berichterstattung zu Themen wie Fridays for Future, geraten ins Hintertreffen. Wo die einen soziale Aktionen und Aspekte für sich in den Vordergrund heben, gibt es immer auch Menschen, die sich in erster Linie, und ebenso verständlich, um ihre eigene Zukunft sorgen.

			Fazit 

			Die Sharing Economy wird von der aktuellen Krise hart getroffen. Dabei entstehen sowohl Chancen, die Grund zur Hoffnung bieten, als auch Risiken, die bedrohlich über der Sharing Economy schweben. Um die Eingangsfrage, ob die Sharing Economy eine Daseinsberechtigung hat und gegebenenfalls sogar Teil der Lösung dieser Krise sein kann, wieder aufzugreifen, möchten wir Folgendes betonen: Technische Innovationen und touristische Angebote sind wichtige Säulen der deutschen Wirtschaft. Lokale Tourismusangebote und innovative Mobilitätslösungen können dabei sowohl zur regionalen Entwicklung (Lima 2019) als auch zur Kontrolle der Pandemie beitragen. Beide Aspekte bieten Chancen für die Sharing Economy, und gleichzeitig bietet auch die Sharing Economy eine große Chance für die deutsche Wirtschaft. 

			Im Hinblick auf große Plattformen wie Airbnb gibt es auch soziale und moralische Aspekte zu beachten. Leerstehende Wohnungen in dichtbesiedeltenund  gefragten Ballungszentren und damit einhergehende stark steigende Mieten sind nicht zu akzeptieren, genauso wenig wie die Entstehung eines halbillegalen Billiglohnsektors in der Transportwirtschaft. 

			Allerdings sollten diese Schattenseiten nicht zu einer grundsätzlichen Ablehnung führen. Vielmehr ist es Aufgabe der Politik, die Sharing Economy im Auge zu behalten, die positiven Aspekte zu fördern und die negativen Aspekte mit den geeigneten Mitteln zu regulieren, ohne die Sharing Economy im Gesamten zu diskreditieren. 
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			Spuren der Coronakrise im Mittelstand
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			Die Coronakrise hat in der ganzen Welt zu einer wirtschaftlichen Vollbremsung geführt. Neben dem Konsumrückgang sind Liefer(-ketten-)probleme, Kurzarbeit und neue Hygienestandards große Herausforderungen. Sicherlich gibt es einige Gewinner in der Krise, dennoch dominieren die Unternehmen, die durch die Coronakrise schwierige Zeiten auf sich zukommen sehen. 

			Zu den traurigen Verlierern werden neben Tourismus, Gastronomie und Kinos auch die exportabhängige Industrie sowie Automobilzulieferer und der Einzelhandel gehören. Typische mittelständische Familienunternehmen also, die oftmals vor existenziellen Entscheidungen stehen und nicht selten ihr gesamtes Geschäftsmodell hinterfragen müssen.

			Ist das jetzt eine kurzfristige Krise, nach der sich viele Unternehmen schütteln werden und dann weitermachen wie vorher, oder ein dauerhafter Einbruch, der den berühmten deutschen Mittelstand nachhaltig schwächt? 

			Wie krisenresistent ist der familiengeführte Mittelstand?

			Untersuchungen zeigen, dass viele Familienunternehmen sich permanent weiterentwickeln wollen und anpassungsfähiger sind als andere Unternehmenstypen. Einer der Gründe ist ihre über Generationen hinweg gelernte Diskussions- und Entscheidungskultur. Wer von Kindheit an immer wieder unternehmerisch geprägte Diskussionen und darauf aufbauende Entscheidungen und Veränderungen erlebt hat, hat keine Scheu vor kontroversen Themen und vor Wandel.

			Außerdem möchten vielen Familienunternehmen typischerweise nicht das schnelle Geld, sondern langfristigen Erfolg auf Basis eines gemeinsamen Wertegerüstes. Das erfordert ein Leitbild, das nicht nur für die nächsten fünf Jahre Gültigkeit hat. In vielen Fällen ist auch eine familiäre Mission Motor für unternehmerische Aktivitäten. Eine Mission, die darauf abzielt, mit den unternehmerischen Aktivitäten die »Welt ein Stück besser« machen zu wollen – was immer »besser« im Einzelfall heißt.

			Wenn dazu eine unternehmerische Vision kommt, die auf einem zukunftsfähigen Geschäftsmodell fußt, dann ist das schon ein großer Teil des »Geheimnis Familienunternehmen« das vorwiegend in der Sphäre der Unternehmerfamilie liegt – sei sie am operativen Geschäft beteiligt oder »nur« Gesellschafter.

			Schließlich halten Familienunternehmen interne Strukturen so einfach wie möglich und treten am Markt konzentriert (spitz statt breit) auf. Dann ist nur noch Voraussetzung, dass im Unternehmen die erforderliche Transparenz und Durchsetzungskraft für Veränderungen besteht. Wenn die Mitarbeiter nicht wissen, welche Strategie hinter den Anordnungen des Managements stehen, auf welchen Wertvorgaben der Unternehmerfamilie notwendige Änderungen basieren, ist der Mensch halt ein Gewohnheitstier und risikoavers.

			Diese Merkmale unterscheiden langfristig erfolgreiche Familienunternehmen von anderen Unternehmungen. Sie sorgen auch für eine hohe Krisenresistenz und einen langen Atem. Zu hinterfragen ist, ob das auch in Corona-Zeiten gilt.

			Ändern sich die Rahmenbedingungen mit Corona?

			Seit zehn Jahren kennen die Insolvenzzahlen nur eine Richtung: nach unten. 2019 wurde mit knapp 19000Insolvenzen (2010 waren es noch über 32000) ein historischer Tiefstand seit Einführung der geltenden Insolvenzordnung 1999 gemessen. Das dürfte sich nun schlagartig ändern. Schaut man allerdings genauer hin, war auch schon 2019 bei nahezu gleichbleibender Gesamtzahl eine Verschiebung in den Insolvenzzahlen zu erkennen.

			So gab es 2019 einen erheblichen Anstieg der Insolvenzen im Verarbeitenden Gewerbe – Vorboten der bald folgenden Krise bei den Automobilzulieferern. Hinzu kamen auch 2019 schon eine Reihe Reiseveranstalter wie z.B. Thomas Cook mit seinen deutschen Töchtern Neckermann und Öger Tours. 2019 war aber auch das Jahr der Krankenhauspleiten, was sich nach Ansicht von Experten auch unter dem Eindruck der Coronakrise verschärfen wird. Zahlreiche Insolvenzen gab auch beim deutschen Modehandel – und nicht nur bei den großen wie Gerry Weber.

			Und 2020? Bisher sind die Insolvenzzahlen nicht nach oben geschnellt, was aber sicherlich zum großen Teil daran liegt, dass die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags ausgesetzt wurde, wenn der Insolvenzgrund auf der Epidemie und ihren Auswirkungen beruht. Das hat Wirkung gezeigt. Und natürlich gibt es auch einige Gewinner in der Krise: die Internet-, Software- und Digitalisierungslösungen oder den Unterhaltungssektor. Dennoch dominieren die Unternehmen, die durch die Coronakrise schwierige Zeiten auf sich zukommen sehen. Die Konjunkturumfrage des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) konstatiert, dass 5% der befragten Betriebe ihr Geschäft für insolvenzgefährdet halten. Außerdem werden wir einen Dominoeffekt erleben. Wenn z.B. der Modehandel einbricht, trifft es mit kurzer Verzögerung natürlich auch die Hersteller und die textile Grundstoffindustrie. Was der Kunde nicht im Handel kauft, braucht auch keiner mehr herzustellen. Und schließlich ist noch nicht zu ermessen, was das alles rechtlich bedeutet. Das fängt bei gewerblichen Mieten an (Mietminderungen wegen Zwangsschließung) und hört bei Arbeitsverträgen (Kurzarbeitergeld) auf.

			Chancen nutzen – eine Mittelstandstugend

			Doch ist Covid-19 denn wirklich die Ursache dieser Umwälzung ganzer Märkte und Branchen? Ich meine nicht. Herausforderungen wie die alternde westliche Bevölkerung, Tendenzen wie »my country first« – vielleicht nicht mehr so ausgeprägt in den USA – oder umweltbedingte Belastungen verändern völlig unabhängig von der derzeitigen Pandemie die gesellschaftlichen Bedingungen, in denen Unternehmen agieren und stellen sie vor große wirtschaftliche Herausforderung. Und ob sich diese Herausforderungen wirtschaftlich in einem lang gezogenen U-Szenario – also einer langsamen Erholung –, einem L-Szenario – einer nachhaltigen und andauernden Durststrecke – oder gar einem »dramatischen Eskalationsszenario« stellen werden, ist kaum vorherzusagen. Doch eines ist meines Erachtens klar: Weiter wie bisher ist keine Option.

			Auch wenn der erste Corona-Schock mehr oder weniger überwunden ist, fällt es gerade in der jetzigen Situation nicht leicht, den Blick auf das Positive zu richten. Doch lohnt genau dies, um die Chancen zu erkennen: Der erste Shutdown hat zu einem wahren Digitalisierungsschub geführt. Neben Klopapier und Atemschutzmasken waren binnen Tage auch Webcams und Headsets ausverkauft. Unternehmen mussten die Datenzugänge erweitern und Serverkapazitäten ausbauen. Videoconferencing hat unseren beruflichen, wie privaten Alltag erobert. Und natürlich trägt die neue Vernetzung auch Risiken, die minimiert werden sollten (man denke nur an den Datenschutz).

			Viele dieser Neuerungen werden sich auch nach Corona halten, und sie schreien nach innovativen Lösungen. Und wir können jetzt schon beobachten, wie sich hieraus weitere Trends entwickeln. Dem gegenüber steht die Trägheit der organisationalen Systeme, gerade in großen Unternehmen. Das ist die große Chance der mittelständischen Unternehmen, wenn sie sich selbst ganz ehrlich auf den Prüfstand stellen und das Unternehmen zukunftssicher machen.

			Krisen sind auch die Chance, unbequeme Themen anzugehen, die im normalen Geschäftsprozess nur schwer realisierbar sind. Aus der Not geboren, haben sie eine Chance für dauerhaften Einsatz. Bei der schnellen Reaktion auf die Krise darf jedoch die langfristige Ausrichtung nicht vergessen werden. Unter Umständen ist auch eine radikale Anpassung des Geschäftsmodells erforderlich, anstatt zu hoffen, dass der Umsatz bald wieder so hoch sein wird wie früher.

			Jede Krise verändert! Dazu gehören zum einen dynamische, agile und eigenverantwortliche Strukturen und Prozesse. Gerade familiengeführte Mittelständler sind hier klar im Vorteil! Und das auch deswegen, weil Krisen und Fehler die Familie in der Regel noch stärker zusammenschweißen: Falls es mal schiefgeht, halten die Familienmitglieder oft erst recht zusammen und bringen das Problem wieder in Ordnung. Man stellt sich der Verantwortung auch bei Fehl­entscheidungen. Wichtig ist, dass der Unternehmer oder die Unternehmerin die Fäden in der Hand behält und den Blick nach vorne richtet. Und wenn er oder sie das nicht mehr möchte, das Geschäft in die Hände eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin legt.

			Nachfolge gestalten – für die Zukunft des Mittelstands

			Es ist zu erwarten, dass es wieder mehr Nachfolgende geben könnte: Medien berichten vom drohenden Stellenabbau bei den Konzernen. Viele dieser Mitarbeiter werden Abfindungen erhalten – teilweise in attraktiven Größenordnungen. Diese Mittel in ein unternehmerisches Engagement zu investieren, lockt in Anbetracht von Negativzinsen auf Girokonten und ebenso unattraktiven Renditen für sichere Anleihen. Natürlich hat nicht jede und jeder das Zeug, einen Betrieb zu übernehmen. Aber wir sprechen ja von Chancen und die Entscheidung, eine derartige Chance aktiv anzugehen, braucht auch mitunter einen externen Anlass: den Wegfall der sicheren Festanstellung.

			Hinzu kommt: Unternehmensverkäufe waren 2017 und 2018 sehr teuer, mitunter waren die Betriebe überbewertet, vor allem weil rentable Anlagealternativen fehlten. Nachdem der Markt im letzten Jahr zunächst einbrach, werden 2021 eine Reihe von Unternehmensverkäufen erwartet. Preiseinbrüche zwischen 10 und 50% – je nach Einfluss des Virus auf die jeweilige Branche – sind dabei nicht unwahrscheinlich. Die Erwerber suchen vor allem Preiseschnäppchen bei Unternehmen, die ein tragfähiges Geschäftsmodell und Marktpotenziale aufweisen, denen aber schlicht die Luft ausgegangen ist.

			In den letzten Monaten häufen sich Unternehmenskaufverträge, in denen der Kaufpreis vom Zukunftserfolg des Unternehmens abhängig ist – das klassische Earn-Out-Modell hat Hochkonjunktur. Insbesondere in unsicheren Zeiten sind Käufer daran interessiert, die Kaufpreisstruktur möglichst ergebnisbezogen zu definieren, um sich gegen Schwankungen abzusichern. Verkäufer indes sehen das Risiko, den gewünschten Kaufpreis nicht erzielen zu können. Ein ergebnisbezogener Earn-Out kann daher eine Lücke zwischen den Parteien schließen und die Glaubhaftigkeit der Finanzplanung aus Sicht des Investors erhöhen.

			Sofern Unternehmer und Unternehmerinnen auch nach dem Verkauf die Geschäftsleitung verantworten, können sie dessen Performance mitgestalten. Dennoch beeinflussen Integrationsmaßnahmen oder erhöhte Wachstumsbemühungen des neuen Investors das zukünftige Ergebnis möglicher Weise negativ. Klar definierte Earn-Out-Mechanismen zur Absicherung des Verkäufers sind somit zwingend erforderlich, um Transparenz zu schaffen und die Einflussnahme des Verkäufers auf die relevanten Parameter zu garantieren.

			Corona und steuerliche Auswirkungen

			Vielen Unternehmern fällt es schwer, in einer von so großer wirtschaftlicher Unsicherheit geprägten Phase, das doch so bedeutende Thema Nachfolge auch noch anzugehen. Auch für Nachfolger will reichlich überlegt sein, ob sie sich der Herausforderung und Verantwortung des Familienunternehmens stellen möchten. Stellt sich jedoch nur noch die Frage nach dem wann des Einstiegs, so kann es sinnvoll sein, die Gunst der Stunde zu nutzen. Denn dann ermöglicht der wahrscheinliche Wertverlust vieler Familienunternehmen die steueroptimierte Übertragung von einer Generation auf die nächste. Über die schenkungsteuerlichen Freibeträge können gerade kleine und mittlere Unternehmen im Moment steueroptimiert oder sogar steuerneutral übertragen werden.

			Corona hat darüber hinaus Auswirkungen auf bereits erfolgte Übertragungen: Wurden bereits Anteile an die nächste Generation übertragen und dabei steuerliche Vergünstigungen in Anspruch genommen, sind, kurz zusammengefasst, nur 15% des Unternehmenswertes oder gar keiner zu versteuern. Doch das ist an strenge Bedingungen geknüpft, wie z.B. Behaltensfristen oder die Lohnsummenkonstanz. Sinkt diese durch verstärkte Teilzeit oder Einstellungsstopps zu stark, entfällt die Vergünstigung. Unternehmen müssen daher z.B. einen krisenbedingten Stellenabbau mit einer drohenden Steuerzahlung vergleichen – denn beides kostet Liquidität!

			Bei einer Insolvenz sind diese Unternehmen doppelt gestraft. Denn die Insolvenz wird steuerlich einer Veräußerung gleichgestellt, auch wenn dies vom Erwerber ja nur in Grenzen beeinflussbar ist. Der betroffene Erwerber muss also Steuern zahlen für etwas, was ihm gar nicht mehr gehört. Das gilt natürlich auch für krisenbedingte Zwangsverkäufe. 

			Eine weitere Gefahr droht im sog. Verwaltungsvermögen, gerade wenn die Unternehmen alles richtig gemacht haben: Viele Familienunternehmen haben aus der Finanzkrise die Lehre gezogen, sich bankenunabhängiger aufzustellen. Sie haben Gewinne thesauriert, freie Liquidität in Wertpapieren angelegt und möglicher Weise vor den sinkenden Börsenkursen im März dieses Jahres wieder veräußert, um Verluste zu minimieren und in der Krise Liquidität zu haben. Dieses sog. Junge Verwaltungsvermögen ist für zwei Jahre erb- bzw. schenkungsteuerpflichtig, wenn Anteile unentgeltlich übertragen werden. Auch wenn die Unternehmerfamilie in kritischen Zeiten zusätzlich Geld ins Unternehmen als Risikopolster gibt, entstehen diese Jungen Finanzmittel (pos. Saldo von Entnahmen und Einlagen).

			Notfallplanung und Corona

			In Krisenzeiten kümmern sich Unternehmer richtigerweise neben der Sicherung des Geschäfts auch um Maßnahmen, die dem Schutz der Familie und des Vermögens dienen. Ein guter Zeitpunkt also, die bestehenden Notfallregelungen wie Erb- und Vertretungsregeln im Unternehmen sowie im persönlichen Bereich eine Patientenverfügung und Betreuungsvollmacht auf den Prüfstand zu stellen. Ohne diese Regelungen dürfen z.B. Gesellschafterrechte vom Ehepartner nicht wahrgenommen werden. Und umso wichtiger, wenn private Interessen mit denen des Unternehmens wechselseitig verknüpft sind; man denke nur an die Haftung für betriebliche Verbindlichkeiten mit privaten Immobilien. Ziel dieser Übungen ist es sicherzustellen, dass die Familie und das Unternehmen auch in schwierigen Zeiten und in einem Notfall versorgt sind.

			Auch strategische Fragestellungen wie die gerechte Verteilung des Vermögens in der nächsten Generation oder der Schutz des Unternehmensvermögens sind zu klären. Wichtig ist die Kommunikation dieser Regeln mit allen Familienmitgliedern. Reibereien sind im Notfall höchst unproduktiv und gefährlich. 

			Gibt es eine professionelle Family Business Gov­ernance – wie z.B. eine ausformulierte Familienverfassung und einen Notfallplan, sind Corona-Zeiten ein geeigneter Bewährungstest dieser Instrumente für die Praxis. Die daraus resultierende Klarheit und Krisenkommunikation stärken den familiären Zusammenhalt und das Unternehmen. Gibt es sie noch nicht, zeigen sich die Notwendigkeiten für Absprachen und Vorkehrungen.

			Einen Ausblick wagen

			Wirtschaftlich hat das Jahr 2021 für die meisten mit Einbußen begonnen, und Schadensminimierung statt Gewinnmaximierung steht auf der Tagesordnung. So tragisch die Krise für viele Unternehmen und Unternehmerfamilien auch sein mag, heißt es nun, konsequent zu agieren. Ist das Geschäftsmodell überzeugend, ist die Coronakrise ein zwar unangenehmer, aber einmaliger Effekt. Die kommenden Monate sollten gezielt genutzt werden, das Unternehmen zukunftsfähig aufzustellen. Dazu gehört möglicherweise auch die Nachfolge: sowohl das Vermögen als auch die operative Verantwortung erfolgreich von der älteren auf eine jüngere Generation zu übertragen.

			Corona ist in jedem Fall ein Verstärker – aber nicht nur in eine Richtung: Corona kann dafür sorgen, dass die Nachfolge aufgeschoben wird (z B. weil Verkaufspreise unattraktiver werden) oder forciert wird (z.B. weil der Altinhaber den erforderlichen Mehraufwand nicht mehr leisten kann oder will). Corona kann dafür sorgen, dass Nachfolge ernsthafter und professioneller betrieben wird, aber auch, dass die Zukunft zu kritisch gesehen wird und Chancen ausgeblendet werden. Corona kann dazu motivieren, dass Thema Nachfolge anzugehen und unternehmerische Ideen zu entwickeln, denn es muss ja weitergehen, wenn auch mit anderen Vorzeichen.

			Eines ist sicher: Die nächste Krise kommt garantiert und gewinnen werden wieder die Unternehmen, die mit Weitsicht, einem stabilen Wertegerüst und angemessener Risikobereitschaft ihre Unternehmen strategisch führen und steuern. Der Mittelstand scheint mir dafür in weiten Teilen gut aufgestellt.
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			Ein Jahr Mietendeckel: Wie hat sich der Berliner Immobilienmarkt entwickelt?

		



IN KÜRZE


Die Studie untersucht Auswirkungen des Berliner Mietendeckels auf Miet- und Kaufpreise und die Anzahl annoncierter Wohnungen ein Jahr nach dessen Inkrafttreten. Wir zeigen auf Basis der Daten des Immobilienportals immowelt.de, dass der Berliner Mietendeckel zu einer Zweiteilung des Berliner Immobilienmarkts geführt hat. Berliner Miet- und Kaufpreise im regulierten Segment haben sich seit Inkrafttreten des Mietendeckels schwächer entwickelt als in einer Kontrollgruppe, die alle weiteren deutschen Großstädte mit mehr als 500000 Einwohnern umfasst. So lagen die Wachstumsraten bei den Kaufpreisen in Berlin seit dem dritten Quartal 2020 um 5–9 Prozentpunkte unterhalb der Kontrollgruppe. Dagegen stiegen Miet- und Kaufpreise im unregulierten Segment Berlins zuletzt stärker als in der Kontrollgruppe. Der Rückgang bei der Anzahl der Mietannoncen im regulierten Segment ist ein erstes deutliches Anzeichen dafür, dass der Mietendeckel das Angebot an verfügbaren Mietwohnungen in Berlin reduziert hat. Der Rückgang des Immobilienpreiswachstums dokumentiert die durch den Mietendeckel verursachten Verluste für die Wohnungseigentümer.

		




		
			Am 23. Februar dieses Jahres jährte sich die Einführung des »Gesetzes zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin« (MietenWoG Bln). Dieses Gesetz, im Allgemeinen auch als Mietendeckel bezeichnet, wird bereits seit seiner Ankündigung kontrovers diskutiert. Während Befürworter darauf hoffen, dass durch den Mietendeckel dem Anstieg der Wohnkosten ein Ende gesetzt werden kann, warnen Kritiker insbesondere vor ausbleibenden Investitionen in den Berliner Immobilienmarkt und, damit verbunden, negativen Auswirkungen auf Quantität und Qualität des Angebots an Wohnungen (Sagner und Voigtländer 2019). In der ökonomischen Literatur sind die Folgen von Mietregulierungen gut dokumentiert, die Ergebnisse beziehen sich aber zumeist auf die USA. So führte in San Francisco in den 1990er Jahren eine Ausweitung der Mietregulierung, die das Mietpreiswachstum begrenzte, zu einem Rückgang des Angebots an Mietwohnungen um 15%. Der Rückgang wurde vor allem dadurch verursacht, dass von der Regulierung betroffene Mietwohnungen in hochpreisige Eigentumswohnungen umgewandelt wurden (Diamond et al. 2019). Zusätzlich hat sich die Mobilität der Bewohner*innen von regulierten Immobilien stark reduziert. In Cambridge, Massachusetts, hat eine Mietpreisregulierung zu einem signifikanten Rückgang des Angebots an Mietwohnungen, der Qualität der angebotenen Mietobjekte sowie einer Reduktion der Kaufpreise geführt (Autor et al. 2014; Sims 2007; 2011). Außerdem ist dokumentiert, dass Mietregulierungen zu Fehlallokationen und Wohlfahrtsverlusten führen (Bulow und Klemperer 2012; Glaeser und Luttmer 2003; Sims 2011).

			Vor etwa einem Jahr haben wir auf Grundlage von Daten des Immobilienportals immowelt.de untersucht, wie die Miet- und Kaufpreise auf dem Berliner Immobilienmarkt auf das bevorstehende Inkrafttreten des Mietendeckels reagierten (Dolls et al. 2020). Unsere Ergebnisse zeigten deutliche Antizipationseffekte. So stiegen die Mietpreise von Wohnungen, die vom Mietendeckel betroffen sind, bereits seit Ankündigung des Mietendeckels im Juni 2019 langsamer als in anderen deutschen Großstädten. Dagegen stiegen die Mieten für neuere, nicht vom Mietendeckel betroffene Wohnungen deutlich schneller. Auch die Kaufpreise schienen auf die Ankündigung des Mietendeckels zu reagieren. So zeichnete sich bei den Angebotspreisen von regulierten Wohnungen in Berlin eine etwas schwächere Entwicklung ab als in den übrigen Großstädten Deutschlands.

			Wir nehmen den Jahrestag des Inkrafttretens des Mietendeckels zum Anlass, um erste Auswirkungen auf die Miet- und Kaufpreise am Berliner Immobilienmarkt zu analysieren. Dabei greifen wir wieder auf einen umfangreichen Datensatz von immowelt.de zurück, der Informationen aus den Miet- und Kaufannoncen von Wohnimmobilien in Berlin sowie 13weiteren Großstädten in Deutschland umfasst. Während sich unsere Analyse im letzten Jahr noch auf die Entwicklungen am Berliner Immobilienmarkt bis kurz vor Inkrafttreten des Mietendeckels und damit auf die Folgen von dessen Ankündigung konzentrierte, können wir nun auf ein ganzes Jahr seit dessen Inkrafttreten zurückblicken. 

			Ausgestaltung des Berliner Mietendeckels

			Der Mietendeckel wurde am 30. Januar 2020 vom Berliner Abgeordnetenhaus beschlossen und ist seit dem 23. Februar 2020 in Kraft. Seitdem ist es untersagt, eine höhere Miete als die Stichtagsmiete vom 18.Juni 2019 zu fordern. Betroffen sind grundsätzlich alle Mietwohnungen des Berliner Stadtgebiets. Von dem Gesetz ausgenommen sind lediglich Sozialwohnungen, Trägerwohnungen, Wohnungen in Wohnheimen sowie Neubauwohnungen, die seit dem 1. Januar 2014 erstmals bezugsfertig wurden. Der Mietendeckel ist zunächst auf fünf Jahre befristet.

			Das Gesetz sieht vor, dass die Mieten auf dem Stand des Stichtags eingefroren werden. Bei Mietwohnungen, die zum Stichtag nicht vermietet waren oder bei denen es zwischen Stichtag und Inkrafttreten des Gesetzes einen Mieterwechsel gab, wird die Miete auf den in dieser Zeit vereinbarten Stand eingefroren. Mieten, die über dem Niveau liegen, sind rechtswidrig. Darüber hinaus sind vertragliche Vereinbarungen wie beispielsweise Staffelmieten oder eine Anpassung des Mietpreises an den Verbraucherpreisindex laut Gesetzestext nichtig, selbst wenn sie vor dem Stichtag im Juni getroffen wurden.1 

			Gemäß Mietendeckel sind außerdem »überhöhte« Mieten fortan unzulässig. Eine Miete ist überhöht, wenn sie mehr als 20% über der in der Mietentabelle ausgewiesenen Mietobergrenze liegt, wobei bei der Festsetzung der maßgeblichen Mietobergrenze die Wohnlage berücksichtigt wird. Die Mietentabelle legt fest, wie hoch die Nettokaltmiete in Abhängigkeit von Alter und Ausstattung einer Wohnung sein darf. So darf z. B. die Miete einer Wohnung, die 2013 erstmalig bezugsfertig war und mit Sammelheizung und Bad ausgestattet ist, nicht höher als 9,80 Euro pro Quadratmeter sein. Für Wohnungen in einfacher Wohnlage ist bei der Berechnung der maßgeblichen Mietobergrenze ein Abschlag bei der in der Mietentabelle ausgewiesenen Obergrenze von 0,28Euro zu berücksichtigen, für Wohnungen in mittlerer Wohnlage werden 0,09 Euro abgezogen, und für Wohnungen in guter Wohnlage ist ein Zuschlag von 0,74 Euro zu berücksichtigen. Liegt der Wohnraum in einem Ein- oder Zweifamilienhaus, erhöht sich die Mietobergrenze um einen Zuschlag von 10%. Auch sind bestimmte Modernisierungen und deren Umlage auf die Miete erlaubt, sofern sich hierdurch die Miete nicht um mehr als einen Euro pro Quadratmeter erhöht. Die in der Miettabelle festgesetzten Mietobergrenzen basieren auf dem Mietspiegel des Jahres 2013, der auf Basis von Informationen über Neuvertragsmieten und Miet­änderungen der Jahre 2008 bis 2012 ermittelt wurde. 

			Wird eine Wohnung nach Inkrafttreten des Mietendeckels wiedervermietet, dann darf dafür maximal die eingefrorene Miete verlangt werden. Hierbei gibt es allerdings zwei Ausnahmen. Lag die Vormiete unter 5,02 Euro pro Quadratmeter, dann darf die Miete bei der Wiedervermietung um maximal einen Euro, gleichzeitig aber auf nicht mehr als 5,02 Euro pro Quadratmeter erhöht werden, wenn eine moderne Ausstattung vorhanden ist. Eine Ausstattung gilt als modern, wenn mindestens drei der folgenden Ausstattungsmerkmale vorhanden sind: Ein schwellenlos erreichbarer Aufzug, eine Einbauküche, eine hochwertige Sanitärausstattung, ein hochwertiger Bodenbelag in der überwiegenden Zahl der Wohnräume oder ein Energieverbrauchskennwert von weniger als 120 kWh/(m² a). Überschritt die Vormiete dagegen die in der Mietentabelle festgelegte Mietobergrenze, dann darf die Wohnung maximal zur Mietobergrenze vermietet werden. Bei Wohnungen, die nach Inkrafttreten des Mietendeckels erstmalig vermietet werden, sind ebenfalls die Mietobergrenzen maßgeblich.

			Gegen den Mietendeckel ist aktuell ein Verfahren beim Bundesverfassungsgericht anhängig. Sollte das Gericht befinden, dass der Mietendeckel unzulässig ist, wären die darin festgelegten Höchstmieten unzulässig. Eine Entscheidung wird im ersten Halbjahr2021 erwartet.

			Die Entwicklung der Angebotsmieten in Berlin

			Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Durchschnittsmieten pro Quadratmeter in Berlin, getrennt für Wohnungen, die vom Mietendeckel betroffen sind (reguliertes Segment; hellblaue Linie), und solche, die nicht vom Mietendeckel betroffen sind (unreguliertes Segment; dunkelblaue Linie). Zusätzlich zeigt die Abbildung die durchschnittliche zulässige Höchstmiete pro Quadratmeter für Wohnungen, die unter den Geltungsbereich des Mietendeckels fallen (graue Linie). Um die zulässige Höchstmiete zu bestimmen, nutzen wir aus den Immobilienannoncen von immowelt.de Informationen über das Baujahr einer Wohnung, die Beheizungsart, zum Vorhandensein eines Aufzugs oder einer Einbauküche sowie die auf Basis der Wohnungsadresse und Klassifikationen des Mietspiegels ermittelte Wohnlage. Die gestrichelte vertikale Linie zeigt den Zeitpunkt der Ankündigung des Mietendeckels,2 die durchgezogene vertikale Linie den Zeitpunkt, zu dem er in Kraft getreten ist.
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			In Dolls et al. (2020) zeigten wir, dass sich die Angebotsmieten im regulierten und unregulierten Segment bereits kurz nach Ankündigung des Mietendeckels auseinanderentwickelten: Während die Mietpreise für Wohnungen, die nicht vom Mietendeckel betroffen sind, seit dem zweiten Quartal 2019 anstiegen, waren die Mieten für Wohnungen, die unter den Mietendeckel fallen, leicht gesunken. Dieser Trend ist auch in Abbildung 1 deutlich erkennbar. Im unregulierten Segment hat sich der Anstieg der Mietpreise auch nach Inkrafttreten des Mietendeckels unvermindert fortgesetzt: Seit dem 1. Quartal 2020 sind die Mieten für Wohnungen, die nicht vom Mietendeckel betroffen sind, durchschnittlich um etwa 1,40 Euro pro Quadratmeter gestiegen; dies entspricht einem Zuwachs von 9% im Zeitraum eines Jahres. Die Mieten im regulierten Segment stagnierten dagegen im gleichen Zeitraum. Es fällt jedoch auf, dass auch nach Inkrafttreten des Mietendeckels die durchschnittlichen Angebotsmieten im regulierten Segment noch immer oberhalb der zulässigen Höchstmieten liegen.3 Ein möglicher Grund dafür könnte sein, dass die in den Wohnungsannoncen genannten Mieten von den Mieten, die die Vermieter*innen tatsächlich verlangen, abweichen. So enthalten zahlreiche Annoncen auf immowelt.de den folgenden oder einen ähnlichen Text:

			»Im Mietvertrag wird eine Nettokaltmiete in Höhe von xx,xx Euro vereinbart. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass vor dem Hintergrund des Berliner Mietendeckels während des Geltungszeitraums des MietenWoG Bln lediglich eine Nettokaltmiete in Höhe von xx,xx Euro gefordert und entgegengenommen wird. Die im Mietvertrag vereinbarte Nettokaltmiete in Höhe von xx,xx Euro wäre dann vollständig zu zahlen, wenn sich die Verfassungswidrigkeit oder sonstige Nichtigkeit des MietenWoG Bln ganz oder teilweise im Hinblick auf die für die Miete nach dem MietenWoG Bln relevanten Teile, erweisen sollte, dass MietenWoG Bln endet, außer Vollzug gesetzt wird oder in sonstiger Weise außer Kraft tritt.«

			Für den Zeitraum seit Q1 2020 kann die in Abbildung1 dargestellte hellblaue Linie demnach vereinfacht als eine hypothetische Durchschnittsmiete interpretiert werden – es handelt sich hierbei um die Miete, die im Durchschnitt fällig wäre, würde der Mietendeckel für unzulässig erklärt werden.4 Unter der Annahme, dass Mieter*innen im regulierten Segment aktuell im Durchschnitt die laut Mietendeckel zulässige Höchstmiete zahlen, würde die Abschaffung des Mietendeckels demnach die Nettokaltmiete pro Quadratmeter kurzfristig um durchschnittlich etwa 4,59 Euro ansteigen lassen und damit die Mietkosten für die betroffenen Mieter*innen um ca. 67% erhöhen.

			Entwicklung der Mieten in Berlin im Vergleich zu anderen deutschen Großstädten

			Um die Mietpreisentwicklung in Berlin mit der Mietpreisentwicklung in anderen deutschen Großstädten zu vergleichen, schätzen wir ein lineares Regressionsmodell. Dabei vergleichen wir die Mieten für Wohnungen in Berlin mit den Mieten für Wohnungen aus einer Kontrollgruppe, die sämtliche deutschen Großstädte mit mehr als 500000 Einwohnern umfasst.5 Der Vergleich der Mietentwicklungen mittels Regressionsanalyse erlaubt es uns, strukturelle Unterschiede zwischen den Mietwohnungsbeständen in den einzelnen Städten zu berücksichtigen. Dabei werden die Wohnungen in der Kontrollgruppe mit Hilfe des Entropy-Balancing-Verfahrens so gewichtet, dass die Verteilung der Wohnungscharakteristika in Berlin und in der Kontrollgruppe identisch ist (Hainmueller 2012).6 Auf diese Weise ist sichergestellt, dass Unterschiede in der Mietentwicklung in Berlin und in der Kontrollgruppe nicht auf unterschiedliche Charakteristika der annoncierten Wohnungen zurückzuführen sind. Die Schätzung berücksichtigt ebenfalls unterschiedliche Ausgangsniveaus der Mieten je Postleitzahlengebiet. Insgesamt umfasst unsere Stichprobe 363000 Annoncen für Mietwohnungen in Berlin und den 13 nächstgrößeren Städten Deutschlands im Zeitraum von Januar 2017 bis Mitte Februar 2021.7 Hierbei werden separate Schätzungen für Wohnungen durchgeführt, die vor dem Jahr 2014 errichtet wurden (reguliertes Segment in Berlin) sowie für solche, die seit dem Jahr 2014 errichtet wurden (unreguliertes Segment in Berlin), d.h., die Annoncen in der Kontrollgruppe werden wie jene in Berlin unterteilt in Wohnungen, die vor/seit dem Jahr 2014 errichtet wurden.

			Die Ergebnisse sind in der Abbildung 2 (linke Grafik: reguliertes Segment, Baujahr vor 2014; rechte Grafik: unreguliertes Segment, Baujahr seit 2014) dargestellt. Referenzperiode ist Q2 2019, da hier in der Senatsvorlage Nr. S-2365/2019 die Eckpunkte für das MietenWoG Bln präsentiert wurden. Die Koeffizienten bilden jeweils ab, in welchem Umfang das Mietpreiswachstum im regulierten und im unregulierten Segment des Mietmarkts zwischen Berlin und anderen Großstädten relativ zur Referenzperiode divergiert (in Prozentpunkten). Für das regulierte Segment in Berlin legen wir dabei bis inklusive Q4 2019 die tatsächlich annoncierten Angebotsmieten zugrunde und ab Q12020 die Höchstmieten nach dem Berliner Mietendeckel. Wir treffen also die Annahme, dass Berliner Mieter*innen im regulierten Segment seit Inkrafttreten des Mietendeckels die Höchstmiete gemäß des Berliner Mietendeckels zahlen, auch wenn in den Miet­annoncen vielfach hypothetische Mieten für den Fall der Verfassungswidrigkeit des Mietendeckels aufgeführt werden.8
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			Die linke Grafik der Abbildung 2 zeigt, dass sich die Mieten in Berlin im vom Mietpreisdeckel erfassten Segment zwischen Q1 2017 bis Q1 2018 etwas schwächer entwickelt haben als in anderen deutschen Großstädten. Ab Q2 2018 bis Q3 2019 gab es keine signifikant unterschiedliche Preisentwicklung in Berlin im Vergleich zur Kontrollgruppe. Im vierten Quartal 2019 war das Wachstum der Mieten im regulierten Segment in Berlin wieder etwas schwächer als in anderen deutschen Großstädten. Seit dem ersten Quartal 2020 hat der Berliner Mietendeckel dazu geführt, dass das Preiswachstum im regulierten Segment in Berlin seit dem Stichtag um nahezu 60 Prozentpunkte geringer ausgefallen ist als in anderen deutschen Großstädten.

			Im unregulierten Segment ist in Berlin dagegen seit dem Stichtag im zweiten Quartal 2019 ein Preis­anstieg zu verzeichnen, der deutlich größer ausfällt als in anderen deutschen Großstädten (vgl. Abb. 2, rechte Grafik). So lag das Wachstum der Mieten in Berlin im Vergleich zu anderen deutschen Großstädten im Zeitraum Q2 2020 bis Q4 2020 im Schnitt um etwa 5 Prozentpunkte höher. Im ersten Quartal 2021 ist der Unterschied in den Wachstumsraten noch einmal größer geworden; hier lag die Wachstumsrate der Mieten in Berlin um etwa 9 Prozentpunkte oberhalb der Wachstumsrate anderer Großstädte in Deutschland.

			Entwicklung der Verkaufspreise in Berlin im Vergleich zu anderen deutschen Großstädten

			Bei der Analyse der Auswirkungen des Mietendeckels auf den Berliner Immobilienmarkt ist es von besonderem Interesse, die Entwicklung der Kaufpreise für Wohnungen zu untersuchen. Da Wohnungspreise letztlich erwartete künftige Mieteinnahmen widerspiegeln, könnten sich hier deutliche Reaktionen auf den Mietendeckel ergeben. Der potenziell dämpfende Einfluss des Berliner Mietendeckels auf die Preise dürfte dabei umso stärker ausfallen, je eher die Erwartung unter den Marktteilnehmern vorherrscht, dass der Berliner Mietendeckel nicht auf fünf Jahre befristet bleibt. Umgekehrt könnte eine mögliche Angebotsverknappung in Folge verringerter Bautätigkeit preisstabilisierend wirken.

			Analog zu der Abbildung 2 stellt die Abbildung3 die Unterschiede in den Wachstumsraten der Angebotspreise pro Quadratmeter zwischen Berlin und den 13 nächstgrößeren deutschen Städten relativ zur Referenzperiode dar. Auch hier wurde ein mit der Entropy-Balancing-Methode gewichtetes lineares Regressionsmodell geschätzt, das die Preisentwicklung für Eigentumswohnungen in Berlin mit entsprechenden Wohnungsangeboten in anderen Großstädten Deutschlands mit mehr als 500000Einwohnern kontrastiert. Insgesamt umfasst unsere Stichprobe nach Bereinigung von Duplikaten 118000Eigentumswohnungen, die in den 14 größten Städten Deutschlands im Zeitraum von Januar 2017 bis Mitte Februar 2021 zum Verkauf angeboten wurden.

			Die Ergebnisse zeigen, dass das Preiswachstum im regulierten Segment in Berlin ab dem 3. Quartal 2020 deutlich hinter das Preiswachstum in den 13 nächstgrößten Städten zurückfiel (vgl. Abb. 3, linke Grafik).9 Am Ende unseres Beobachtungszeitraums in Q1 2021 war die Wachstumsrate der Kaufpreise für Eigentumswohnungen in Berlin um etwa 9 Prozentpunkte geringer als in anderen deutschen Großstädten. Im unregulierten Segment sind die Kaufpreise in Berlin dagegen in der Tendenz etwas stärker gewachsen als in anderen Großstädten (vgl. Abb. 3, rechte Grafik). Der Unterschied in den Wachstumsraten betrug hier 7,5 Prozentpunkte im vierten Quartal 2020 und 4 Prozentpunkte im ersten Quartal 2021. Allerdings ist der letztgenannte Effekt statistisch nicht signifikant.
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			Entwicklung der Miet- und Kaufannoncen in Berlin im Vergleich zu anderen deutschen Großstädten

			Neben der Miet- und Kaufpreisentwicklung untersuchen wir, wie sich die Anzahl der Miet- und Kauf­annoncen im regulierten und unregulierten Bereich in Berlin im Vergleich zu anderen deutschen Großstädten entwickelt hat. Wie bei der Analyse der Miet- und Kaufpreisentwicklung vergleichen wir also Miet-/Kaufannoncen für Berliner Wohnungen, die vor (seit) dem 1.Januar 2014 erstmals bezugsfertig wurden, mit Miet-/Kaufannoncen in anderen deutschen Großstädten, die ebenfalls vor (seit) dem 1. Januar 2014 erstmals bezugsfertig wurden. 

			Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der Anzahl der Mietannoncen für Wohnungen, die vor (seit) dem 1.Januar 2014 erstmals bezugsfertig wurden. Q1 2017 ist dabei auf 100 normiert, so dass die Datenpunkte in der Grafik als Wachstumsrate relativ zum ersten Quartal 2017 interpretiert werden können. Im Vergleich zu den Analysen zur Miet- und Kaufpreisentwicklung im vorherigen Abschnitt ist zu beachten, dass das erste Quartal 2021 in Abbildung 4 nicht inkludiert ist, da unser Beobachtungszeitraum lediglich bis Mitte Februar reicht und die Anzahl der Annoncen im 1. Quartal 2021 nur unvollständig abgebildet werden kann. 
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			Wie in der linken Grafik der Abbildung 4 ersichtlich, ist für das regulierte Segment in Berlin über den gesamten Beobachtungszeitraum ein Rückgang der Anzahl der Mietannoncen zu verzeichnen, während die Anzahl der Annoncen in der Kontrollgruppe stabil geblieben bzw. leicht gestiegen ist. Seit Ankündigung (gestrichelte vertikale Linie) und Inkrafttreten (durchgezogene vertikale Linie) des Berliner Mietendeckels öffnet sich die Schere zwischen Berlin und der Kontrollgruppe weiter. Wie oben ausgeführt, wurde für andere Städte mit Mietregulierungen gezeigt, dass diese vermehrt Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen und eine geringere Umzugswahrscheinlichkeit von Mieter*innen regulierter Mietwohnungen zur Folge haben (Diamond et al. 2019). Auch kann eine erhöhte Nachfrage nach regulierten Mietwohnungen dazu führen, dass diese vermehrt unter der Hand vergeben und nicht mehr annonciert werden. Es ist denkbar, dass ähnliche Effekte auch in Berlin bereits eine Rolle spielen und zu dem Rückgang der Mietannoncen im regulierten Segment beitragen. Unsere Analyse lässt jedoch keine Rückschlüsse zu den genauen Ursachen zu. 

			Die rechte Grafik der Abbildung 4 zeigt schließlich, dass das Wachstum in den Wohnungsannoncen von Wohnungen, die nach dem 1. Januar 2014 erstmals bezugsfertig wurden, in Berlin einen ähnlichen Verlauf wie in der Kontrollgruppe aufweist. Seit Ankündigung des Berliner Mietendeckels liegen die Wachstumsraten bei den Mietannoncen im unregulierten Segment in Berlin leicht oberhalb zu den Wachstumsraten der Kontrollgruppe, es ist also ein umgekehrter Trend im Vergleich zum regulierten Segment zu beobachten. 

			Schließlich stellt Abbildung 5 analog zu Abbildung4 die Entwicklung der Kaufannoncen dar. Sowohl im regulierten als auch im unregulierten Segment ist das Annoncenwachstum in Berlin am aktuellen Rand höher als in der Kontrollgruppe, jedoch ist seit Ankündigung/Inkrafttreten des Berliner Mietendeckels kein eindeutiger Trend für Berlin im Vergleich zur Kontrollgruppe erkennbar.



   			 Abb. 5
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			Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

			In diesem Beitrag untersuchen wir Auswirkungen des Berliner Mietendeckels auf Miet- und Kaufpreise sowie die Anzahl annoncierter Miet- und Eigentumswohnungen. Unsere Analyse kommt zu dem Ergebnis, dass seit Einführung des Mietendeckels eine zunehmende Zweiteilung des Berliner Immobilienmarktes zu beobachten ist. Im vom Mietendeckel betroffenen Segment des Berliner Immobilienmarktes sind sowohl die Mieten als auch die Kaufpreise weniger stark gestiegen als in der Kontrollgruppe anderer deutscher Großstädte. Ein umgekehrter Trend ist für das unregulierte Segment in Berlin zu beobachten. Mieten und Kaufpreise von Wohnungen, die seit 2014 erstmals bezugsfertig wurden, stiegen stärker als in anderen deutschen Großstädten. Die Entwicklung bei der Anzahl der Mietannoncen im regulierten Segment ist ebenfalls schwächer als in der Kontrollgruppe, während die Mietannoncen im unregulierten Segment Berlins zuletzt stärker zulegten als in der Kontrollgruppe. 

			Diese Entwicklungen lassen sich dadurch erklären, dass der Mietendeckel im regulierten Segment wie beabsichtigt die Mieten senkt, aber auch das Angebot an für Wohnungssuchende verfügbaren Mietwohnungen reduziert. Das dürfte vor allem daran liegen, dass Mieter in Folge der sinkenden Mieten länger in Mietwohnungen bleiben und freiwerdende Mietwohnungen als Eigentumswohnungen verkauft oder vom Eigentümer selbst genutzt werden. Die Rationierung des Wohnungsangebotes im regulierten Marksegment führt dazu, dass Wohnungssuchende auf Mietwohnungen ausweichen, die nicht dem Mietendeckel unterliegen. Das führt in diesem Marktsegment zu steigenden Mieten. 

			Unsere Ergebnisse deuten außerdem darauf hin, dass Marktteilnehmer zunehmend die durch den Berliner Mietendeckel gesunkene Profitabilität von regulierten Wohnungen und auch die Möglichkeit einer Verlängerung des Mietendeckels nach fünf Jahren einpreisen. Die Mietsteigerungen im unregulierten Segment haben sich allerdings nicht in signifikanten Wertsteigerungen dieser Wohnungen niedergeschlagen. Das könnte darauf hindeuten, dass Käufer von Wohnungen im unregulierten Marktsegment das Risiko einer künftigen Ausweitung des Mietendeckels auf das bislang unregulierte Segment befürchten. 

			Bei der Interpretation dieser Ergebnisse sind die zugrunde liegenden Daten und die Prämissen der Analyse zu berücksichtigen. Bei den Daten handelt es sich um Miet- und Kaufangebote, nicht um die tatsächlichen Vertragsabschlüsse. Zudem sind die Annoncen bei immowelt.de nicht notwendigerweise repräsentativ für den Immobilienmarkt insgesamt. Insbesondere könnten gewerbliche Anbieter in unserer Stichprobe überrepräsentiert sein. Bei der Analyse der Wirkungen des Mietendeckels haben wir als »kontrafaktisches Szenario« ein Szenario betrachtet, in dem sich Mieten und Preise so entwickeln wie in anderen Großstädten. Ob sich der Immobilienmarkt in Berlin tatsächlich so entwickelt hätte, ist trotz der Parallelen in der Entwicklung vor der Ankündigung des Mietendeckels unklar.
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Endnoten


			
				
					1	Ab Januar 2022 sind jährliche Mieterhöhungen als Inflationsausgleich möglich, jedoch sind diese auf 1,3% beschränkt.

				

				
					2	Wir setzen den Tag der Ankündigung gleich mit dem Tag, an dem der Senat der Stadt Berlin die Eckpunkte des MietenWoG Bln beschlossen hat. Dies geschah am 18. Juni 2019.

				

				
					3	Im letzten Beobachtungsquartal weisen ca. 80% der Wohnungsannoncen eine Miete oberhalb der Mietobergrenze nach dem Mietendeckel aus. Dieser Anteil ist seit 2019 um 10 Prozentpunkte gesunken.

				

				
					4	Tatsächlich liegt die hypothetische Durchschnittsmiete etwas höher, da nicht alle Mietannoncen im regulierten Segment eine Miete oberhalb der Höchstgrenze ausweisen (siehe Fußnote 3).

				

				
					5	Die Kontrollgruppe umfasst Hamburg, München, Köln, Frankfurt am Main, Stuttgart, Düsseldorf, Leipzig, Dortmund, Essen, Bremen, Dresden, Hannover und Nürnberg.

				

				
					6	Zu den Kontrollvariablen zählen das Baujahr der Wohnung, die Anzahl der Zimmer, die Fläche, der Zustand (saniert vs. unsaniert), das Vorhandensein einer Terrasse, eines Gartens oder eines Balkons und weitere Wohnungscharakteristika. 

				

				
					7	Diese Zahlen basieren auf den um Duplikate bereinigten Rohdaten aller auf immowelt.de geschalteten Anzeigen. Wir stufen Anzeigen mit identischen Wohnungscharakteristika, wie beispielsweise Wohnfläche und Baujahr, identischer Adresse und identischem Anzeigetext als Duplikate ein, wenn sie innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten geschaltet wurden. In diesem Fall ist das aktuellste Veröffentlichungsdatum maßgeblich, und es wird davon ausgegangen, dass die Vermietung zum ersten Anzeigedatum nicht erfolgreich war. Durch diese Bereinigung fällt die Anzahl der Angebote am aktuellen Rand vergleichsweise höher aus als in den Vormonaten. Liegen mehr als drei Monate zwischen zwei identischen Anzeigen, werden sie als separate Anzeigen gewertet.

				

				
					8	Die Verwendung der hypothetischen Miete, die ein Großteil der Vermieter*innen seit Inkrafttreten des Mietendeckels für den Fall einer Abschaffung des Mietendeckels annoncieren, würde den tatsächlichen Preiseffekt deutlich unterzeichnen. 

				

				
					9	Die durchschnittlichen Angebotspreise pro Quadratmeter sind im regulierten Segment in Berlin auch nach Inkrafttreten des Mietendeckels gestiegen. Die negativen Koeffizienten bedeuten lediglich, dass das Preiswachstum geringer war als in der Kontrollgruppe, die vergleichbare Immobilien aus den 13 nächstgrößeren Städten umfasst.
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IN KÜRZE

Dieser Beitrag stellt die Ergebnisse einer Umfrage unter Manager*innen und Personalverantwortlichen deutscher Unternehmen zu den getroffenen Maßnahmen während der Krise und Erwartungen hinsichtlich zukünftiger Veränderungen der Arbeitswelt vor. Die Studie zeigt den Anstieg digitaler Lösungen als Reaktion auf die Coronakrise, die auch den Arbeitsalltag der Zukunft stark prägen werden. Gleichzeitig rücken die Themen Nachhaltigkeit, Mitarbeiterzufriedenheit und Führungskultur stärker in den Fokus der Management­ebene. Es deuten sich somit langfristige Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Wirtschaft und Personalarbeit an.






		
			Die Coronakrise stellt eine historische Ausnahmesituation dar, auf die Gesellschaft und Wirtschaft mittels Krisenmanagement schnell und mit teilweise drastischen Mitteln reagieren mussten. Da die mit der Pandemie verbundenen Einschränkungen voraussichtlich noch einige Zeit das Wirtschaftsleben beeinflussen werden, ist eine Analyse der unternehmensintern getroffenen Maßnahmen von großer Bedeutung, auch um diese Instrumente zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Darüber hinaus hat die Krise den digitalen Wandel beschleunigt und damit neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit eröffnet, die den Arbeitsalltag und die zukünftige Strategieentwicklung vieler Unternehmen stark prägen werden.

			Mit Daten aus einer Sonderumfrage1, die das ifoInstitut gemeinsam mit der Unternehmensberatung Mercer|Promerit und FidAR e.V. im Juli 2020 unter 1188 Geschäftsführer*innen, Manager*innen und Personalverantwortlichen deutscher Unternehmen durchgeführt hat, analysieren wir die Frage, ob und inwieweit sich die Corona-Pandemie auf das Personalmanagement, die Investitionsplanungen sowie die Unternehmenskultur auswirkt und welche Veränderungen für die Zukunft erwartet werden.

			In dieser Studie präsentieren wir die Ergebnisse zu den getroffenen Maßnahmen während der Krise und den zukünftigen Veränderungen der Arbeitswelt.2

			Unternehmensreaktionen auf die Coronakrise wurden bereits in anderen Studien untersucht. Buchheim et al. (2020) finden mit Hilfe von Daten aus der ifo Konjunkturumfrage heraus, dass Unternehmen, die längere Einschränkungen des öffentlichen Lebens erwarten, häufiger tiefgreifende Maßnahmen durchführen, die teils schwer zu revidieren sind, wie den Abbau von Beschäftigung oder die Stornierung bzw. den Aufschub von Investitionsprojekten. Sauer und Wohlrabe (2020) präsentieren Ergebnisse der ifoKonjunkturumfrage, wonach die besonders von der Krise getroffenen Bereiche, wie das Gastgewerbe und die Reisebranche, deutlich öfter Liquiditätshilfen von Seiten des Staates in Anspruch genommen haben als andere Sektoren. Den Einsatz von Kurzarbeit zur Bewältigung der Krise beleuchten seit Mai 2020 regelmäßig Link und Sauer (2020a; 2020b; 2020c; 2020d), am aktuellen Rand nimmt die Zahl der Beschäftigten in Kurzarbeit durch den Lockdown wieder zu, vor allem im Gastgewerbe und dem Handel (vgl. Link und Sauer 2020e).

			Unternehmen setzen verstärkt auf digitale Zusammenarbeit und Lösungen

			Um die negativen Folgen der Corona-Pandemie abzufedern, setzt die Mehrheit der befragten Unternehmen auf die technischen Möglichkeiten des 21. Jahrhunderts, indem sie die Präsenzarbeit soweit möglich in die digitale Umgebung verlagern (vgl. Tab. 1). Insbesondere die Nutzung von Homeoffice (76%) und anderer digitaler Lösungen (63%) hat als Reaktion auf die Krise zugenommen. Vor allem große Unternehmen (mit mehr als 500 Mitarbeitern) nutzten diese Maßnahmen (93% bzw. 85%). Aber auch kleinere Firmen mit weniger als 50 Mitarbeitern setzten verstärkt auf Digitalisierung. Dieses Ergebnis entspricht den Resultaten von Bertschek und Erdsiek (2020), die einen Digitalisierungsschub durch Corona unter Soloselbständigen dokumentieren. Digitale Werkzeuge tragen also zur Bewältigung der Krise bei, unabhängig von der Größe der Organisation. Auch Investitionen in IT und digitale Kompetenzen sind in 35% der von uns befragten Firmen getätigt worden, um die Basis für den digitalen Wandel zu schaffen.


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Getroffene Maßnahmen im Zuge der Coronakrise, Juli 2020

						
					

					
							
							Getroffene Maßnahme (in % der Unternehmen)

						
							
							Alle Unternehmen

						
							
							Nach Unternehmensgröße (Anzahl der Mitarbeiter)

						
					

					
							
							
							1–49

						
							
							50–499

						
							
							> 500

						
					

					
							
							Verstärkte Nutzung von Homeoffice 

						
							
							76

						
							
							64

						
							
							78

						
							
							93

						
					

					
							
							Verstärkte Nutzung standardisierter digitaler Lösungen 

						
							
							63

						
							
							51

						
							
							66

						
							
							85

						
					

					
							
							Ausbau der Internetpräsenz 

						
							
							23

						
							
							22

						
							
							22

						
							
							27

						
					

					
							
							Investitionen in IT/digitale Techniken/Kompetenzen 

						
							
							35

						
							
							30

						
							
							35

						
							
							49

						
					

					
							
							Kurzarbeit

						
							
							52

						
							
							43

						
							
							57

						
							
							56

						
					

					
							
							Inanspruchnahme von staatlichen Soforthilfen etc. 

						
							
							28

						
							
							31

						
							
							27

						
							
							21

						
					

					
							
							Verschiebung von Investitionsprojekten 

						
							
							45

						
							
							35

						
							
							48

						
							
							58

						
					

					
							
							Standortschließungen, Werksschließungen, Produktionsstopp 

						
							
							12

						
							
							7

						
							
							12

						
							
							24

						
					

					
							
							Streichung von Investitionsprojekten 

						
							
							20

						
							
							13

						
							
							23

						
							
							28

						
					

					
							
							Anzahl der Befragten: 1 101.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Digitalisierung war auch ein Instrument, um das Personalmanagement handlungsfähig zu halten, schließlich mussten die Personalverantwortlichen z.B. in der Lage sein, Kurzarbeit für ihre Mitarbeiter in die Wege zu leiten. Um die schwächelnde Nachfrage während der Coronakrise auszugleichen, setzte im Befragungszeitraum (Juli) rund die Hälfte der Befragten (52%) Kurzarbeit ein, wobei es erhebliche Unterschiede zwischen den Branchen gibt. Während im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel mehr als die Hälfte (68% bzw. 59%) der Unternehmen Kurzarbeit angeordnet hatten, waren es im Dienstleistungssektor und im Baugewerbe erheblich weniger (40% bzw. 29%). In all jenen Unternehmen mit Kurzarbeit waren durchschnittlich rund 55% der Mitarbeiter davon betroffen; sie haben ihre Arbeitszeit im Mittel um 44% reduziert. Nach den Ergebnissen der ifo Konjunktur­umfrage vom November gab es einen Anstieg der Kurzarbeit, vor allem in den Wirtschaftsbereichen, die stark von den verschärften Beschränkungen des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens betroffen sind, wie das Gastgewerbe und der Handel. In den wirtschaftsnahen Dienstleistungen gab es nur geringfügige Veränderungen in den Kurzarbeiterzahlen, im Verarbeitenden Gewerbe setzte sich der rückläufige Trend fort. Das Baugewerbe befindet sich trotz einer leichten Zunahme weiterhin unter den Wirtschaftsbereichen mit dem geringsten Umfang an Kurzarbeit (vgl. Link und Sauer 2020e).

			Als weitere kurzfristige Maßnahmen haben 28% der Unternehmen nach eigenen Angaben auf staatliche Soforthilfen und Kreditbürgschaften zurückgegriffen, um die Liquidität aufrechtzuerhalten. Zudem haben 45% der Befragten Investitionen verschoben. Drastische, nicht revidierbare Maßnahmen hingegen, wie beispielsweise Produktionsstopps (12%) oder die Streichung von Investitionsprojekten (20%), gab nur eine Minderheit der Teilnehmer an. Allerdings nutzten größere Unternehmen solche Instrumente deutlich öfter als kleine Betriebe. Vor allem Unternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe (16% bzw. 26%) griffen im Zuge der Coronakrise auf Produktionsstopps und Investitionsstreichungen zurück, wohingegen der Handel (6% bzw. 16%) und die Dienstleister (11% bzw. 18%) davon kaum Gebrauch machten. 

			Nur wenige Unternehmen setzen auf Entlassungen

			Seit Ausbruch der Coronakrise bis zur Befragung im Juli hat sich die Anzahl der Beschäftigten bei den meisten Unternehmen (63%) nicht verändert (vgl. Tab.2). Bei 28% der Firmen hat die Beschäftigtenzahl allerdings abgenommen. Dieser Abbau erfolgte insbesondere über die Reduzierung von Neueinstellungen und Nicht-Verlängerung von bestehenden Verträgen. Auf alle Unternehmen bezogen kam es allerdings nur in 11% der Firmen zu einem Abbau der Beschäftigten durch Entlassungen. Tendenziell ist der Beschäftigungsabbau im Verarbeitenden Gewerbe (35%) etwas stärker ausgeprägt als im Dienstleistungssektor oder im Handel (jeweils 24%). Währenddessen haben 9% der Befragten die Anzahl der Mitarbeiter im Vergleich zu Februar 2020 sogar erhöht, was insbesondere auf Neueinstellungen zurückzuführen ist. Hierbei waren kaum Unterschiede zwischen den Wirtschaftssektoren zu beobachten. Laut der Bundesagentur für Arbeit hat sich die Arbeitslosenzahl im November gegenüber dem Vorjahr um 519000 erhöht, ist aber im Vergleich zum Oktober stärker zurückgegangen als in den Vorjahren.


Tab. 2


				
					
					
				
				
					
							
							Veränderung der Beschäftigtenzahl seit Ausbruch der Coronakrise und Maßnahmen zum Beschäftigungsabbau und -aufbau (in %)

						
					

					
							
							
							Ausgewählt

						
					

					
							
							Panel A: Beschäftigungsabbau

						
							
							28

						
					

					
							
							   Entlassungen

						
							
							11

						
					

					
							
							   Nicht-Verlängerung

						
							
							17

						
					

					
							
							   Reduzierung von Neueinstellungen

						
							
							18

						
					

					
							
							   Reduzierung externer Mitarbeiter

						
							
							12

						
					

					
							
							Panel B: Beschäftigungsaufbau

						
							
							9

						
					

					
							
							   Neueinstellungen

						
							
							8

						
					

					
							
							   Externe Mitarbeiter

						
							
							2

						
					

					
							
							Panel C: Keine Veränderung der Beschäftigtenzahl

						
							
							63

						
					

					
							
							Anzahl der Befragten in Panel A: 303 und in Panel B: 92.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Der Arbeitsalltag der Zukunft wird digitaler und dezentraler

			Eine zentrale Frage in der aktuellen Diskussion lautet, ob die Corona-Pandemie nachhaltige und langfristige Veränderungen in der Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt verursachen wird. Daher wurden die Teilnehmer auch zu ihrer Einschätzung der zukünftigen Unternehmensausrichtung in der Zeit nach Corona befragt. Insgesamt erwarten die Unternehmen einen deutlichen Wandel im Arbeitsalltag durch die Coronakrise. Lediglich 38% sehen keine oder nur leichte Veränderungen auf ihr Unternehmen zukommen, während der Großteil (62%) moderate bis große Veränderungen erwartet.

			Im Hinblick auf die Ausgestaltung der zukünftigen Arbeitswelt erwarten 67% der Befragten, dass die Bedeutung von Homeoffice im Vergleich zu der Zeit vor Corona zunimmt (vgl. Tab. 3). Außerdem sehen 82% der Teilnehmer eine Zunahme von virtuellen Meetings, während 72% eine langfristige Abnahme von Dienstreisen in ihren Unternehmen erwarten. Dies ist ein Beleg dafür, dass die Substitution von Geschäftsreisen durch Online-Tools, Webmeetings, -konferenzen und -schulungen ansteigt. Diese Zahlen deuten darauf hin, dass der Arbeitsalltag in Zukunft stärker digitalisiert und dezentraler aufgebaut sein wird. Vor allem große Unternehmen (mit mehr als 500 Mitarbeitern) rechnen mit einer Zunahme von Homeoffice und virtuellen Meetings (92% bzw. 97%) und einer Abnahme von Dienstreisen (89%), während diese Trends bei kleinen bis mittleren Unternehmen etwas weniger stark ausgeprägt sind. 


Tab. 3


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Erwartungen hinsichtlich langfristiger Entwicklungen (in %)

						
					

					
							
							
							Zunahme

						
							
							Keine Veränderung

						
							
							Abnahme

						
					

					
							
							Homeoffice

						
							
							67

						
							
							32

						
							
							1

						
					

					
							
							Virtuelle Meetings etc.

						
							
							82

						
							
							13

						
							
							4

						
					

					
							
							Dienstreisen

						
							
							1

						
							
							26

						
							
							72

						
					

					
							
							Anzahl der Befragten: 1 022.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Auch die Branchen unterscheiden sich erheblich hinsichtlich der Erwartungen zu langfristigen Auswirkungen (vgl. Tab. 4). So rechnen drei Viertel der Unternehmen im Dienstleistungssektor mit einer Zunahme der Homeoffice-Tätigkeit, wohingegen nur 57% der Handelsunternehmen eine solche Steigerung erwarten. Bei Dienstreisen erwarten rund drei Viertel der Dienstleistungsunternehmen und des Verarbeitenden Gewerbes eine Abnahme, wohingegen nur 38% der Handelsteilnehmer dies annehmen. Auch bei virtuellen Meetings, Terminen und Konferenzen rechnen mehr als 80% der Dienstleister und Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes mit einer Zunahme. Diese Ergebnisse zeigen, dass sich der Dienstleistungssektor durch die Corona-Pandemie langfristig noch stärker verändern wird als andere Branchen. Ein wichtiger Grund hierfür ist sicherlich, dass sich die genannten Maßnahmen bei vielen Dienstleistern leichter umsetzen lassen als beispielsweise im (statio­nären) Handel, in dem physische Präsenz eine größere Rolle spielt.


Tab. 4


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Erwartungen hinsichtlich langfristiger Entwicklungen nach Branche (in %)

						
					

					
							
							
							Alle Branchen

						
							
							Nach Branche

						
					

					
							
							Dienstleistungen

						
							
							Verarbeitendes Gewerbe

						
							
							Handel

						
					

					
							
							Homeoffice

						
							
							
							
							
					

					
							
							Keine Veränderung

						
							
							32

						
							
							24

						
							
							37

						
							
							41

						
					

					
							
							Zunahme

						
							
							67

						
							
							75

						
							
							61

						
							
							57

						
					

					
							
							Abnahme

						
							
							1

						
							
							1

						
							
							2

						
							
							2

						
					

					
							
							Dienstreisen

						
							
							
							
							
					

					
							
							Keine Veränderung

						
							
							26

						
							
							26

						
							
							23

						
							
							31

						
					

					
							
							Zunahme

						
							
							1

						
							
							1

						
							
							2

						
							
							1

						
					

					
							
							Abnahme

						
							
							72

						
							
							73

						
							
							75

						
							
							38

						
					

					
							
							Virtuelle Meetings etc.

						
							
							
							
							
					

					
							
							Keine Veränderung

						
							
							13

						
							
							12

						
							
							11

						
							
							20

						
					

					
							
							Zunahme

						
							
							82

						
							
							84

						
							
							86

						
							
							75

						
					

					
							
							Abnahme

						
							
							4

						
							
							4

						
							
							3

						
							
							5

						
					

					
							
							Anzahl der Befragten in Panel A: 1 013, in Panel B: 1 018 und in Panel C: 1 022. 

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Höhere Investitionen in die Mitarbeiter

			Diese künftigen strukturellen Veränderungen spiegeln sich auch teilweise in der Investitionsplanung der Unternehmen wider. Rund ein Viertel der Firmen geben an, dass sie nach der Krise höhere Investitionen3 in ihre Mitarbeiter und die Arbeitsplatzgestaltung planen (vgl. Tab. 5), wobei große und mittlere Unternehmen tendenziell mehr investieren wollen. Die Mitarbeiter rücken stärker in den Fokus vieler Unternehmen.


Tab. 5

	
				
					
					
				
				
					
							
							Investitionsplanung: Höhere Investitionen nach der Krise (in %)

						
					

					
							
							Höhere Investitionen in

						
							
					

					
							
							Mitarbeiter (Schulungen etc.) 

						
							
							27

						
					

					
							
							Arbeitsplatz (Telearbeit oder Büroplätze)

						
							
							21

						
					

					
							
							Produktion (R&D etc.)

						
							
							17

						
					

					
							
							Lieferkettenmanagement 

						
							
							16

						
					

					
							
							Andere

						
							
							2

						
					

					
							
							Anzahl der befragten Unternehmen: 1 038.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Diejenigen Unternehmen, die nach der Krise mehr in Mitarbeiter investieren wollen, planen diese Investitionen insbesondere in Schulungen zu virtueller Zusammenarbeit (40%) und digitaler Führung (40%) zu tätigen (vgl. Tab. 6). Dies zeigt, dass diese Firmen verstärkt auf die digitale Kompetenz ihrer Belegschaft setzen. Insbesondere große Unternehmen mit mehr als 500Mitarbeitern planen solche Schulungen. Die Coronakrise hat auch das Bewusstsein für Gesundheitsthemen in diesen Unternehmen geschärft. So planen 27%, ihren Beschäftigten Angebote zum Thema Gesundheitsmanagement bereitzustellen. Die Priorisierung dieser Investitionsthemen dürfte nicht nur vor dem Hintergrund der Aufrechterhaltung der Handlungsfähigkeit des Betriebs erfolgen, sondern auch zur Mitarbeitermotivation und Steigerung der Attraktivität als Arbeitgeber dienen. Mit Blick auf die Mitarbeiterbindung sind die Unternehmen gefordert, ihre Mitarbeiter in der Krise stärker zu motivieren und Antworten auf die allgemeine Verunsicherung zu finden.


Tab. 6


				
					
					
				
				
					
							
							Arten von Investitionen bei Unternehmen, die mehr in Mitarbeiter nach der Krise investieren wollen (in %)

						
					

					
							
							Schulungen

						
							
					

					
							
							     zu digitaler Führung 

						
							
							40

						
					

					
							
							     zu virtueller Zusammenarbeit

						
							
							40

						
					

					
							
							     zu Zeitmanagement im Homeoffice

						
							
							27

						
					

					
							
							Angebote zu Gesundheitsmanagement 

						
							
							49

						
					

					
							
							Verbesserung der finanziellen Absicherung

						
							
							23

						
					

					
							
							Anzahl der befragten Unternehmen: 282.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Darüber hinaus wurden die Umfrageteilnehmer zu unternehmensinternen Veränderungen in verschiedenen Bereichen rund um das Thema Nachhaltigkeit befragt. Dabei werden besonders die gesundheitliche Absicherung und Vorsorge (44%) und die langfristigen Perspektiven bzw. Bindung der Mitarbeiter (43%) für die Unternehmen wichtiger (vgl. Tab. 7). Die Coronakrise scheint hier also das Bewusstsein für mitarbeiterbezogene Anliegen geschärft zu haben. Auch der eigene Beitrag zum Umweltschutz nimmt bei 38% der Firmen an Bedeutung zu. Die restlichen Unternehmen sehen in diesen Bereichen überwiegend keine Veränderungen.


Tab. 7


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Aktuelle Veränderungen bezüglich des Themas Nachhaltigkeit  (in %)

						
					

					
							
							
							Unwichtiger

						
							
							Keine Veränderung

						
							
							Wichtiger

						
					

					
							
							Beitrag zum Umweltschutz 

						
							
							6

						
							
							57

						
							
							38

						
					

					
							
							Finanzielle Absicherung der Mitarbeiter

						
							
							6

						
							
							70

						
							
							25

						
					

					
							
							Gesundheitliche Absicherung der Mitarbeiter 

						
							
							4

						
							
							52

						
							
							44

						
					

					
							
							Langfristige Perspektiven der Mitarbeiter 

						
							
							5

						
							
							52

						
							
							43

						
					

					
							
							Anzahl der befragten Unternehmen: 1 011.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Veränderungen in der Unternehmenskultur: Tendenziell partizipativer und diverser

			Die tiefgreifenden Anpassungen im Rahmen der Coronakrise haben auch Auswirkungen auf die Unternehmenskultur der befragten Firmen. So geben 33% der Teilnehmer an, dass sie aktuell eine Veränderung hin zu einer partizipativeren bzw. vertrauens­orientierteren Führungskultur in ihrem Unternehmen wahrnehmen, während 58% keine Veränderung ausmachen (vgl. Tab. 8). Nur 9% der Befragten sehen einen Wandel hin zu einer autoritäreren bzw. kontrollierenden Kultur. Tendenziell sehen weibliche Befragte (38%) einen etwas stärkeren Trend zu partizipativeren Strukturen als männliche Teilnehmer (31%). 83% bzw. 14% aller Teilnehmer*innen gehen zudem davon aus, dass diese Veränderungen, sofern vorhanden, teilweise bzw. vollständig über die Coronakrise hinweg bestehen werden. Die Tendenz zu mehr Partizipation geht einher mit der stärkeren Digitalisierung und Vernetzung in den Unternehmen.


Tab. 8


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Wahrnehmung aktueller Veränderungen der Führungskultur (in %) 

						
					

					
							
							
							Autoritärer

						
							
							Keine Veränderung

						
							
							Partizipativer

						
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							9

						
							
							58

						
							
							33

						
					

					
							
							Weibliche Befragte

						
							
							10

						
							
							52

						
							
							38

						
					

					
							
							Männliche Befragte

						
							
							8

						
							
							61

						
							
							31

						
					

					
							
							Anzahl der befragten Unternehmen: 1 008.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Ein weiterer Aspekt, der sich in der Unternehmenskultur widerspiegelt, ist der Umgang mit Diversität. Demmelhuber et al. (2020) haben unter anderem bereits gezeigt, dass Frauen stärker durch das sich verändernde Arbeitsumfeld beeinflusst werden als Männer. Die Manager*innen und Personalverantwortlichen wurden daher auch zur Diversität in den Führungsteams und Gremien ihres Unternehmens befragt und ob sie hier durch die Coronakrise Veränderungen erwarten. Knapp ein Drittel der Befragten sieht einen Wandel hin zu mehr Diversität (vgl. Tab. 9). Rund zwei Drittel der Beteiligten gehen davon aus, dass es zu keinen Veränderungen kommt. Etwas mehr männliche als weibliche Teilnehmer sehen einen Trend zu mehr Diversität.



Tab. 9

	
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Dauerhafte Auswirkungen auf Diversität (in %)

						
					

					
							
							
							Weniger divers 

						
							
							Keine Veränderung

						
							
							Diverser 

						
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							5

						
							
							65

						
							
							30

						
					

					
							
							Weibliche Befragte

						
							
							7

						
							
							67

						
							
							26

						
					

					
							
							Männliche Befragte

						
							
							4

						
							
							64

						
							
							32

						
					

					
							
							Anzahl der befragten Unternehmen: 1 003.

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Befragung, Juli 2020.

						
					

				
			

			Fazit

			Die durch die Corona-Pandemie bedingte, neue betriebliche Realität hat Auswirkungen auf die Rahmenbedingungen des Arbeitsalltags, die durch die Unternehmen in Zukunft zum Teil neu gestaltet werden müssen. Die Zukunftsfähigkeit durch Optimierung bestehender Prozesse zu sichern, hat sich in dieser unübersichtlichen Krise mit unsicheren Märkten und schwankender Konjunktur nicht durchgängig als probates Mittel erwiesen. Diese Untersuchung liefert Input zu Themen, die relevant für das Personal- wie auch das Krisenmanagement der Wirtschaft sind. Dieses besteht zum einen aus kurzfristigen, teils reversiblen Instrumenten zur Flexibilisierung und Personalkostensenkung, zum anderen aus langfristigen, tiefgreifenden Maßnahmen wie Beschäftigungsabbau und der Stornierung von Investitionen. Krisenmanagement ist Teil der organisationalen Resilienz, der Fähigkeit von Organisationen zur Bewältigung der derzeitigen dynamischen Entwicklungen. Für die Steigerung der Resilienz ist es notwendig, das Krisenmanagement bei Bedarf anzupassen und sowohl die akuten wie auch die perspektivischen Auswirkungen der Krise und der eigenen Maßnahmen zu betrachten (vgl. Kerstan 2020). Die globale Covid-19-Pandemie beschleunigt Investitionen in neue Technologien und die Digitalisierung von Unternehmen. Das Thema Nachhaltigkeit, auch mit Bezug auf die langfristige Bindung von Fachkräften, scheint auf der Managementagenda der Führungskräfte angekommen zu sein. Tendenzen zu einer partizipativeren und diverseren Führungskultur sind erkennbar. Es deuten sich langfristige Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Wirtschaft und Personalarbeit an.
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					1	Der Onlinefragebogen wurde mittels SoSci Survey realisiert und den Teilnehmern auf www.soscisurvey.de zur Verfügung gestellt. Der Befragungszeitraum war 6. bis 19. Juli 2020. Die Umfrage erfolgte durch eine Kombination aus Schneeballverfahren (Kooperation mit Mercer|Promerit und FidAR e.V.) und Panelbefragung (ifo Managerbefragung).

				

				
					2	Die umfassenden Resultate finden sich in Demmelhuber et al. (2021). In einem weiteren Beitrag (Demmelhuber et al. 2020) haben wir bereits die Auswirkungen durch Homeoffice und die unterschiedliche Betroffenheit der Geschlechter im Detail analysiert.

				

				
					3	Die Teilnehmer wurden lediglich nach höheren Investitionen in den jeweiligen Bereichen befragt und nicht nach gleichbleibenden oder abnehmenden Investitionsvorhaben.
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			Das Produktivitätsparadoxon der unternehmensbezogenen Dienstleistungen

		



IN KÜRZE

Die freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen wiesen in Deutschland im Zeitraum von 1991 bis 2018 im Vergleich zu allen anderen Wirtschaftsbereichen nicht nur das niedrigste Wachstum der Arbeitsproduktivität auf. Besonders erstaunlich ist, dass die Arbeitsproduktivität dieses Wirtschaftsbereichs in diesem Zeitraum sogar zurückging. Angesichts des technischen Fortschritts muss dieser Befund erstaunen. In diesem Beitrag werden einige mögliche Erklärungen für dieses Phänomen diskutiert.

		





		
			Die Digitalisierung ermöglicht den Unternehmen durch neue Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) andersartige Formen der Kundeninteraktion und der Prozessorganisation. Dazu gehören beispielsweise Real-time-Collaboration, Videokonferenzen, Systeme für das Enterprise Resource Planning, das Customer-Relationship-Management oder das E-Business. Man würde allgemein erwarten, dass die freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleister, die vom Statistischen Bundesamt in der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) in Abschnitt M (vgl. Tab. 1) zusammengefasst und im Folgenden verkürzend auch als »unternehmensbezogene Dienstleister« bezeichnet werden, Vorteile aus diesen Entwicklungen ziehen und ihre Tätigkeiten und Prozesse produktiver gestalten würden. Dies gilt umso mehr, als dass hier zahlreiche höher qualifizierte, wissensintensive Dienstleistungstätigkeiten erbracht werden, die von den Möglichkeiten der Digitalisierung eigentlich besonders profitieren sollten (Sorbe et al. 2018, S. 27f.). Tatsächlich jedoch ist der Wirtschaftsabschnitt M nicht nur der Wirtschaftszweig mit dem niedrigsten Wachstum der Arbeitsproduktivität zwischen 1991 und 2018 in Deutschland, sondern er hatte darüber hinaus über längere Phasen hinweg sogar einen Rückgang der Arbeitsproduktivität zu verzeichnen. 


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen (Wirtschaftsabschnitt M)

						
					

					
							
							Klassifikation (WZ 2008)

						
							
							Wirtschaftszweige

						
							
							Anteil an der Bruttowertschöpfung von Abschnitt M (in %), 2017

						
							
							Anteil an der Beschäftigung von Abschnitt M (in %), 2017

						
					

					
							
							MA

						
							
							WZ 69

						
							
							Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung

						
							
							48,6

						
							
							49,0

						
					

					
							
							
							WZ 70

						
							
							Verwaltung und Führung von Unternehmen und Betrieben, Unternehmensberatung

						
					

					
							
							
							WZ 71

						
							
							Architektur- und Ingenieurbüros; technische, physikalische und chemischen Untersuchung

						
							
							23,8

						
							
							26,3

						
					

					
							
							MB

						
							
							WZ 72

						
							
							Forschung und Entwicklung

						
							
							13,1

						
							
							7,7

						
					

					
							
							MC

						
							
							WZ 73

						
							
							Werbung und Marktforschung

						
							
							7,0

						
							
							8,7

						
					

					
							
							
							WZ 74

						
							
							Sonstige freiberufliche, wissenschaftliche und technische Tätigkeiten 

						
							
							7,5

						
							
							8,3

						
					

					
							
							
							WZ 75

						
							
							Veterinärwesen

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen – Inlandsproduktberechnung, Detaillierte Jahresergebnisse: Endgültige Ergebnisse, Fachserie 18 Reihe 1.4, Wiesbaden 2019c; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			

			Produktivitätsrückgang trotz Digitalisierung 

			Unter einem negativen Produktivitätswachstum wird hier verstanden, dass die geleistete reale Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen beziehungsweise je Erwerbstätigenstunde zurückgeht. Dies ist vor allem angesichts der Tatsache erstaunlich, dass die unternehmensbezogenen Dienstleister eine Vorreiterrolle bei der Digitalisierung einnehmen. Jorgenson und Timmer (2011, S.25) stellen in diesem Sektor eine im Vergleich zu anderen Branchen sehr intensive Nutzung von IKT fest, und die OECD (2019, S.181) klassifiziert den Abschnitt M als »high digital-intensive sector«. Dies lässt den Befund negativer Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen in einem paradoxen Licht erscheinen. Diesem speziellen Produktivitätspara­doxon ist bisher erst wenig Beachtung geschenkt worden. Genau wie beim allgemeinen Produktivitäts­paradoxon besteht über seine Ursachen in der Literatur bisher keine Einigkeit.1 

			Dass innerhalb des gesamten Dienstleistungssektors ein größtenteils sehr schwaches Produktivitätswachstum gemessen wird, wird dagegen seit längerem auch international intensiv beobachtet und analysiert (z.B. Baily und Gordon 1988; Sorbe et al. 2018). Auch in Deutschland wird diesem Thema eine große Aufmerksamkeit gewidmet (Ademmer et al. 2017; Falck und Wölfl 2018). Die Abbildungen1 und 2 zeigen die Entwicklung der Arbeitsproduktivität seit 1991 in ausgewählten Wirtschaftsbereichen in Deutschland. Die Arbeitsproduktivität der wirtschaftsnahen Dienstleister (Abschnitte G bis N) ist zwischen 1991 und 2018 um etwas mehr als 31% gewachsen. Damit lag ihr Wachstum unter dem Durchschnitt aller Wirtschaftsbereiche (etwa 44%). Mit rund 86% nahm dagegen die Arbeitsproduktivität im produzierenden Gewerbe in diesem Zeitraum deutlich stärker zu (vgl. Abb. 1). 



   			 Abb. 1
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			Wie aus Abbildung 2 hervorgeht, ist die Arbeitsproduktivität in den die Abschnitte G bis N umfassenden Wirtschaftsbereichen des Dienstleistungssektors langsamer gewachsen als im Produzierenden Gewerbe. Die einzige Ausnahme hiervon stellt der Wirtschaftsbereich »Information und Kommunikation« (Abschnitt J) dar, in dem die Arbeitsproduktivität zwischen 1991 und 2018 um über 180% gestiegen ist. Besonders aber sticht hervor, dass in zwei Wirtschaftsbereichen ein Rückgang der preisbereinigten Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigenstunde aufgetreten ist: So war bei den in diesem Beitrag im Mittelpunkt stehenden »freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistern« (Abschnitt M) die Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigenstunde im Jahr 2018 um mehr als ein Drittel kleiner als im Jahr 1991. Beim anderen Wirtschaftsbereich mit einem Rückgang der Arbeitsproduktivität handelt es sich um den Abschnitt N (sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen), in dem der Rückgang mit etwa 13% jedoch längst nicht so hoch ausfiel wie in AbschnittM.Hervorgehoben zu werden, verdient auch die Tatsache, dass die Arbeitsproduktivität in AbschnittM bis etwa zum Jahr 2009 relativ kontinuierlich geschrumpft ist und dass das Produktivitätsniveau hier seitdem in etwa konstant blieb. Das Phänomen, dass die Arbeitsproduktivität bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen fast zwei Jahrzehnte lang trendartig gefallen ist und sich seitdem nicht wieder erholt hat, ist ebenso ungewöhnlich wie erklärungsbedürftig. 



   			 Abb. 2
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			In einem ersten Schritt kann es hilfreich sein, die verschiedenen Wirtschaftszweige im Abschnitt M genauer zu betrachten. Dazu werden die unternehmensbezogenen Dienstleister innerhalb des AbschnittsM in Abbildung 3 in sieben Wirtschaftszweige untergliedert. Das Phänomen negativer Wachstumsraten betrifft wie die Abbildung zeigt mit einer Ausnahme alle Wirtschaftszweige dieses Wirtschaftsbereichs. Besonders stark ist die Produktivität in den 1990er Jahren in den beiden Wirtschaftszweigen »Werbung und Marktforschung« sowie »freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen, Veterinärwesen« geschrumpft. Eine Ausnahme stellt der Wirtschaftszweig »Forschung und Entwicklung« dar, dessen Produktivitätsniveau zwischen 1991 und 2018 unter gewissen Schwankungen weitgehend konstant geblieben ist.2



   			 Abb. 3
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			ZUR RELEVANZ VON MESSFEHLERN 

			Zur Erklärung des Produktivitätsparadoxons bei Dienstleistungen wurden zahlreiche Ansätze entwickelt, über die allerdings keine Einigkeit besteht. Eine häufig genannte Ursache bezieht sich auf mögliche Fehler bei der Messung der Produktivität von Dienstleistungen (vgl. Oulton 1999; Hartwig 2008; Ahmad et al. 2017; IMF 2018). Die Produktivitätsmessung ist im Dienstleistungssektor schwieriger als in anderen Sektoren, was nicht zuletzt mit dem immateriellen Charakter der Dienstleistungsproduktion zu tun hat (Wölfl 2005). Auch die häufig notwendige Interaktion zwischen Dienstleistungserbringer und Dienstleistungsempfänger erschwert die Zurechnung und damit die Messung der Wertschöpfung. Aufgrund geringerer Standardisierungsmöglichkeiten ist die Dienstleistungsproduktion häufig heterogen und die individuelle Ausprägung einer einzelnen Dienstleistung daher nicht immer leicht zu bestimmen. Dies erschwert es, Qualität und Quantität voneinander zu trennen und die jeweiligen Einheiten der Dienstleistungsproduktion korrekt zu bepreisen. Fraglos steht daher die amtliche Statistik bei der Messung der preisbereinigten Wertschöpfung von Dienstleistungen vor ungleich größeren Herausforderungen, als dies bei physischen Gütern der Fall ist. Eickelpasch und Erber (2015) zufolge hat jedoch in Deutschland die Einführung der jährlichen Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich im Jahr 2000 und der Statistik der Erzeugerpreise für Dienstleistungen im Jahr 2003 diesbezüglich große Fortschritte erbracht. Ein wichtiger Fortschritt ist, dass die jeweiligen Inputgrößen im Zuge der Weiterentwicklung der Messkonzepte weiter differenziert werden konnten. So werden diese nun nach IKT- und Nicht-IKT-Anlagen bzw. nach den Kategorien Ausrüstungen, Bauten und sonstige Anlagen unterschieden. Dadurch lässt sich die Produktivität auch bei den »freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistern« besser als früher bestimmen. Zudem kann auch dank der Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich und der Erfassung der Erzeugerpreisindizes die reale Wertschöpfung genauer als zuvor gemessen werden.

			Eine besondere Herausforderung für die Messung der Produktivität stellen neue Güter dar, die im Zuge der Digitalisierung entstanden sind, und von denen etliche als digitale Dienstleistungen kostenlos über das Internet angeboten werden. Diese sogenannten Free Online Services umfassen beispielsweise Suchmaschinen, Vergleichsportale, soziale Netzwerke, Lexika, Navigationssysteme, Lernvideos und vieles anderes mehr (vgl. Clement et al. 2019). Diese Dienste erhöhen in der Regel die Konsumentenrente, gehen aber nicht in die gemessene Wertschöpfung ein. Allerdings würde gemäß einer Untersuchung von Nakamura et al. (2017) auch die Einbeziehung der hierdurch entstehenden Konsumentenrente das Bruttoinlandsprodukt allenfalls minimal erhöhen. Ademmer et al. (2017, S. 48–49) gehen ebenfalls nicht davon aus, dass die gesamtwirtschaftliche Produktivität in Deutschland durch das Aufkommen neuer digitaler Güter systematisch nach unten verzerrt wird. 

			Welchen Beitrag mögliche Messfehler bei der Ermittlung des Produktivitätsfortschritts von Dienstleistungen spielen, ist nach wie vor umstritten. Während beispielsweise Oulton (2016, S. 72), den Rückgang der totalen Faktorproduktivität von »Business Services«, den die EU-KLEMS-Daten ausweisen, im Wesentlichen auf Messfehler zurückführt, weisen Timmer et al. (2010, S. 87ff.) auf weitere Faktoren hin, die grundsätzlich ebenfalls dazu führen können, dass sowohl das Wachstum der totalen Faktorproduktivität als auch das der Arbeitsproduktivität negativ wird. Dazu gehören kostenintensive organisatorische Umgestaltungen in den Unternehmen, Veränderungen von nicht gemessenen Inputs (z.B. F&E), Abweichungen von der neoklassischen Annahme, dass die Grenzkosten den Grenzerlösen entsprechen, Änderungen der Skalen­erträge im Strukturwandel sowie die Umverteilung von intrasektoralen Marktanteilen zwischen den Unternehmen. Für die USA zeigt eine Studie von Byrne, Fernald und Reinsdorf (2016), dass die gesamtwirtschaftliche Abschwächung des Wachstums der Arbeitsproduktivität tatsächlich aufgetreten ist und nicht etwa auf einer Zunahme von Messfehlern beruht. Auch Syverson (2017) weist die »mismeasurement hypothesis« für die USA nach einer gründlichen Prüfung zurück und hält die Verlangsamung des Produktivitätswachstums für real.3

			Wir schließen uns im Folgenden der auch von Hartwig und Krämer (2017, S. 100–101) vertretenen Auffassung an, dass das zentrale Problem nicht in der systematischen Untererfassung von Wertschöpfung und Produktivität von Dienstleistungen liegt. Ohne die Messproblematik grundsätzlich in Abrede stellen zu wollen, stellt die Messfehlerhypothese für uns keine in toto überzeugende Erklärung für das spezielle Produktivitätsparadoxon der unternehmensbezogenen Dienstleistungen dar. Schließlich liegt die besondere Herausforderung – das sei an dieser Stelle noch einmal hervorgehoben – nicht bei der Analyse der Ursachen für eine Abschwächung des Produktivitätswachstums, sondern in einer Erklärung für den über einen längeren Zeitraum aufgetretenen Rückgang der Arbeitsproduktivität. Daher ist es notwendig, andere Erklärungsansätze zu entwickeln. 

			ERKLÄRUNGSANSÄTZE FÜR DAS PRODUKTIVITÄTSPARADOXON 

			Zunächst einmal ist es wichtig festzuhalten, dass auf die Produktivitätsentwicklung der unternehmensbezogenen Dienstleistungen verschiedene Faktoren einwirken. Auf der einen Seite bietet die Digitalisierung mit ihrem großen Potenzial für verschiedenartige Produkt- und Prozessinnovationen zahlreiche neue Möglichkeiten für die Leistungserbringung und für die Optimierung interner und externer Unternehmensprozesse. Auf der anderen Seite hat bei den unternehmensbezogenen Dienstleistern im Laufe der wirtschaftlichen Entwicklung die Breite ihres Dienstleistungsangebots sowie generell die Nachfrage nach ihren Dienstleistungen stark zugenommen. Bei den neuen Dienstleistungsangeboten handelte es sich jedoch vielfach um Leistungen, die sich durch eine höhere Arbeitsintensität auszeichneten. So ermitteln Jorgenson und Timmer (2011, S. 23) für den Zeitraum von 1980 bis 2005 bei den unternehmensbezogenen Dienstleistern eine Zunahme des Faktors Arbeit an der Leistungserstellung, was im Branchenvergleich eine Ausnahmeerscheinung darstellt. Zu derartigen neuen Dienstleistungsangeboten, die mit einer höheren Arbeitsintensität verbunden sind, gehören seit der Verbreitung des Internets ab Mitte der 1990er Jahre beispielsweise der Aufbau und die Pflege von Unternehmenswebseiten und andere digitale Angebote für Kunden und Zulieferer. Noch wichtiger scheint uns allerdings zu sein, dass die neuen digitalen Angebote komplementäre Investitionen in Geschäftsmodelle und Infrastruktur nötig machen, die kurzfristig offenbar negative Effekte auf die Arbeitsproduktivität ausüben. Dass die unternehmensbezogenen Dienstleister nicht vom technischen Fortschritt profitieren, um Produktivitätsfortschritte zu generieren, könnte ein Indiz für die herausragende Bedeutung komplementärer Investitionen sein. Dies soll im Folgenden am Beispiel der Steuerberatungsbranche näher erläutert werden.

			Effekte der Digitalisierung am Beispiel der Steuerberatungsbranche

			Investitionen in Organisationskapital, also in maßgeschneiderte Geschäftsmodelle und interne Produktionsprozesse, sind die Voraussetzung für eine effiziente und produktive Nutzung technologischer Möglichkeiten für die Unternehmen (Cardona et al. 2013, S.122). Zimmer und Ziehmer (2019) zeigen am Beispiel der Steuerberatungsbranche, vor welchen Schwierigkeiten die Unternehmen hierbei stehen.

			Erstens besteht gerade bei den Kunden der unternehmensbezogenen Dienstleister eine gewisse Erwartungshaltung, dass ihnen im Zuge der Digitalisierung neue technologiebasierte Dienstleistungen angeboten werden. In der Steuerberatungsbranche gilt dies beispielsweise für die digitale Buchhaltung. Diese muss jedoch bereits beim Mandanten beginnen, der die Belege elektronisch erfasst und in einem Standardformat an den Steuerberater übermittelt. Es gibt entsprechende Programme, die eine optische Zeichenerkennung ermöglichen. Allerdings mangelt es an der Bereitschaft mancher Kunden, die Belege selbst elektronisch zu erfassen. Diehm und Benzinger (2018, S. 841) ermitteln insbesondere bei kleinen und mittelständischen Unternehmen einen großen Nachholbedarf bei der digitalen Belegverwaltung. In bis zu 40% der Unternehmen werden Papierrechnungen nicht gescannt, und in knapp 70% der Unternehmen werden keine OCR-Technologien zur automatisierten Erfassung der Rechnungsdaten verwendet. Zudem verarbeiten nur etwa 40% der Unternehmen elektronisch eingehende Rechnungen vollständig digital weiter. Für diese Kunden muss weiterhin die herkömmliche Buchhaltung praktiziert werden. Somit ist es notwendig, zusätzlich zu den bisherigen Leistungen noch digitale Prozesse zu implementieren, um keine Wettbewerbsnachteile zu erleiden und alle Kundengruppen erreichen zu können. Aus diesem Grund werden zusätzliche Ressourcen benötigt, ohne dass damit zwangsläufig höhere Umsätze generiert werden können.

			Zweitens ändern sich im Zuge der Digitalisierung die Kundenanforderungen. Besonders für unternehmensbezogene Dienstleister, die häufig in einem engen Kontakt mit ihren Kunden stehen, ist das mit betrieblichen Veränderungen verbunden, die zumindest teilweise Produktivitätsnachteile mit sich bringen können. Eine zentrale Rolle spielt in dieser Hinsicht der sogenannte »Always-on«-Aspekt (Egner, 2018, S.9). Viele Kunden setzen die ständige Erreichbarkeit auf unterschiedlichen digitalen Kanälen und die Präsenz auf Social-Media-Plattformen voraus. Wenn derartige Kommunikationswege von den Kunden genutzt werden, erwarten diese in kürzester Zeit informative und kompetente Antworten. Dies erfordert einerseits eine Ausweitung des Dienstleistungsangebots, andererseits kann jedoch der erhöhte Aufwand angesichts des hohen Wettbewerbsdrucks und aufgrund bestimmter Regulierungsvorschriften häufig nicht in höheren Preisen weitergegeben werden. Ähnlich wie es die Erfahrung mit produktbegleitenden Dienstleistungen in der Industrie gezeigt hat (Lay und Jung Erceg 2002), ist es den unternehmensbezogenen Dienstleistern in der Praxis kaum möglich, digitale Services, die von vielen Kunden schlicht als »Add-on« angesehen werden, gesondert in Rechnung zu stellen.

			Drittens erfordert der technische Fortschritt eine Anpassung interner Produktionsprozesse. Dabei spielt nicht nur die zeitliche Flexibilität der Beschäftigten eine immer größere Rolle, sondern auch die Neuorganisation der Arbeitsprozesse. Die zeitliche und räumliche Entkopplung der Arbeit bedarf einer stärkeren Formalisierung der Arbeitsprozesse, die bei der klassischen Arbeitsorganisation, in der die Beschäftigten in zeitlicher und räumlicher Präsenz arbeiten, in dieser Form nicht notwendig ist (Zimmer und Ziehmer 2019, S.94). Während unter den klassischen Rahmenbedingungen informelle Abstimmungen leichter möglich sind, muss bei zeitlich entkoppelten Arbeitsprozessen stärker antizipiert, formalisiert und durch geeignete IKT unterstützt werden. Dies gilt sowohl für die Arbeitsprozesse an sich als auch für die Kommunikation zwischen den Beschäftigten – eine Entwicklung, die auch als »Informatisierung von Arbeit« bezeichnet wird (Kleemann und Matuschek 2008, S.44ff.). Allerdings besteht selbst bei einer idealtypischen Strukturierung der Arbeitsprozesse eine »Formalisierungslücke«, die nur durch das implizite Wissen der Beschäftigten geschlossen werden kann (Simon et al. 2008, S.258). In Folge dieser Entwicklung werden weitere Ressourcen gebunden. So sind zum einen Beschäftigte, die sich stärker informell abstimmen müssen, nicht direkt wertschöpfend, und zum anderen verursachen IKT-Systeme, die diese Abstimmungsprozesse ermöglichen, zusätzliche Kosten.

			Strukturelle Faktoren

			Ein weiterer Ansatz für die Erklärung des Rückgangs der Arbeitsproduktivität bei den unternehmensbezogenen Dienstleistern liegt in bestimmten strukturellen Veränderungen, die sich in diesem Wirtschaftsbereich in den letzten Jahrzehnten vollzogen haben. Parallel zu den Umwälzungen durch den digitalen Wandel ist in Abschnitt M die durchschnittliche Bruttowertschöpfung je Unternehmen deutlich zurückgegangen. Im Zeitraum von 2006 bis 2017 erhöhte sich zwar die Anzahl an Unternehmen in diesem Wirtschaftsbereich. Doch während die Anzahl an Unternehmen um 13,7% wuchs, stieg die reale Bruttowertschöpfung dieses Wirtschaftsbereichs im selben Zeitraum nur um 8,1%. Damit hat sich die durchschnittliche Wertschöpfung je Unternehmen um 5,1% reduziert (Statistisches Bundesamt 2019b, 2019c). Erklärt werden kann dies durch die zahlreichen Neugründungen bzw. Neueintritte in diesen Wirtschaftsbereich, die in Reaktion auf die stark gestiegene Nachfrage nach unternehmensbezogenen Dienstleistungen erfolgten. Offenbar wiesen die neuen Unternehmen jedoch ein im Vergleich zu den bereits existierenden Unternehmen geringeres Produktivitätsniveau auf, wodurch die durchschnittliche Produktivität im Abschnitt M zurückgegangen ist.4 Hierzu könnten auch Auslagerungen von unterdurchschnittlich produktiven Dienstleistungsfunktionen aus dem Verarbeitenden Gewerbe beigetragen haben. 

			Auf die Herausforderungen des digitalen Wandels und den Nachfrageanstieg reagierten die unternehmensbezogenen Dienstleister zudem mit einer kräftigen Ausweitung der Beschäftigung. Wie Abbildung 4 zeigt, stieg die Beschäftigtenzahl in den Wirtschaftsabschnitten M und N im Zeitraum von 1991 bis 2018 um mehr als das 2,5-fache. In keinem anderen Wirtschaftsabschnitt in Deutschland ist in diesem Zeitraum ein auch nur annähernd so großes Beschäftigungswachstum aufgetreten. Laut Sachverständigenrat (SVR 2019, S.118) fand »im Zuge der zunehmenden Bedeutung der Dienstleistungen der Beschäftigungsaufbau in den vergangenen Jahren zu großen Teilen in Bereichen statt (…), die eine relativ geringe Arbeitsproduktivität aufweisen«. Die starken Zuwächse in der Beschäftigung sowie das Sinken des Wachstums der Arbeitsproduktivität deuten nach Ansicht des Sachverständigenrats zusätzlich auch auf eine kurzfristige Änderung der Arbeitskräftezusammensetzung zugunsten weniger qualifizierter Beschäftigter im Abschnitt M hin. Dies betrifft auch die mit einem Arbeitsanteil von 40–50% an der Wertschöpfung ohnehin bereits recht arbeitsintensiven freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleister, die zu den wenigen Branchen gehören, in denen der Anteil des Faktors Arbeit an der Leistungserstellung in den vergangenen Jahren noch weiter gewachsen ist (Jorgenson und Timmer 2011, S.23).
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			Hinzu kommt, dass der Sektor der unternehmensbezogenen Dienstleister von eher kleinen Unternehmen geprägt ist. Mit 3,9Beschäftigten je Unternehmen steht dieser Wirtschaftsbereich an drittletzter Stelle im Branchenvergleich (Statistisches Bundesamt 2019a). Grundsätzlich gilt, dass kleinere Unternehmen im Allgemeinen über eine geringere Kapitalausstattung je Beschäftigten verfügen und durchschnittlich geringer qualifizierte Mitarbeiter haben (Dienes et al. 2019, S.37f.; Saam et al. 2016). Auch diese struk­turellen Eigenschaften könnten einen Nachteil für die Produktivitätsentwicklung bedeutet haben. Selbst wenn die kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) des Abschnitts M im Vergleich zu KMUs in anderen Branchen überdurchschnittlich gut mit modernen und digitalen Technologien ausgestattet sind, können sie diese meist weniger effizient einsetzen als Großunternehmen. Denn Kleinunternehmen sind nur bedingt in der Lage, die größeren Skalenerträge, die neue Technologien ermöglichen, auszunutzen (Autor etal. 2020). So weist auch der Sachverständigenrat (SVR 2019, S.112) zu Recht darauf hin, dass in der Vergangenheit IKT-Innovationen meist größeren Unternehmen zugutekamen. Für die Bedeutung des Größeneffekts für die Produktivität spricht auch, dass in Großbritannien und vor allem in den USA die durchschnittliche Anzahl von Mitarbeitern der wirtschaftsnahen Dienstleistungsunternehmen (NACE code M-N) deutlich größer ist als in Deutschland und Frankreich. So haben die US-Unternehmen in diesen Wirtschaftsbereichen im Durchschnitt etwa drei bis vier Mal so viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wie deutsche bzw. französische Unternehmen. Gleichzeitig wies dieser Wirtschaftsbereich in Großbritannien und in den USA im Zeitraum von 1999 bis 2015 eine signifikant bessere Produktivitätsentwicklung auf als die entsprechenden Wirtschaftsbereiche in Deutschland und in Frankreich (vgl. Hartwig und Krämer 2019, S.470f.).

			In Unternehmensbefragungen werden in Deutschland als ein weiteres strukturelles Hemmnis für Innovationen und Produktivitätswachstum immer wieder die existierende Bürokratie und die vielfältigen Regulierungen genannt (Bardt und Grömling 2017, S.897), denen auch Dienstleistungs­unternehmen unterliegen. Auch der Sachverständigenrat (SVR 2019, S.112f.) betont in seiner Eigenschaft als nationaler Ausschuss für Produktivität, dass diverse Produkt- und Arbeitsmarktregulierungen Rigiditäten verursachen, wodurch Einschränkungen der Reallokationsdynamik begünstigt, der (internationale) Wettbewerb gehemmt und die Produktivitätsentwicklung geschwächt werden. Laut dem OECD-Index zur Produktmarktregulierung zeichnet sich Deutschland sowohl im Bereich der Unternehmensdienstleistungen (NACE code M-N) als auch bei den »Professional Services«5 durch eine im internationalen Vergleich überdurchschnittlich große Regulierung aus (vgl. SVR 2015, S. 299f.; OECD 2021). Vor allem bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen in Deutschland sieht der Sachverständigenrat Anzeichen für eine unzureichende Markteffizienz und empfiehlt daher den Abbau von Marktzutrittsbarrieren und Produktmarktregulierungen. Da sich jedoch auch in Ländern, die in diesen Sektoren laut OECD-Index weniger Regulierungen aufweisen, das Produktivitätswachstum bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen trendmäßig verlangsamt hat bzw. teilweise ebenfalls negativ war, kann von Deregulierungen in diesem Wirtschaftsbereich kein allzu großer Beitrag zur Trendumkehr beim Produktivitätswachstum erwartet werden. Hinzu kommt, dass der gesamtwirtschaftliche Produktmarktregulierungsindex für Deutschland seit Mitte der 2000er-Jahre rückläufig ist (SVR 2019, S.113) und in dieser Zeit auch im Dienstleistungsbereich Regulierungen eher ab- als ausgebaut wurden, so dass dieser Faktor auch aus diesem Grund wenig zur Erklärung der zwischen 1991 und 2009 rückläufigen Produktivität bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen beitragen kann.

			Outsourcing von Unternehmensdienstleistungen

			Der Anstieg der Dienstleistungsvielfalt und der Kundenanforderungen steht auch mit einem verstärkten Outsourcing unternehmensbezogener Dienstleistungen aus dem Verarbeitenden Gewerbe in Verbindung. Gerade in den 1990er Jahren haben sich die Vorleistungsquoten der Industrie deutlich erhöht und sich anschließend auf einem hohen Niveau eingependelt (Eickelpasch 2015, S.76). Abbildung 5 verdeutlicht, wie sehr die Wirtschaftsbereiche inzwischen miteinander verflochten sind. Insbesondere Werbe- und Marktforschungsdienstleistungen sowie Dienstleistungen von Architektur- und Ingenieurbüros gehen zu rund 51% bzw. zu etwa 39% als Vorleistungen in das Verarbeitende Gewerbe ein.
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			Produktivitätsverschiebungen zwischen den Wirtschaftsbereichen könnten daher durchaus auch eine Rolle für das Sinken des Produktivitätsniveaus im Abschnitt M gespielt haben. Auch der Sachverständigenrat hält Outsourcing für einen »bedeutenden Faktor für die Produktivitätsentwicklung« (SVR 2019, S.119). Seit den 1990er Jahren wurden insbesondere »arbeitsintensive und wenig produktive Stufen der Wertschöpfungsketten […] ausgelagert« (ebd.). Dies betraf auch zahlreiche unternehmensbezogene Dienstleister. Wertschöpfung und Beschäftigung im Abschnitt M erfuhren in diesem Zeitraum ein starkes Wachstum. Fixler und Siegel (1999) sprechen in diesem Zusammenhang von einem »Nachfrageschock« bei den unternehmensbezogenen Dienstleistern, was zumindest in den 1990er Jahren zu Reallokationen der Produktionsfaktoren mit entsprechend negativen Auswirkungen auf das Produktivitätswachstum in diesem Dienstleistungsbereich geführt haben könnte. Vor dem Hintergrund der sehr unterschiedlichen Produktivitätsniveaus, die noch Anfang der 1990er Jahre geherrscht haben, könnte dieser Effekt durchaus bedeutsam gewesen sein. Während das Niveau der Erwerbstätigenproduktivität des Abschnitts M im Jahr 1991 mit 67 Euro je Stunde noch mehr als doppelt so hoch wie im produzierenden Gewerbe war, lag es im Jahr 2018 mit 43 Euro je Stunde weit darunter.

			Durch das Outsourcing hat damit eine Verschiebung von weniger produktiven Tätigkeiten des produzierenden Gewerbes hin zu den unternehmensbezogenen Dienstleistern stattgefunden (ten Raa und Wolff 2001). Im letzten Jahrzehnt hat sich jedoch das Tempo des Out­sourcings von arbeitsintensiven und wenig produktiven Stufen der Wert­schöp­fungs­kette, das von etwa Mitte der 1990er Jahre an ein bedeutender Trend in der deutschen Wirtschaft war, deutlich abgeschwächt (vgl. SVR 2015, S. 291f.; SVR 2019, S.120f.). Auffällig ist, dass seitdem auch der Rückgang der Arbeitsproduktivität in Abschnitt M zum Stillstand gekommen ist. Das vergleichsweise große Wachstum der Arbeitsproduktivität, das vor allem in der deutschen Automobilindustrie aufgetreten ist, könnte daher in einem gewissen Umfang zu Lasten der Produktivität der unter­nehmens­bezogenen Dienst­leister erfolgt sein. Es wäre es sicher wert, der Frage genauer nachzugehen, welche kausalen Zusammenhänge hier im Einzelnen bestehen.6

			Schlussbemerkungen

			Die Arbeitsproduktivität ist heute bei den freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen in Deutschland deutlich geringer als noch vor etwa 25 Jahren. Dieser Befund mutet vor allem bei einem Wirtschaftsbereich, der von der Digitalisierung besonders profitieren müsste, paradox an und verlangt nach Erklärungen. Wir haben in diesem Beitrag einige uns plausibel erscheinende Einflussfaktoren dargestellt. Eine unserer zentralen Thesen ist, dass die organisatorischen Anforderungen des technischen Wandels kurzfristig tendenziell negative Auswirkungen auf die Produktivität der unternehmensbezogenen Dienstleister hatten. Die komplementären Investitionen in neue Prozesse und Geschäftsmodelle, die die Digitalisierung erfordert, werden erst langfristig produktivitätssteigernd wirken. Der digitale Wandel setzt teilweise durchgreifende organisatorische Anpassungen voraus. Die industriesoziologische Forschung stellt unter anderem die zentrale Bedeutung heraus, die die Unterstützung der Belegschaft für die Digitalisierung haben muss, damit sie Früchte tragen kann (Boes et al. 2015). Dies erfordert den Aufbau und die Etablierung von neuen Kooperations- und Kommunikationsplattformen und dementsprechend auch eine andere Managementkultur, um den Austausch von Wissen und Know-how in den Unternehmen voranzubringen (Boes et al. 2015, S. 65). Des Weiteren haben wir herausgestellt, dass die Produktivitätsentwicklung bei den unternehmensnahen Dienstleistern in der Vergangenheit von einer gestiegenen Kundennachfrage nach neuen, teilweise recht arbeitsintensiven Angeboten für den digitalen Markt und nach weniger wertschöpfenden Dienstleistungen beeinflusst wurde. Auch administrative Regelungen verschiedener Art erschweren sowohl jungen als auch etablierten Unternehmen den digitalen Wandel.

			Neben der Nutzung des technischen Fortschritts ist die Erhöhung der Kapitalintensität einer der Wege, damit es den freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungsunternehmen gelingt, ihre Produktivität in Zukunft zu steigern. Dazu sind weitere Investitionen in IKT-Kapital sowie die Anpassung der Geschäftsprozesse erforderlich, die die Unternehmen stärker standardisieren und konsolidieren sollten. Die zunehmende Digitalisierung bietet dafür neue Möglichkeiten. Da die unternehmensbezogenen Dienstleister bereits heute zu den intensivsten Nutzern von IKT gehören, besitzen sie dafür auch die notwendigen Voraussetzungen. Angesichts einer häufig ausgeprägten Interaktion mit ihren Kunden müssen allerdings auch dort die entsprechenden Voraussetzungen geschaffen werden und die Akzeptanz für den Einsatz digitaler Technologien vorhanden sein. Der Digitalisierungsschub und die Verbreitung digitaler Geschäftsprozesse im Zuge der Coronakrise könnten treibende Faktoren für entsprechende Prozessverbesserungen werden. 

			Das Produktivitätsparadoxon bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen ist ein vielschichtiges Problem, für das hier keine abschließende Erklärung gegeben werden kann. Die genauen Gründe für den Rückgang der Arbeitsproduktivität und die weiterhin bestehende Produktivitätsschwäche sind bislang nicht vollständig geklärt. Das spezielle Produktivitätsparadoxon der unternehmensbezogenen Dienstleistungen stellt nach wie vor eine Herausforderung für die wirtschaftswissenschaftliche Forschung dar.
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					1	Hierbei handelt es sich um ein Phänomen, das auch in einigen anderen Ländern aufgetreten ist. Hartwig und Krämer (2019) stellen bei einer Untersuchung der G-7-Länder unter Verwendung von EU-KLEMS-Daten fest, dass bei den »Business Services« (NACE code M-N) neben Deutschland auch in Frankreich und in Italien das durchschnittliche jährliche Wachstum der totalen Faktorproduktivität im Zeitraum von 1981 bis 2015 negativ war. Zum Rückgang der Arbeitsproduktivität bei den Unternehmensdienstleistungen in weiteren europäischen Ländern im Zeitraum von 2000 bis 2007 siehe SVR (2015, S.299).

				

				
					2	Der Wirtschaftszweig »Forschung und Entwicklung« unterscheidet sich innerhalb des Abschnitts M in weiteren wichtigen Kenngrößen von den anderen Wirtschaftszweigen dieses Bereichs. Dazu gehören sowohl die überdurchschnittliche Beschäftigtenzahl je Unternehmen, die höheren Investitionen je Beschäftigten als auch das im Vergleich deutlich geringere Beschäftigungswachstum. Erwähnenswert ist ferner, dass sich die Methoden der Deflationierung aufgrund der besonderen Eigenschaften dieser Art von Dienstleistungen von denen in anderen Wirtschaftszweigen unterscheiden.

				

				
					3	»The empirical burdens facing the mismeasurement hypothesis are heavy, and more likely than not, much if not most of the productivity slowdown since 2005 is real« (Syverson 2017, S.184).

				

				
					4	Neugegründete Unternehmen weisen anfangs typischerweise eine niedrigere Produktivität auf, da sie in den ersten Jahren nach der Gründung noch keine großen Umsätze erwirtschaften. Etablieren sie sich später erfolgreich am Markt, werden sie auch produktiver. Das allmähliche Abebben des starken Gründungsgeschehens könnte möglicherweise mit dazu beigetragen haben, dass sich der Rückgang der Arbeitsproduktivität in Abschnitt M seit dem Ende der 2000er-Jahre nicht weiter fortgesetzt hat.

				

				
					5	Zu den Professional Services werden hier Anwälte, Notare, Buchhalter, Architekten, Bauingenieure und Immobilienmakler gezählt.

				

				
					6	Wie groß der Outsourcing-Effekt für die Produktivitätsentwicklung auf der Ebene der Unternehmen oder Wirtschaftsbereiche ist, ist nach wie vor nicht abschließend geklärt. Während Ademmer et al. (2017) in Deutschland keinen Einfluss feststellen konnten, kommen Fixler und Siegel (1999) für die USA zu dem Ergebnis, dass die Zunahme des Outsourcings einen Teil der wachsenden Divergenz des Produktivitätswachstums zwischen Industrie- und Dienstleistungssektor erklärt. Es besteht offenkundig noch empirischer Forschungsbedarf zu möglichen Outsourcing-Effekten auf die Produktivität. 
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			Corona-Lockdown und Mobilität

		



IN KÜRZE

Wesentlicher Bestandteil der politischen Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Coronavirus in Deutschland ist die Vermeidung von Kontakten. Im vorliegenden Beitrag wird vor diesem Hintergrund dargestellt, wie sich die Mobilität in Deutschland im zweiten Lockdown ab Anfang November 2020 entwickelt hat. Es zeigt sich – wenig überraschend –, dass die Mobilität insbesondere mit der weitgehenden Schließung von Einzelhandelsgeschäften und vermehrter Nutzung von Homeoffice deutlich abgenommen hat, wobei offen bleibt, ob dies auf die behördlichen Schließungsanordnungen oder auf Verhaltensänderungen der Bürger zurückgeht. Ein statistischer Zusammenhang zwischen Zahl der Reisen und Infektionsgeschehen ist dagegen nicht festzustellen.

		



		
		
			Das wirksamste Mittel gegen die Ausbreitung des Coronavirus in Deutschland ist die Vermeidung von Kontakten. Um dies zu erreichen, hat die Politik u.a. die Schließung von Geschäften, Gaststätten und Freizeiteinrichtungen angeordnet und in Ausnahmefällen auch Mobilitätsbeschränkungen ausgesprochen. Gleichzeitig scheint die Bevölkerung angesichts hoher Infektionszahlen mit Verhaltensänderungen reagiert zu haben. Vor diesem Hintergrund ist es von Interesse, in welchem Umfang es seit dem Herbst zu einer Verringerung der Mobilität gekommen ist und inwieweit sich dies hemmend auf das Infektionsgeschehen ausgewirkt hat.

			Daten zur täglichen Entwicklung der Mobilität der Bevölkerung werden seit einiger Zeit durch das Statistische Bundesamt (Destatis 2021) veröffentlicht. Diese beruhen auf der Auswertung von Mobilfunk­daten1 des Telekommunikationsanbieters Telefónica.2 Aus Urheberrechtsgründen werden diese aber nur als Veränderungen gegenüber einem (variablen) Basiszeitraum des Jahres 20193 ausgewiesen, was eine Auswertung erschwert. Insbesondere ist es nicht möglich, absolute Werte des aktuellen Mobilitäts­niveaus zu ermitteln, was aber für die Ermittlung eines Zusammenhangs zwischen Infektionszahlen und Mobilität erforderlich ist. Um diese Datenlücke zu schließen, werden in diesem Beitrag zusätzlich auch Angaben zur Gesamtzahl von Reisen nach Landkreisen verwendet, die von der Arbeitsgruppe »Research on Complex Systems« (ROCS) an der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) auf Wochenbasis veröffentlicht wurden (Zachariae 2021).

			Mobilfunkdaten ermöglichen lediglich Aussagen über Bewegungen zwischen Mobilfunkzellen und sind daher für sehr kleinräumige Analysen ungeeignet. Ergänzend lassen sich aber auch Mobilitätsdaten des Internet-Anbieters Google auswerten, die diese Lücke zumindest ansatzweise schließen; allerdings basieren diese Daten lediglich auf Angaben von Nutzern, die die automatische Aufzeichnung ihres Aufenthaltsorts in ihrem Google-Profil aktiviert haben. Schließlich liegen auch noch Angaben zu den Routenanfragen von Apple-Nutzern vor, die ebenfalls Hinweise auf das Mobilitätsverhalten geben können. Alle drei Datenquellen werden hier verwendet.

			Die nachfolgende Darstellung weist einen ausschließlich deskriptiven Charakter auf. Angesichts der zum Teil überraschenden Ergebnisse sind weitergehende Analysen insbesondere zu möglichen kausalen Wirkungszusammenhängen nötig, bei denen weitere Einflussfaktoren auf Mobilität und Infektionsgeschehen einbezogen werden müssen. Dies muss jedoch späteren Arbeiten vorbehalten bleiben.

			Veränderungen der Mobilität während der Coronakrise gegenüber dem Jahr 2019

			Die Destatis-Daten zeigen, dass sich die Mobilität im Vergleich zum Jahr 2019 im Gefolge der pandemiebedingten Kontaktbeschränkungen deutlich reduziert hat (vgl. Abb. 1): Sowohl im Frühjahr (ab KW12/2020) als auch im Spätherbst (ab KW45/2020) ging die Mobilität in Deutschland kräftig zurück; zwischenzeitlich (KW27–KW44/2020) war aber wieder das gleiche Mobilitätsniveau festzustellen wie im Jahr 2019. Grund hierfür waren vor allem vermehrte Urlaubsreisen an Nord- und Ostsee; insbesondere die Stadtstaaten sowie Nordrhein-Westfalen wiesen jedoch auch in dieser Zeit ein spürbar unter dem Vorjahr liegendes Mobilitätsniveau auf.
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			Auffällig ist, dass die Mobilität in Deutschland zwar im ersten Lockdown stark zurückging (um knapp 30% in KW12); der Lockdown Light (ab KW45/2020) bzw. dessen Verschärfung (ab KW51/2020) hat demgegenüber – sieht man einmal von den Weihnachtsfeiertagen ab – nur zu einer verhältnismäßig geringen Mobilitätsverringerung geführt. Im November sowie in der ersten Dezemberhälfte lag die Mobilität in Deutschland insgesamt nur um rund 10% unter dem Vorjahresniveau; etwas stärker war der Rückgang dann mit rund 15% nach der Verschärfung des Lockdowns ab der KW51/2020. Der Unterschied zwischen den beiden Phasen der Corona-­Pandemie dürfte dabei damit zu tun haben, dass im Frühjahr die wirtschaftliche Aktivität deutlich stärker eingebrochen ist und dass deshalb deutlich mehr Personen in Kurzarbeit geschickt wurden als während des zweiten Lockdowns. Dementsprechend scheint sich insbesondere die beruflich veranlasste Mobilität in den Wintermonaten nur wenig verringert zu haben, während Freizeitverkehre deutlich stärker zurückgingen, erkennbar z.B. an einem überproportional starken Rückgang der Mobilitätsindikatoren an den Wochenenden und in den Nachtstunden.4

			Veränderungen der Mobilität seit Oktober 2020

			Um die Mobilitätsentwicklung im zweiten Lockdown genauer zu analysieren, wird auf die wöchentlich vorliegenden Daten der HU Berlin zurückgegriffen. Ein Problem dabei ist, dass aufgrund technischer Probleme des Datenanbieters keine Mobilitätswerte für den 4. bis 7. Dezember 2020 zur Verfügung stehen; der fehlende Wert für die KW49 wurde durch den Mittelwert der Mobilität in den beiden angrenzenden Wochen approximiert.

			Die Zahl der Reisen ist mit Beginn des zweiten Lockdowns zwar kurzzeitig unter das Niveau der KW44/2020 gefallen, stieg dann aber rasch wieder über diesen Wert hinaus an und verharrte hier bis zur KW49/2020 (vgl. Abb. 2). Dies könnte damit zusammenhängen, dass die zu diesem Zeitpunkt geltenden Restriktionen vergleichsweise schwach waren und sich im Wesentlichen auf Besuche bei Gastronomie und Hotellerie beschränkten. Erst in der zweiten Dezemberwoche (und damit noch vor der Verschärfung der Restriktionen ab KW51/2020) ging die Mobilität dann deutlich zurück. Hierzu scheinen u. a. die eindringlichen Appelle der Politik zur Vermeidung »unnötiger« Reisen und dadurch ausgelöste Verhaltensänderungen der Bevölkerung beigetragen zu haben. Zwar kam es dann über die Weihnachtsfeiertage wegen der feiertagsbedingten Betriebsruhe in vielen Unternehmen und des Verzichts auf Verwandtenbesuche zu einer deutlichen Reduktion der Zahl der Reisen. Nach dem Jahreswechsel stieg die Mobilität jedoch wieder deutlich an und liegt seither bei rund 85% des Niveaus Ende Oktober 2020. Der verschärfte Lockdown mit Schließung von Einzelhandelsgeschäften und verstärkter Nutzung von Homeoffice hat insoweit zu einer merklichen Verringerung der Mobilität beigetragen. Auffällig ist dabei, dass sich die Zahl der Reisen innerhalb des eigenen Landkreises kaum anders entwickelt hat als die Zahl der Reisen über Landkreisgrenzen hinweg; blieben in KW44/2020 68,5% aller Reisen innerhalb des eigenen Landkreises, waren es in KW7/2021 mit 69,3% nur unwesentlich mehr.5
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			Ergänzend zu den von der HU Berlin und Destatis veröffentlichten Mobilfunkdaten können darüber hinaus Mobilitätsdaten des Internet-Anbieters Google ausgewertet werden, die kleinräumigere Analysen zulassen (Google 2021). Die Originaldaten werden dabei von Google als Veränderungen gegenüber einem Basiszeitraum (jeweiliger Wochentag im Zeitraum 3. Januar bis 6. Februar 2020) zur Verfügung gestellt. Dies erlaubt die Berechnung einer Indexreihe mit KW44/2020 = 100.

			Es zeigt sich – wenig überraschend –, dass die Zahl der Besuche an Einkaufsstätten bzw. in Freizeit­einrichtungen bereits Anfang November deutlich zurückgegangen ist (vgl. Abb. 3). Mit der Verschärfung des Lockdowns ab KW51/2020 sind die Besuche hier auf nur noch rund 50% des Wertes der letzten Oktoberwoche gesunken und verharren seither auf diesem Niveau. Bei Geschäften des täglichen Bedarfs ist ein solcher Effekt hingegen nicht zu beobachten; die Besuchshäufigkeit liegt hier am aktuellen Rand nur unwesentlich niedriger als in der Basisperiode. Deutlich reduziert hat sich demgegenüber die Zahl der Besucher an Bahnhöfen und anderen Verkehrsknotenpunkten. Zudem wird erkennbar, dass sich die Zahl der Aufenthalte an Arbeitsplätzen nach Verschärfung des zweiten Lockdowns ab Mitte Dezember auf rund 80% des Niveaus der letzten Oktoberwoche eingependelt hat, in der zweiten Februarhälfte dann allerdings wieder etwas gestiegen ist (Alipour et al. 2021). All dies zeigt, dass der Lockdown bzw. die Verhaltensänderungen der Bevölkerung auch bei einer kleinräumigen Betrachtung die gewünschten Wirkungen auf das Mobilitätsverhalten der Menschen durchaus erreicht hat. Die annähernde Stabilität des Mobilitätsverhaltens seit dem Jahresanfang 2021 deutet dementsprechend darauf hin, dass es sich hierbei um Bewegungen handelt, auf die nicht ohne Weiteres verzichtet werden konnte.
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			Der Internetkonzern Apple bietet schließlich Mobilitätsdaten auf Basis von Routenanfragen bei Nutzern von Applekarten an (Apple 2021). Auch wenn dies ein etwas anderer Ansatz ist, der keine repräsentativen Aussagen6 zulässt, zeigen auch diese Daten einen deutlichen Rückgang der Mobilität (um rund 20% gegenüber KW44/2020 in den Monaten November und Dezember sowie um rund 25% im bisherigen Verlauf des Jahres 2021; vgl. Abb. 4). 
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			Auffällig ist dabei, dass zumindest bis zur Jahreswende 2020 der Pkw-Verkehr weniger stark zurückgegangen zu sein scheint als der Fußgängerverkehr bzw. der öffentliche Verkehr.

			Regionalisierte Betrachtung

			Die Angaben zur Zahl der Reisen (normiert auf die Zahl der Einwohner) ermöglichen darüber hinaus eine regionalisierte Betrachtung des Mobilitätsverhaltens. Dabei wird deutlich, dass die Mobilität schon in KW50/2020 nahezu flächendeckend unter dem Niveau der Basisperiode lag (vgl. Abb. 5, linke Karte). Regionen mit einem geringen Mobilitätsrückgang finden sich vor allem in Sachsen sowie im nördlichen Baden-Württemberg. In der großen Mehrzahl der Landkreise lag der Rückgang der Zahl der Reisen dabei unter 10%; nur in gut einem Fünftel aller Landkreise ging die Mobilität noch stärker zurück. Zu Beginn des Jahres 2021 hat sich dieses Bild jedoch deutlich verändert; in KW7/2021 lag die Mobilität in 67% aller Landkreise um mehr als 10% unter dem Niveau der letzten Oktoberwoche 2020 (vgl. Abb. 5, rechte Karte).
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			Regionale Mobilität und Infektionsgeschehen

			Die während des zweiten Lockdowns vorgenommenen Einschränkungen des öffentlichen Lebens wurden von den politischen Entscheidungsträgern damit begründet, dass auf diese Weise das Infektionsgeschehen eingedämmt werden sollte. Dass eine Verringerung von Kontakten die Ansteckungsgefahr mit dem Corona­virus verringert, ist dabei auch unstrittig. Ein zeitlicher Zusammenhang zwischen der Zahl der Neuinfektionen (gemessen an der Inzidenz je 100 000 Einwohner) und dem Mobilitätsverhalten (gemessen als Zahl der Reisen je 100 000 Einwohner) ist indes nicht festzustellen (vgl. Abb. 6). So nahm die Zahl der Neuinfektionen bis Mitte Dezember trotz rückläufiger Mobilität zu; ab Januar wiederum nahmen die Infektionszahlen bei weitgehend konstanter Zahl der Reisen deutlich ab. Lediglich über die Weihnachtsfeiertage ist ein Gleichlauf beider Reihen zu beobachten; allerdings dürften die Infektionszahlen infolge einer feiertagsbedingt geringeren Zahl an Testungen7 und möglicher Meldeverzögerungen in diesem Zeitabschnitt wenig valide sein. 
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			Auch bei gleichzeitiger Berücksichtigung von zeitlicher und räumlicher Perspektive ist ein Zusammenhang zwischen Infektionsgeschehen und Mobilität nicht festzustellen. Zu erwarten wäre, dass eine hohe Mobilität mit gewisser Zeitverzögerung auch zu einem hohen Niveau bzw. einer Zunahme der Infektionen in den nachfolgenden Wochen führt. Die Korrelationskoeffizienten zwischen dem Mobilitätsniveau und der Zahl der Neuinfektionen liegen für alle zeitlichen Verzögerungen in einer Größenordnung von 0,0 bis – 0,2 und sind damit nicht nur äußerst niedrig, sondern weisen auch das falsche Vorzeichen auf (vgl. Tab. 1, linke Hälfte). Auch eine Gegenüberstellung von Mobilitätsniveau und Veränderungen der Infektionszahlen (vgl. Tab. 1, rechte Hälfte) ergibt keinen klaren Zusammenhang. Ebenso wenig lässt sich der umgekehrte Zusammenhang (hohe Infektionszahlen in einer Region führen über Verhaltensanpassungen zu einer Reduktion der Mobilität in den nachfolgenden Wochen) nachweisen (hier nicht dargestellt). 
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			Vieles spricht dafür, dass der Rückgang der Infektionszahlen seit Ende des letzten Jahres in engem Zusammenhang mit der Vermeidung von Kontakten steht. Die hier vorgelegten Ergebnisse stehen dazu nicht in Widerspruch. Sie deuten aber darauf hin, dass wirksame Kontakteinschränkungen nicht notwendigerweise auch eine Verringerung der (großräumigen) Mobilität voraussetzen.
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					1	Es handelt sich hierbei um »experimentelle Daten«, so dass die Datenqualität nicht den üblichen Standards des Statistischen Bundesamtes entspricht (u.a. Verzerrungen durch regional unterschiedliche Verbreitung des ausgewerteten Mobilfunknetzes, ggf. auch durch systematische Abweichungen im Mobilitätsverhalten der Nutzer verschiedener Mobilfunknetze; keine Trennung von Mobilfunkteilnehmern und Mobilfunkkarten, die in Fahrzeugen eingebaut sind; unzureichende Erfassung des grenzüberschreitenden Verkehrs; fehlende Kalender- und Saisonbereinigung der Daten).

				

				
					2	Die Zusammenstellung der Daten erfolgt über das Unternehmen Teralytics (www.teralytics.net). Das Unternehmen Motionlogic, das einen ähnlichen Service auf Basis von Mobilfunkdaten der Deutschen Telekom anbot, wurde im Mai 2020 geschlossen.

				

				
					3	Durchschnitt des jeweiligen Wochentags im gleichen Monat des Jahres 2019.

				

				
					4	Der Rückgang der Mobilität in KW5/2021 dürfte vor allem auf den Wintereinbruch in weiten Teilen Deutschlands zurückzuführen sein, da hierdurch der Straßen- und Schienenverkehr massiv beeinträchtigt wurde.

				

				
					5	Die Frage, ob es einen Einfluss der Infektionszahlen in Nachbarkreisen auf interregionale Reisen gegeben hat, kann an dieser Stelle nicht geklärt werden, stellt aber eine interessante Erweiterung der Analyse dar.

				

				
					6	Zum einen sind Apple-Endgeräte weniger stark verbreitet als Mobiltelefone anderer Anbieter, zum anderen werden Routenanfragen wohl nur von Nutzern gestellt, die den Weg nicht kennen. Routinemäßige Reisen (wie z.B. zwischen Arbeitsplatz und Wohnung) werden daher nicht erfasst.

				

				
					7	Die Zahl der Corona-Tests ging zwischen KW51 und KW53 um rund 50% zurück und wurde erst danach wieder deutlich ausgeweitet. Die Quote positiver Tests bewegte sich spiegelbildlich hierzu; allerdings ist auch dies wenig aussagekräftig, da während der Feiertage wohl nur bei ernsthaften Verdachtsmomenten überhaupt ein Test vorgenommen wurde.
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			Zwei neue Analysewerkzeuge für die ifo Konjunkturumfragen: Die neue ifo Konjunkturuhr und die ifo Heatmap

		



IN KÜRZE

Die Ergebnisse der monatlichen ifo Konjunkturumfragen können unterschiedlich aufbereitet werden. Neben klassischen Tabellen und Liniendiagrammen ist auch die ifo Konjunktur­uhr ein zentraler Bestandteil der regelmäßigen Pressemitteilungen. In diesem Artikel wird eine Weiterentwicklung der ifo Konjunkturuhr vorgestellt, mit der ihre Interpretation vereinfacht wird. Zudem wird die ifo Heatmap eingeführt, die mit Hilfe einer Farbskala die konjunkturelle Entwicklung in allen Wirtschaftszweigen, die von den ifo Konjunkturumfragen erfasst werden, kompakt im Zeitablauf darstellt. Beide Analysewerkzeuge werden künftig mit der Pressemitteilung zum ifo Geschäftsklimaindex veröffentlicht.

		





		
			Der ifo Geschäftsklimaindex ist der bedeutendste Konjunkturindikator für die deutsche Wirtschaft (vgl. Sauer und Wohlrabe 2020). Er findet weltweit Beachtung und beeinflusst die Finanzmärkte unmittelbar nach der Veröffentlichung (vgl. Mittnik et al. 2013a; 2013b). Der Geschäftsklimaindex ist definiert als das geometrische Mittel der aktuellen Beurteilung der Geschäftslage und der Erwartungen im Hinblick auf die Geschäftslage in den nächsten sechs Monaten. Die Kommunikation und die öffentliche Wahrnehmung findet neben dem aktuellen Wert und dem Vergleich zum Vormonat vor allem über eine Darstellung der Ergebnisse in einer Tabelle oder in einem Linien­diagramm statt. In der monatlichen Pressemitteilung1 wird auch die ifo Konjunkturuhr dargestellt, die sich großer Beliebtheit erfreut und in vielen Bereichen adaptiert wird.2

			Die neue ifo Konjunkturuhr

			Mit der ifo Konjunkturuhr kann auf einfache Weise die aktuelle Konjunkturphase, in der sich die deutsche Wirtschaft befindet, bestimmt werden (vgl. Abberger und Nierhaus 2008; 2011). Die neue ifo Konjunkturuhr orientiert sich bei der Einteilung der Konjunkturphasen an der Vorgehensweise der führenden deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute, die den Auslastungsgrad einer Volkswirtschaft, definiert als Abweichung des Bruttoinlandsprodukts von seinem langfristigen Produktionspotenzial, in den Mittelpunkt ihrer Klassifikation stellen (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2008, Abschnitt5). Demnach befindet sich eine Volkswirtschaft in einem Aufschwung, wenn der Auslastungsgrad steigt, und in einem Abschwung, wenn der Auslastungsgrad sinkt. Nimmt man neben der Veränderung des Auslastungsgrades auch dessen Niveau ins Bild, kann eine weitere Zweiteilung in Überauslastung und Unterauslastung vorgenommen werden. In der Überauslastung übersteigt die gesamtwirtschaftliche Produktion (gemessen am realen Bruttoinlandsprodukt) das Produktionspotenzial. Ist die Normalauslastung überschritten und steigt der Auslastungsgrad, spricht man von einem Boom (vgl. Abb.1, dunkelrote Fläche). In der Abkühlung wird der Abschwung eingeleitet, in dem die tatsächliche Produktion nur noch geringer zunimmt als das Produktionspotenzial und damit der Auslastungsgrad sinkt (vgl. Abb. 1, hellblaue Fläche). Geht die Volkswirtschaft in eine Phase der Unterauslastung über, gerät sie in eine konjunkturelle Krise, in der der Auslastungsgrad weiter sinkt (vgl. Abb.1, dunkelblaue Fläche). In einer solchen Phase treten häufig auch Rezessionen auf, in denen auch die gesamtwirtschaftliche Produktion schrumpft. Nach Überwindung der konjunkturellen Krise beginnt die Erholungsphase, in der die Kapazitäten einer Volkswirtschaft noch unterausgelastet sind. Da diese aber stärker steigen als das Produktionspotenzial, nimmt der Auslastungsgrad zu (vgl. Abb. 1, hellrote Fläche).3



   			 Abb. 1
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			Die ifo Konjunkturuhr bildet den Verlauf des Auslastungsgrades der deutschen Wirtschaft über die einzelnen Konjunkturphasen hinweg als zyklische Bewegung in einem Vier-Quadranten-Schema ab (vgl. Abb.2). Jeder Quadrant steht für eine der vier Konjunkturphasen. Für die neue ifo Konjunkturuhr werden auf der horizontalen Achse die Beurteilung der aktuellen Geschäftslage und auf der vertikalen Achse die Geschäftserwartungen für die nächsten sechs Monate jeweils als mittelwertbereinigter Saldowert abgetragen. Mit der Verwendung von Salden unterscheidet sich die Darstellung der Ergebnisse der Unternehmensbefragung von den Indexwerten, die beim Geschäftsklima im Vordergrund stehen.4 Die Mittelwertbereinigung garantiert, dass sowohl die Geschäftslage als auch die Geschäftserwartungen langfristig in Analogie zum Auslastungsgrad um null herum schwanken.5 In einem typischen Konjunkturzyklus verändern sich Geschäftslage und Geschäftserwartungen im Uhrzeigersinn durch die Quadranten. In einem Boom sind sowohl die Geschäftslage als auch die Geschäftserwartungen überdurchschnittlich. Die Abkühlung ist durch eine Verschlechterung der Geschäftserwartungen gekennzeichnet. Folgt die Geschäftslage den Geschäftserwartungen und sind beide unterdurchschnittlich, befindet sich die Wirtschaft in der Krise. Die Erholung zeichnet sich durch eine allmähliche Verbesserung der Geschäftserwartungen aus. 
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			Nach der neuen ifo Konjunkturuhr befindet sich die deutsche Wirtschaft im Februar 2021 noch immer in der Krise, da sowohl die Beurteilung der aktuellen Lage als auch der Ausblick auf die kommenden sechs Monate unterdurchschnittlich sind. Allerdings ist die Krise deutlich schwächer ausgeprägt als im April 2020, da der Abstand vom Mittelpunkt der ifo Konjunkturuhr (und damit von den jeweiligen Mittelwerten) geringer ausfällt. Durch die jüngste Aufhellung der Geschäftserwartungen bewegt sich die ifo Konjunkturuhr allmählich aus der Krise heraus in Richtung Erholung. Eine ähnliche Bewegung vollzog die deutsche Wirtschaft bereits nach der ersten Coronawelle bis September 2020. In den Monaten danach, mit dem Beginn der zweiten Coronawelle, verschärfte sich die Krise allerdings wieder.

			Die ifo Heatmap als kompakte Zusammenfassung der konjunkturellen Entwicklung in den einzelnen Wirtschaftszweigen

			Grundsätzlich kann die ifo Konjunkturuhr für jeden Wirtschaftszweig (WZ), für den Geschäftslage und Geschäftserwartungen im Rahmen der ifo Konjunktur­umfragen erhoben werden, erstellt werden. In seiner monatlichen Befragung erfasst das ifo Institut 9000Meldungen von Unternehmen aus 52Wirtschaftszweigen. Mit dem Produzierenden Gewerbe (WZ10–38) einschließlich der Bauwirtschaft (WZ41–42), dem Handel (WZ45–47) und dem Dienstleistungssektor (WZ49–96) deckt die Befragung etwa 75% der Wertschöpfung in Deutschland ab; die Öffentlichen Dienstleister (WZ84–88) sind mit einem Anteil von knapp 20% der größte fehlende Bereich. Eine kompakte Klassifikation der Konjunktur in den einzelnen Zweigen der deutschen Wirtschaft soll zukünftig die ifo Heatmap ermöglichen (vgl. Abb. 3 sowie Tab. 1 für die Klassifikation der Wirtschaftszweige). 
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Tab. 1


				
					
					
					
				
				
					
							
							Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008)

						
					

					
							
							C

						
							
							Verarbeitendes Gewerbe

						
					

					
							
							
							10

						
							
							Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln

						
					

					
							
							
							11

						
							
							Getränkeherstellung

						
					

					
							
							
							13

						
							
							Herstellung von Textilien

						
					

					
							
							
							14

						
							
							Herstellung von Bekleidung

						
					

					
							
							
							15

						
							
							Herstellung von Leder, Lederwaren, Schuhen

						
					

					
							
							
							16

						
							
							Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, Korkwaren (o. Möbel)

						
					

					
							
							
							17

						
							
							Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus

						
					

					
							
							
							18

						
							
							Herstellung von Druckerzeugnissen; Vervielfältigung von Ton-, Bild-, Datenträgern

						
					

					
							
							
							19

						
							
							Mineralölverarbeitung

						
					

					
							
							
							20

						
							
							Herstellung von chemischen Erzeugnissen

						
					

					
							
							
							21

						
							
							Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen

						
					

					
							
							
							22

						
							
							Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren

						
					

					
							
							
							23

						
							
							Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik Verarbeitung von Steinen und Erde

						
					

					
							
							
							24

						
							
							Metallerzeugung und -bearbeitung

						
					

					
							
							
							25

						
							
							Herstellung von Metallerzeugnissen

						
					

					
							
							
							26

						
							
							Herstellung von DV-Geräten elektronischen und optischen Erzeugnissen

						
					

					
							
							
							27

						
							
							Herstellung von elektrischen Ausrüstungen

						
					

					
							
							
							28

						
							
							Maschinenbau

						
					

					
							
							
							29

						
							
							Herstellung von Kraftwagen und -teilen

						
					

					
							
							
							30

						
							
							Sonstiger Fahrzeugbau

						
					

					
							
							
							31

						
							
							Herstellung von Möbeln

						
					

					
							
							
							32

						
							
							Herstellung von sonstigen Waren

						
					

					
							
							E

						
							
							Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen

						
					

					
							
							
							37

						
							
							Abwasserentsorgung

						
					

					
							
							
							38

						
							
							Sammlung, Behandlung, Beseitigung von Abfällen; Rückgewinnung

						
					

					
							
							F

						
							
							Baugewerbe

						
					

					
							
							
							41–42 

						
							
							Bauhauptgewerbe (Hoch- und Tiefbau)

						
					

					
							
							G

						
							
							Handel: Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen

						
					

					
							
							
							45

						
							
							Handel mit Kraftfahrtzeugen: Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen

						
					

					
							
							
							46

						
							
							Großhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen)

						
					

					
							
							
							47

						
							
							Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen)

						
					

					
							
							H

						
							
							Verkehr und Lagerei

						
					

					
							
							
							49

						
							
							Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen

						
					

					
							
							
							52

						
							
							Lagerei und Erbringung von sonstigen Dienstleistungen für den Verkehr

						
					

					
							
							
							53

						
							
							Post-, Kurier-, Expressdienste

						
					

					
							
							I

						
							
							Gastgewerbe

						
					

					
							
							
							55

						
							
							Beherbergung

						
					

					
							
							
							56

						
							
							Gastronomie

						
					

					
							
							J

						
							
							Information und Kommunikation

						
					

					
							
							
							59

						
							
							Herstellung, Verleihung, Vertrieb von Filmen und Fernsehprogrammen; Kinos; Tonstudios, Verlegen von Musik

						
					

					
							
							
							61

						
							
							Telekommunikation

						
					

					
							
							
							62

						
							
							Erbringung von Dienstleistungen der Informationstechnologie

						
					

					
							
							
							63

						
							
							Informationsdienstleistungen

						
					

					
							
							L

						
							
							Grundstücks- und Wohnungswesen

						
					

					
							
							
							68

						
							
							Grundstücks- und Wohnungswesen

						
					

					
							
							M

						
							
							Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen

						
					

					
							
							
							69

						
							
							Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung

						
					

					
							
							
							70

						
							
							Verwaltung und Führung von Unternehmen und Betrieben; Unternehmensberatung

						
					

					
							
							
							71

						
							
							Architektur- und Ingenieurbüros: technischen, physikalische und chemische Untersuchung

						
					

					
							
							
							72

						
							
							Forschung und Entwicklung

						
					

					
							
							
							73

						
							
							Werbung und Marktforschung

						
					

					
							
							
							74

						
							
							Sonstige freiberufliche, wissenschaftliche und technische Tätigkeiten

						
					

					
							
							N

						
							
							Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen

						
					

					
							
							
							77

						
							
							Vermietung von beweglichen Sachen

						
					

					
							
							
							78

						
							
							Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften

						
					

					
							
							
							79

						
							
							Reisebüros, Reiseveranstalter und Erbringung sonstiger Reservierungsdienstleistungen

						
					

					
							
							
							80

						
							
							Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien

						
					

					
							
							
							81

						
							
							Gebäudebetreuung: Garten- und Landschaftsbau

						
					

					
							
							
							82

						
							
							Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen für Unternehmen und Privatpersonen a. n. g. 

						
					

					
							
							R

						
							
							Kunst, Unterhaltung und Erholung

						
					

					
							
							
							90–93 

						
							
							Kunst, Unterhaltung und Erholung

						
					

					
							
							S

						
							
							Erbringung von sonstigen Dienstleistungen

						
					

					
							
							
							94–96 

						
							
							Sonstige Dienstleistungen

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt.

						
					

				
			

			Zeigt die ifo Heatmap dunkelblau an, befinden sich die Unternehmen in der Krise; Geschäftslage und Geschäftserwartungen sind unterdurchschnittlich. Mit sich bessernden Geschäftserwartungen setzt die hellrote Erholung ein. Sind Geschäftslage und Geschäftserwartungen überdurchschnittlich, befinden sich die Unternehmen im dunkelroten Boom, der häufig auch als Überhitzung bezeichnet wird. Setzt die hellblaue Abkühlung ein, verschlechtern sich die Geschäftserwartungen. 

			Derzeit steckt die Mehrheit der deutschen Wirtschaft in der Krise. Insbesondere in vielen Dienstleistungsbereichen sind Geschäftslage und Geschäftserwartungen deutlich unterhalb ihrer langfristigen Mittelwerte. Anders als im Frühjahr 2020 ist allerdings ein Großteil der Industrie derzeit nicht von der zweiten Coronawelle beeinträchtigt und hat den in der zweiten Jahreshälfte 2020 eingeschlagenen Erholungskurs fortgesetzt. 

			Literatur

			Abberger, K. und W. Nierhaus (2008), »Die ifo Konjunkturuhr: Ein Präzisionswerk zur Analyse der Wirtschaft«, ifo Schnelldienst 61(23), 16–24.

			Abberger, K. und W. Nierhaus (2011), »Die ifo Konjunkturuhr: Zirkulare Korrelation mit dem realen Bruttoinlandsprodukt«, AStA Wirtschafts- und Sozialstatistisches Archiv 5(3), 179–201.

			Mittnik, S., N. Robinzov und K. Wohlrabe (2013a), »The Micro Dynamics of Macro Announcements«, CESifo Working Paper 4421. 

			Mittnik, S., N. Robinzov und K. Wohlrabe (2013b), »Was bewegt den DAX?«, ifo Schnelldienst 66(23), 32–36.

			Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2018). »Deutsche Wirtschaft im Boom – Luft wird dünner«, ifo Schnelldienst 71(8), 3–62.

			Sauer, S. und K. Wohlrabe (2020), ifo Handbuch der Konjunkturumfragen, ifo Beiträge zur Wirtschaftsforschung 88, ifo Institut, München.


Endnoten


			
				
					1	Die aktuelle Pressemitteilung findet sich hier https://www.ifo.de/umfrage/ifo-geschaeftsklimaindex. 

				

				
					2	Unter anderem auf Basis der Ergebnisse der ifo Personalleiterumfrage: https://www.randstad.de/unternehmen/wissenswertes/randstad-ifo-personalleiterbefragung/ 

				

				
					3	In der bisherigen ifo Konjunkturuhr wurden die vier Phasen mit Boom, Abschwung, Rezession und Aufschwung bezeichnet.

				

				
					4	Beim Saldo wird der prozentuale Anteil der negativen Antworten vom prozentualen Anteil der positiven abgezogen. Fällt der Saldo positiv (negativ) aus, so hat eine Mehrheit der Unternehmen die positive (negative) Antwort gewählt. Ist der Saldo null, halten sich positive und negative Antworten die Waage. Die Zeitreihen, die mit Hilfe der Saldenmethodik berechnet werden, schwanken zwischen den theoretischen Werten –100 und +100. Jede Zeitreihe kann jedoch auch in einen Index umgerechnet werden, wie es beim ifo Geschäftsklima Deutschland geschieht. Dabei wird ein Basisjahr gewählt und der Durchschnitt des Saldos für dieses Jahr gleich 100 gesetzt. Alle Beobachtungen werden dann mit Hilfe eines Dreisatzes relativ zu diesem Wert umgerechnet. Eine indexierte Zeitreihe schwankt somit um den Wert 100 (vgl. Sauer und Wohlrabe 2020, Abschnitt 2).

				

				
					5	In der bisherigen ifo Konjunkturuhr wurde auf die Mittelwertbereinigung verzichtet und ein ausgeglichener Saldo in Höhe von null als Normalzustand festgelegt. Diese Vorgehensweise führt jedoch allenfalls für die Geschäftserwartungen zu einem unverzerrten Bild, da deren Saldo im langfristigen Mittel mit 4,4 Saldenpunkten nahe null liegt. Bei der Geschäftslage, die einen Mittelwert von 20,1 Saldenpunkten aufweist, führt die bisherige Vorgehensweise jedoch zu überdurchschnittlich vielen Beobachtungen in der Überauslastung, was im Widerspruch zur Annahme einer im langfristigen Mittel normal ausgelasteten Wirtschaft steht. Durch die Mittelwertbereinigung verschiebt sich das Fadenkreuz bei der neuen ifo Konjunkturuhr um die jeweiligen Mittelwerte nach rechts oben.
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			Konjunkturumfragen im Fokus: Deutsche Wirtschaft zeigt sich trotz Lockdown robust

		



IN KÜRZE

Trotz der weiterhin anhaltenden Shutdown-Maßnahmen hat sich die Stimmung in der deutschen Wirtschaft im Februar erheblich verbessert. Dies spiegelte sich in einem deutlichen Anstieg des ifo Geschäftsklimaindex Deutschland von 90,3 auf 92,4Punkte wider. Die Einschätzungen zur aktuellen Geschäftslage fielen positiver aus. Dazu trug insbesondere die gute Industriekonjunktur bei. Zudem sind die pessimistischen Stimmen mit Blick auf die kommenden Monate wesentlich weniger geworden. Die Ergebnisse zu Fragen nach den Auswirkungen der Coronakrise zeigten jedoch auch, dass sich vor allem die nach wie vor von Schließungen betroffenen Wirtschaftsbereiche mit ernsthaften Problemen konfrontiert sehen. So sieht ein Großteil der Umfrageteilnehmer in der Gastronomie und dem Beherbergungsgewerbe dadurch ihre Existenz gefährdet. Auch im Einzelhandel ist die Situation für viele Unternehmen, deren Geschäfte derzeit geschlossen bleiben müssen, bedrohlich.

		





		
			Der ifo Geschäftsklimaindex Deutschland ist im Februar deutlich gestiegen, von 90,3 Punkten im Januar auf 92,4 Punkte. Dieser Artikel beschreibt die wichtigsten Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen und geht neben der derzeitigen Geschäftslage und den Erwartungen für die kommenden Monate vor allem auf im Februar gestellte Sonderfragen zu den Auswirkungen der Coronakrise auf die Unternehmen sowie spezielle Problemfelder ein.



   			 Abb. 1
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			Das ifo Geschäftsklima im Februar

			Der Anstieg des ifo Geschäftsklimaindex für Deutschland ist auf beide Komponenten zurückzuführen. Die Unternehmen waren mit ihrer aktuellen Lage zufriedener. Zudem nahm der zuletzt noch leicht vorherrschende Pessimums bei den Erwartungen ab. Ein Blick auf die einzelnen Sektoren (vgl. Tab. 1) zeigt, dass sich in allen Sektoren das Geschäftsklima verbessert hat. Besonders stark ragt das Verarbeitende Gewerbe heraus. Ein Anstieg des Geschäftsklimas um 7 oder mehr Saldenpunkte kam bisher siebenmal seit 1991 vor. Viermal war dies letztes Jahr der Fall, als der starke Einbruch im März und April wieder aufgeholt wurde. In den beiden Handelssparten sowie im Baugewerbe war der Anstieg aber allein durch die Erwartungen der Unternehmen getrieben, während die Einschätzungen zur aktuellen Lage nachgaben. Gerade mit Blick auf den Handel ist dies nicht überraschend. Zum einen belastet der Lockdown den Handel im Besonderen, zum anderen gab es während der Umfragen Anzeichen, dass es zu Lockerungen kommen könnte. Deshalb hellten sich die Erwartungen merklich auf, sind aber mehrheitlich immer noch skeptisch. Die Effekte für den Handel hätten auch für den Dienstleistungssektor gelten können. Jedoch überwogen bei der Lage auch die guten Entwicklungen bei den Architekten und Ingenieuren sowie in der IT-Branche. Die Umfragewerte für das Gastgewerbe sind jedoch weiterhin sehr schlecht. Ein Lichtblick zeigte sich in der Tourismusindustrie. Obwohl die aktuelle Lage weiterhin als katas­trophal eingeschätzt wird, war der Saldo der Erwartungen erstmals seit einem Jahr nicht mehr negativ (+0,5). Die positiven und negativen Antworten hielten sich also in etwa die Waage. Hier zeigt sich ein vorsichtiger Optimismus mit Blick auf die Sommersaison. 

			Tabelle 1 zieht auch einen Vergleich der Umfrage­ergebnisse vom Februar 2021 zum jeweiligen Tiefpunkt im Jahr 2020.1 Dieser wurde fast immer im April oder Mai erreicht. Es zeigt sich, wie auch in Abbildung1, dass die Stimmung sich massiv verbessert hat. Die größte Differenz weist das Verarbeitende Gewerbe auf, gefolgt von den Handelssparten. Vergleichsweise kleinere Verbesserungen zeigten sich im Baugewerbe, dort war aber auch der Einbruch nicht so dramatisch. 


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Die Entwicklung des ifo Geschäftsklimas in verschiedenen Sektoren

						
					

					
							
							
							
							Tiefpunkt 2020

						
							
							Februar 21

						
							
							Differenz zum Tiefpunkt

						
							
							Differenz zu Januar 2021

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							Klima

						
							
							75,6

						
							
							92,4

						
							
							16,8

						
							
							2,1

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							79,0

						
							
							90,6

						
							
							11,6

						
							
							1,4

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							71,9

						
							
							94,2

						
							
							22,3

						
							
							2,7

						
					

					
							
							Verarbeitendes Gewerbe

						
							
							Klima

						
							
							–41,6

						
							
							16,1

						
							
							57,7

						
							
							7,0

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							–43,4

						
							
							14,5

						
							
							57,9

						
							
							6,5

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							–50,6

						
							
							17,6

						
							
							68,2

						
							
							7,3

						
					

					
							
							Dienstleister

						
							
							Klima

						
							
							–32,6

						
							
							–2,2

						
							
							30,4

						
							
							2,2

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							–12,7

						
							
							4,6

						
							
							17,3

						
							
							2,5

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							–50,4

						
							
							–8,8

						
							
							41,6

						
							
							1,9

						
					

					
							
							Handel

						
							
							Klima

						
							
							–47,7

						
							
							–14,6

						
							
							33,1

						
							
							2,6

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							–31,0

						
							
							–10,4

						
							
							20,6

						
							
							–2,8

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							–62,8

						
							
							–18,7

						
							
							44,1

						
							
							7,5

						
					

					
							
							Einzelhandel

						
							
							Klima

						
							
							–51,0

						
							
							–31,5

						
							
							19,5

						
							
							2,5

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							–40,3

						
							
							–34,0

						
							
							6,3

						
							
							–5,9

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							–60,9

						
							
							–29,0

						
							
							31,9

						
							
							10,7

						
					

					
							
							Großhandel

						
							
							Klima

						
							
							–46,2

						
							
							–1,5

						
							
							44,7

						
							
							2,4

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							–25,6

						
							
							7,3

						
							
							32,9

						
							
							–0,5

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							–64,3

						
							
							–10,0

						
							
							54,3

						
							
							4,9

						
					

					
							
							Bau

						
							
							Klima

						
							
							–16,9

						
							
							–3,6

						
							
							13,3

						
							
							1,3

						
					

					
							
							
							Lage

						
							
							18,9

						
							
							18,5

						
							
							–0,4

						
							
							–1,4

						
					

					
							
							
							Erwartungen

						
							
							–48,8

						
							
							–23,5

						
							
							25,3

						
							
							3,4

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			

			Beeinträchtigung der Geschäftslage durch die Coronakrise

			Neben den monatlich in den ifo Konjunkturumfragen erhobenen Fragen zur aktuellen Geschäftslage, den Erwartungen für die kommenden Monate und zu weiteren konjunkturrelevanten Themen (vgl. Sauer und Wohlrabe 2020a) wurden in allen Umfragebereichen Sonderfragen zu den Auswirkungen der Corona­krise gestellt. Eine Frage beschäftigte sich damit, in welchen Bereichen sich die stärksten Beeinträchtigungen durch die Coronakrise bemerkbar machen. Auf einer Skala von 1 (keine Beeinträchtigung) bis 5 (große Beeinträchtigung) konnten die Befragungsteilnehmer für verschiedene Bereiche das Ausmaß der Probleme angeben, vor die sie durch die Krise gestellt werden. Abbildung 2 zeigt die durchschnittlichen Einschätzungen für die verschiedenen Bereiche auf Sektorebene.
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			Als größtes Problemfeld stufen die Unternehmen derzeit staatliche Auflagen im Rahmen der gegenwärtigen Lockdown-Maßnahmen, wie vor allem Geschäftsschließungen, ein. Dementsprechend trifft dies besonders im Einzelhandel und im Dienstleistungssektor zu. In diesen Bereichen sind infolgedessen aber auch erhebliche Probleme bezüglich der Absatzmärkte zu verzeichnen. Die Umfrageteilnehmer aus dem Verarbeitenden Gewerbe bewerteten dagegen die Beeinträchtigungen sowohl auf den inländischen als auch auf den ausländischen Absatzmärkten erheblich weniger stark ausgeprägt als noch zu Beginn der Coronakrise.

			Probleme bei den Finanzen sind bei den meisten Unternehmen nach wie vor weniger stark ausgeprägt. Ausnahmen hier sind Einzelhandelsunternehmen sowie einige Dienstleistungsbereiche, wo beim Thema Finanzen größere Beeinträchtigungen festzu­stellen sind.

			Existenzbedrohende Situation für fast jedes fünfte Unternehmen

			Diese Probleme führen dazu, dass derzeit fast jedes fünfte Unternehmen (18,7%) seine Existenz gefährdet sieht. Das ist ein geringfügig höherer Anteil als im November (17,9%), als dies zuletzt erhoben wurde. Über die verschiedenen Sektoren sind hier jedoch unterschiedliche Entwicklungen zu erkennen (vgl. Tab.2). Während Baufirmen weiterhin kaum mit existenzbedrohenden Problemen zu kämpfen haben (3,6%) und die anziehenden Geschäfte im Verarbeitenden Gewerbe die Situation etwas entschärft hat (7,5% nach 10,8% im November), sprachen im Februar über ein Drittel der Einzelhändler von einer Existenzbedrohung. Dabei handelte es sich vor allem um Unternehmen, die aufgrund der aktuellen Lockdown-Bestimmungen zur Schließung ihrer Läden gezwungen sind. 

			Auch bei den Dienstleistern stieg der Anteil der existenzbedrohten Firmen leicht an. Hier gibt es jedoch erhebliche Unterschiede zwischen den verschiedenen Dienstleistungsbranchen. Überaus verbreitet ist die Insolvenzbedrohung vor allem in der Reisebranche (83,7%), dem Beherbergungsgewerbe (82,3%) und der Gastronomie (72,3%), während etwa Rechts- und Steuerberater (1,2%) kaum betroffen sind (vgl. Abb. 3). Die am stärksten gefährdeten Industriebereiche sind die Bekleidungshersteller (36,8%), das Textilgewerbe (23,3%) sowie die Getränkehersteller (27,3%). Neben der Pharmaindustrie, die mit 0,9% den geringsten Anteil aller Wirtschaftsbereiche aufweist, zählt auch die Automobilindustrie (2,3%) zu den am wenigsten betroffenen Industriesparten. Das ist insofern bemerkenswert, dass noch im Mai vergangenen Jahres über ein Viertel aller Umfrageteilnehmer dieses Bereichs (25,9%) von einer Existenzbedrohung sprachen.
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		Tab. 2

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Anteil der Unternehmen, die ihre Existenz als gefährdet einstufen

						
					

					
							
							
							Feb. 21

						
							
							Nov. 20

						
							
							Mai 20

						
					

					
							
							Gesamtwirtschaft

						
							
							18,7%

						
							
							17,6%

						
							
							21,8%

						
					

					
							
							Verarbeitendes Gewerbe

						
							
							7,5%

						
							
							10,8%

						
							
							16,8%

						
					

					
							
							Dienstleistungssektor

						
							
							26,3%

						
							
							24,1%

						
							
							28,1%

						
					

					
							
							Großhandel

						
							
							12,8%

						
							
							9,9%

						
							
							15,2%

						
					

					
							
							Einzelhandel

						
							
							34,5%

						
							
							18,0%

						
							
							20,9%

						
					

					
							
							Bauhauptgewerbe

						
							
							3,6%

						
							
							4,4%

						
							
							2,2%

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			

			Die Existenzbedrohung sowie die Betroffenheit von verschiedenen Beeinträchtigungen variiert den Ergebnissen der Sonderfragen zufolge stark zwischen den Wirtschaftsbereichen. Ausführliche Analysen zu zahlreichen Branchen und deren Betroffenheit durch die Krise sowie Risiken durch die Krise und Bedeutung für die gesamte Volkswirtschaft sind auch online im ifo Corona-Branchenatlas zu finden (vgl. ifoInstitut 2020).
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Endnoten


			
				
					1	Für entsprechende Analysen der Umfrageergebnisse zu diesen Zeitpunkten siehe auch Sauer und Wohlrabe (2020b; 2020c) sowie Litsche et al. (2020).
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IN KÜRZE

Im aktuellen Ökonomenpanel zeigt sich fast die Hälfte der teilnehmenden Ökonom*innen unzufrieden mit der gegenwärtigen Corona-Wirtschaftspolitik. Nur ein gutes Fünftel ist zufrieden. Ein verbindlicher Stufenplan für Lockerungen wird von den teilnehmenden Ökonom*innen mehrheitlich positiv beurteilt. Ebenso stößt die Ausweiterung der Teststrategie sowie Prämienzahlungen für zusätzliche Impfstofflieferungen auf positive Resonanz. Eine Vergemeinschaftung von Patenten wird hingegen mehrheitlich abgelehnt.

		




		
			Vor gut einem Jahr, am 27. Januar 2020, wurde in Deutschland der erste Fall von SARS-CoV-2 diagnostiziert. Seitdem kämpft die Politik gegen die dras­tischen Folgen der Pandemie an, auch im Format der mittlerweile etablierten Bund-Länder-Konferenzen. Am 10. Februar 2021 wurde beim Treffen zwischen Bund und Ländern die Verlängerung des Lockdowns und die Herabsetzung der Inzidenz von 50 auf 35 für weitere Lockerungen beschlossen. Das Spitzentreffen der Bund- und Länderchefs am 3. März 2021 führte schließlich zu einer Lockdown-Verlängerung mit zeitlichen Öffnungsschritten und einigen regionalen Öffnungsmöglichkeiten. Zwischen diesen CoronaGipfeln befragte das Ökonomenpanel Professor*innen an deutschen Universitäten zur aktuellen Corona-Politik und den Zukunftsperspektiven für Deutschland. Teilgenommen haben 177 Professor*innen.

			Ökonom*innen unzufrieden mit der aktuellen Corona-Wirtschaftspolitik

			Während die deutsche Wirtschaftspolitik zu Beginn der Corona-Pandemie von Ökonom*innen positiv beurteilt wurde, ist mittlerweile die Stimmung gekippt. Die Bundesregierung hatte zu Beginn der Krise das größte Hilfspaket in der Geschichte der Bundesrepublik mit einem Umfang der haushaltswirksamen Maßnahmen von 353,3 Mrd. Euro und einem Umfang der Garantien von 819,7 Mrd. Euro beschlossen (BMF 2020). Im Ökonomenpanel vom Mai 2020 befürworteten noch immer mehr als drei Viertel der teilnehmenden Ökonom*innen die massiven Hilfen, im März 2020 waren es ähnlich viele (Blum et al. 2020; Gründler et al. 2020). Vor allem das Kurzarbeitergeld und staatliche Bürgschaften für Unternehmenskredite wurden von den teilnehmenden Ökonom*innen positiv beurteilt. Mehrheitlich positiv sahen die teilnehmenden Ökonom*innen damals auch die Ausweitung der steuerlichen Verlustrückträge sowie Investitionszuschüsse für Unternehmen, die Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes und ein Einkommensausgleich für Kulturschaffende.

			Im aktuellen Ökonomenpanel ist jedoch fast die Hälfte der teilnehmenden Ökonom*innen »eher unzufrieden« oder »sehr unzufrieden« mit der ak­tuellen Corona-Wirtschaftspolitik in Deutschland. Als Gründe werden vor allem genannt, dass die Maßnahmen nicht verhältnismäßig seien, die Politik zu langsam und unflexibel reagiere und keine (Öffnungs-)Perspektiven entwickelt würden. Auch wird bemängelt, dass die Hilfen zu bürokratisch seien und die Impfstrategie bisher weitgehend versagt habe. Rund 30% antworten mit »teils-teils«, schließt sich aber meist den genannten negativen Punkten an. »Eher zufrieden« mit der aktuellen Corona-Wirtschaftspolitik sind 20% der teilnehmenden Ökonom*innen, 2% sind sogar »sehr zufrieden«. Die Maßnahmen seien ex ante angemessen und ausgewogen gewesen, und es sei gelungen, einen katastrophalen Einbruch der Produktion und eine ebensolche In­solvenzwelle zu verhindern. Mit »weiß nicht« antwortet 1%. 
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			Verbindlicher Stufenplan am beliebtesten, sofortige Lockerungen werden negativ bewertet

			Im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland beurteilen die teilnehmenden Ökonom*innen unter fünf Strategien einen verbindlichen Stufenplan für Lockerungen nach gemessener In­zidenz am positivsten. Rund 55% sehen diese Strategie »eher positiv« oder »sehr positiv«. Nur ein knappes Viertel beurteilt diese Strategie »eher negativ« oder »sehr negativ«. Auf Platz 2 folgt eine Strategie, die große Parallelen zu »NoCovid« (Priesemann et al. 2021) aufweist und Lockerungen erst dann vorsieht, wenn die regionalen Gesundheitsämter neue Infektionsfälle verlässlich und schnell nachverfolgen können. Rund die Hälfte der teilnehmenden Ökonom*innen beurteilt diese Strategie »eher positiv« oder »sehr positiv«; 30% bewerten sie »eher negativ« oder »sehr negativ«. Lockerungen für den Einzelhandel bei einer gemessenen Inzidenz unter 35 erhalten ähnlich hohe Zustimmungswerte wie weitreichendere Lockerungen auch für Kultureinrichtungen, die Gastronomie und das Gastgewerbe bei derselben Inzidenz. Jeweils 43% der teilnehmenden Ökonom*innen beurteilen die Strategien als »eher positiv« oder »sehr positiv«. Gleichzeitig treffen weitreichendere Lockerungen über den Einzelhandel hinaus auf leicht stärkere Ablehnung. Auf starke Ablehnung stoßen sofortige und umfängliche Lockerungen. Zwar sehen jeweils gut 10% der teilnehmenden Ökonom*innen diese Strategie »eher positiv« oder »sehr positiv«, allerdings wird sie von rund einem Viertel »eher negativ« beurteilt und von knapp der Hälfte sogar als »sehr negativ«.

			Um die Corona-Pandemie effektiv zu bekämpfen, fordern die teilnehmenden Ökonom*innen zudem eine massive Ausweitung der Teststrategie, einen gezielteren Schutz der Risikogruppen und eine Abkehr von Inzidenzwerten als einziges Kriterium für Öffnungen. 
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			Herabsetzung des Inzidenzwertes 

			von 50 auf 35 spaltet die Ökonom*innen

			Knapp die Hälfte bewertet sie positiv, 41% bewerten sie negativ: Die Herabsetzung des gemessenen Inzidenzwertes von 50 auf 35 für weitere Lockerungen stößt auf unterschiedliche Resonanz unter den Teilnehmer*innen. Ein Fünftel beurteilt die Herabsetzung als »sehr positiv«, 29% als »eher positiv« und begründen das mit der besseren Nachverfolgbarkeit von Infektionsketten, der hohen Unsicherheit beim zukünftigen Infektionsgeschehen durch die Mutanten und damit, dass der Wert besser, weil niedriger als 50, sei. Jeweils rund 20% sehen die Herabsetzung »eher negativ« oder »sehr negativ«. Sie meinen, dass der neue Inzidenzwert willkürlich, unbegründet und daher nicht nachvollziehbar sei, eine langfristige Perspektive fehle und daraus eine sinkende Unterstützung für die Maßnahmen in der Bevölkerung resultiere. Knapp 10% der teilnehmenden Ökonom*innen stehen der Herabsetzung des Inzidenzwertes für weitere Lockerungen neutral gegenüber und 1% antwortet mit »weiß nicht«.
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			Große Zustimmung für die Ausweitung der Teststrategie

			Die angekündigte Ausweitung der Teststrategie wird von den teilnehmenden Ökonom*innen stark befürwortet. »Sehr positiv« werden zusätzliche Tests von 52% beurteilt, zusätzlich sieht ein gutes Viertel die Ausweitung »eher positiv«. Ein besserer Überblick über das Infektionsgeschehen durch vermehrte Testungen erlaube weitreichendere Lockerungen. Somit stelle die Teststrategie einen wichtigen Baustein in der Pandemiebekämpfung dar. In Teilen wird die bisherige Teststrategie auch als unzureichend bewertet. Für viele kommt die Ausweitung der Testungen zu spät. Ein Zehntel beurteilt die Maßnahme neutral und warnt vor zu hohen Erwartungen. Eine kleine Anzahl der teilnehmenden Ökonom*innen sieht die Ausweitung der Teststrategie »eher negativ« (4%) oder »sehr negativ«(2%). Rund 4% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Folgen sofortiger Öffnungen für die Unternehmen unklar

			Rund 35% der teilnehmenden Ökonom*innen meinen, dass eine sofortige und vollumfassende Aufhebung des Lockdowns die Anzahl von Unternehmensinsolvenzen reduzieren würde. Etwas mehr (43%) sind der Meinung, dass dies nicht der Fall sei. Während erstere sich auf die stetig dünner werdenden Kapitalreserven der Unternehmen berufen und sofortige Öffnungen zumindest kurzfristig Geld in die Kassen der Unternehmen spülen würde, entgegnen letztere, dass die negativen Effekte einer drohenden dritten Welle den Unternehmen einen größeren Schaden zufügen würde. Für eine hohe Unsicherheit spricht die große Zahl an »Weiß nicht«-Antworten (22%).

			Nachdem die Anzahl der Unternehmensinsolvenzen seit Beginn der Coronakrise im März 2020 in Deutschland sogar rückläufig war, rechneten im Ökonomenpanel vom Oktober 2020 die teilnehmenden Ökonom*innen mit mehr Unternehmensinsolvenzen nach Ende der wirtschaftspolitischen Hilfsmaßnahmen (Arth et al. 2020). Sie schätzen, dass die Anzahl an sogenannten Zombieunternehmen, die mit ihren Erträgen mittelfristig ihre laufenden Zinskosten nicht decken können, seit März 2020 gestiegen ist. Als Hauptgründe für die Entstehung von Zombieunternehmen wurden damals die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht, das Kurzarbeitergeld sowie die staatlichen Kredite und die Bürgschaften über die KfW genannt. 
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			Prämien für zusätzlichen Impfstoff werden positiv beurteilt

			Die teilnehmenden Ökonom*innen befürworten Zahlungen von Prämien an Impfstoffhersteller für zusätzlichen, schneller gelieferten Impfstoff. »Sehr positiv« werden die Prämien von 45% beurteilt, darüber hin­aus sieht ein gutes Fünftel eine Ausweitung »eher positiv«. Durch die Zahlung von Prämien würden Anreize geschaffen, zusätzlich die Produktionskapazitäten für Impfstoffe zu erweitern. Außerdem überwiege der Nutzen einer zusätzlichen Impfdosis die Kosten. Rund 16% beurteilen die Maßnahme neutral, da die Profite in der Branche ohnehin hoch seien und die Anreizwirkung zwar grundsätzlich in Ordnung gehe, Deutschland allerdings eine nationalistische Strategie vorgeworfen werde könnte. »Eher negativ« bewerten 9% der Teilnehmer*innen die Zahlung von Prämien, 5% sehen sie sogar »sehr negativ«. Als Begründung führen sie an, dass die Produktion nicht kurzfristig steigerbar sei und Prämien zu (globalen) Verteilungskämpfen führen würden. Mit »Weiß nicht« antworten 4%.
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			Eine Vergemeinschaftung von Patenten wird mehrheitlich abgelehnt

			»Eher negativ“ beurteilt ein knappes Drittel der teilnehmenden Ökonom*innen eine Vergemeinschaftung von Patenten in Verbindung mit Kompensa­tionszahlungen an Patent-Inhaber mit dem Ziel einer schnelleren Impfstoffproduktion. Ein Viertel sieht das sogar »sehr negativ«. Mit einer Vergemeinschaftung von Patenten würden langfristig negative Anreize für Investitionen in Forschung und Entwicklung gesetzt. Demgegenüber beurteilen 11% der teilnehmenden Ökonom*innen die Maßnahme als »sehr positiv«, weitere 13% sehen sie als »eher positiv« und begründen das mit der Hoffnung, Produktionsengpässen so besser entgegenwirken zu können. Ein gutes Zehntel bewertet die Vergemeinschaftung von Patenten neutral, und 7% antworten mit »Weiß nicht«.
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IN KÜRZE

Der stationäre Apothekenmarkt in Deutschland zeichnet sich durch eine kleinteilige Struktur mit einer Vielzahl an eigentümergeführten Unternehmen aus. Da Apotheken, ebenso wie der Lebensmitteleinzelhandel, zu keinem Zeitpunkt von Corona-­bedingten Schließungen betroffen waren, sind die Auswirkungen auf die Geschäftslage bislang weniger stark ausgeprägt als in vielen anderen Einzelhandelsbereichen. Allerdings kam es 2020 vermehrt zu Lieferengpässen bei Medikamenten sowie einem geänderten Nachfrageverhalten. Gegenwärtig besteht wenig Hoffnung unter den Apothekenleiter*innen, dass sich die Situation in naher Zukunft bessern wird. Die Corona­krise beschleunigt den Trend zum Online-Shopping auf Kosten des stationären Angebots. Weitere Herausforderungen für die Branche sind die geplante Einführung des E-Rezepts sowie die häufig nicht einfach zu klärende Nachfolgefrage.

		




		
			Apotheken werden in der Gliederung der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) dem Einzelhandel zugeordnet und im Handelsabschnitt G gelistet, unter dem Viersteller 47.73. Der Wirtschaftszweig ist dem Bereich »Einzelhandel mit sonstigen Gütern (in Verkaufsräumen)« 47.7 zugeordnet.

			Struktur der Branche

			Laut der »Jahresstatistik im Handel 2018« des Statistischen Bundesamts gab es bei den Apotheken knapp 16 800 Unternehmen mit ca. 248 000 Beschäftigten. Es wurde ein Umsatz in Höhe von 53,4 Mrd. Euro erzielt. Tabelle 1 zeigt die Branchenstruktur. Die Branche ist noch überwiegend mittelständisch geprägt. Dies zeigt sich unter anderem daran, dass die Mehrheit der Unternehmen nur eine Apotheke betreibt.


		Tab. 1

			
				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Branchenstruktur 2018

						
					

					
							
							WZ 2008

						
							
							Unternehmen

						
							
							Beschäftigte

						
							
							Örtliche Einheiten

						
							
							Umsatz

						
							
							Umsatz aus E-Commerce

						
					

					
							
							Anzahl

						
							
							Mrd. Euro

						
							
							Prozent

						
					

					
							
							47.7

						
							
							Einzelhandel mit sonstigen Gütern (in Verkaufsräumen)

						
							
							109 232

						
							
							1 166 961

						
							
							171 354

						
							
							149 728

						
							
							2,7

						
					

					
							
							47.73

						
							
							Apotheken

						
							
							16 769

						
							
							248 119

						
							
							21 388

						
							
							53 420

						
							
							0,8

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Jahresstatistik im Handel.

						
					

				
			

			Gemäß den aktuelleren amtlichen Daten der Monatsstatistik war im November 2020 gegenüber der Vorjahresperiode beim Umsatz der Apotheken eine Steigerung um 1,3% zu verzeichnen. Zu Beginn des ersten Lockdowns im März hatte die Zunahme sogar 18,6% betragen. Auch war in diesem Sektor kein Personalabbau zu beobachten, der Anstieg gegenüber dem Vorjahresmonat lag im November bei 0,5%, und auch in den übrigen Monaten gab es 2020 ein moderates Beschäftigungswachstum.

			Konjunkturelle Entwicklung

			Abbildung 1 zeigt die Beurteilung der aktuellen Geschäftslage der Apotheken im Vergleich zum Einzelhandel mit sonstigen Gütern sowie der Pharmaindustrie im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage. Verglichen mit der Situation im Einzelhandel mit sonstigen Gütern wird die aktuelle Geschäftslage der Apotheken als relativ stabil beurteilt. Die Einschätzungen der Apothekenleiter*innen liegen per saldo (von einer Ausnahme im April 2017 abgesehen) beständig oberhalb der Urteile des Einzelhandels mit sonstigen Gütern. Zwar zeichnete sich auch bei den Apotheken eine deutliche Verschlechterung im April 2020 ab, diese Abwärtstendenz erreichte ihren Tiefpunkt im Juni 2020. Seit dem Sommer gewannen jedoch bei der Bewertung der Geschäftssituation mal die positiven, mal die negativen Stimmen die Oberhand, der Lageindikator bewegte sich dabei annähernd um die Nulllinie. Ab der Jahresmitte nahm, wohl einhergehend mit der allmählichen Normalisierung des Betriebs in Arztpraxen und Kliniken, das Rezeptgeschäft wieder zu, und die Patient*innen waren eher bereit, wieder ihre Apotheke vor Ort aufzusuchen. Am aktuellen Rand sank der Lageindikator aber spürbar tiefer in den negativen Bereich.
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			Im Einzelhandel mit sonstigen Gütern blieb das Lageurteil nach dem Absturz des Indikators im März und vor allem im April 2020 stets deutlich negativ geprägt. Seit Herbst ist eine klare Abwärtstendenz der Kenngröße zu beobachten. Im Gegensatz zu den meisten Einzelhandelsunternehmen waren Apotheken – ebenso wie der Lebensmitteleinzelhandel – aber zu keinem Zeitpunkt von Corona-bedingten Schließungen betroffen. Vor dem Hintergrund der anhaltenden, durch die Krise verursachten Unsicherheit waren auch die Lageurteile der Pharmaindustrie 2020 von starken Schwankungen gekennzeichnet. Allerdings wurde hier die Geschäftssituation per saldo nur einmal im Oktober negativ eingestuft, ansonsten behält der Lage­indikator bislang sein positives Vorzeichen bei.

			Diese im Vergleich zu anderen Branchen relativ stabile Entwicklung im Apothekeneinzelhandel wird durch die Angaben des Statistischen Bundesamts zu den Veränderungen der realen Umsätze bestätigt (vgl. Abb. 2). Lediglich im Mai und im August 2020 kam es zu einem Umsatzrückgang gegenüber dem Vorjahresmonat, davon abgesehen meldeten die Apotheken durchgehend eine Steigerung ihrer Umsätze. Der März 2020 erwies sich sogar als der bislang umsatzstärkste Monat seit Beginn der amtlichen Zeitreihe 1994, dies mit einem Plus in Höhe von 19,7% gegenüber dem Vorjahresmonat. Das Jahr endete im Dezember mit einer Zunahme von ca. 8% gegenüber Dezember 2019.
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			Laut der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V. stiegen die Arzneimittelausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung im Jahr 2020 um 6,6% auf 40,9 Mrd. Euro (inkl. MwSt.). Dabei sind (Stand: 27. Januar 2021) allerdings Einsparungen der Krankenkassen durch Rabattverträge noch nicht eingerechnet. Gleichzeitig sank aber die Anzahl der im gleichen Zeitraum eingelösten Rezepte um 3,3% auf 445 Millionen (vgl. Kern 2021).

			Lieferengpässe und Überbevorratung

			Deutlich eingeschränkt wurde die Geschäftstätigkeit der Apotheken 2020 durch Lieferengpässe bei rezeptpflichtigen Arzneimitteln. Im 1. Halbjahr 2020 erhöhte sich in Deutschland die Zahl der nicht verfügbaren Arzneimittel, die Krankenkassen per Rabattvertrag für ihre Versicherten vorgesehen hatten, auf 12,1 Millionen Packungen. Das waren laut einer Auswertung des Deutschen Arzneiprüfungsinstitutes im Auftrag der ABDA – Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e.V. 68% mehr Ausfälle als im 1. Halbjahr 2019 (7,2 Mio.). Ursache hierfür waren laut ABDA u.a. Produktionsausfälle, Exportstopps oder Logistikprobleme in Asien während der ersten Welle der Corona-­Pandemie. Betroffen waren z.B. Blutdrucksenker, Schmerzmittel und Antidepressiva (vgl. Kern 2020). Die an der ifo Konjunkturumfrage teilnehmenden Apotheken rechnen seit April 2020 nicht mit einer Zunahme der Bestelltätigkeit in den kommenden Monaten, ihre Orderpläne sind durchgehend restriktiv ausgerichtet. Befragt nach dem Grad der Beeinträchtigungen durch die Corona-Pandemie (Skala von 1 = keine Beeinträchtigung bis 5 = große Beeinträchtigung) im Bereich Einkauf/Beschaffung bewerteten die Apothekenleiter*innen diesen im Juni 2020 mit 2,8 und im November 2020 mit 3,2. Im Rahmen der jüngsten Befragung im Februar 2021 liegt der Beeinträchtigungsgrad noch bei 2,6.

			In Folge eines durch die Pandemie veränderten Konsumverhaltens kam es gleichzeitig zu einer teilweisen Überbevorratung, seit September 2020 melden monatlich ca. 30% der Befragten zu hohe Lagerbestände. Laut einer aposcope-Studie vom Juni 2020 betraf der Einbruch der Nachfrage vor allem den Freiwahlbereich (bei 74% der Apotheken), hierbei handelt es sich um die Zone vor der Theke, wo nicht apothekenpflichtige Produkte angeboten werden, z.B. Drogerie- oder Kosmetikartikel. Auch bei OTC-Produkten (rezeptfreien Arzneimitteln) berichteten 64% der Befragten von Einbußen, z. B. bei sonst gefragten Erkältungsmitteln, Antiallergika und Magen-Darm-Präparaten (aposcope 2020). Bei verschreibungspflichtigen Arzneimitteln sind die Preise staatlich reguliert, bei rezeptfreien sowie im Freiwahlbereich herrscht freie Preisbildung. Seit August 2020 berichteten die Apotheken im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage durchgehend von Preissenkungen im Vormonat. Allerdings spielt hierbei sicherlich die Mehrwertsteuersenkung von Juli bis Dezember 2020 eine Rolle. Am aktuellen Rand erwarten die Apotheken günstige Preisgestaltungsmöglichkeiten im kommenden Vierteljahr, zum ersten Mal seit einem halben Jahr berichten sie im Februar auch wieder von Preissteigerungen im Rückblick auf den Vormonat.

			Seit April 2020 werden die in der ifo Konjunk­turumfrage vertretenen Unternehmen monatlich nach ihrer Einschätzung des Effekts der Corona-Pandemie auf ihre derzeitige Geschäftslage befragt. Sie stufen diesen auf einer Skala von – 3 = negativ bis + 3 = positiv ein. Abgesehen vom Beginn im April bewegt sich der Kennwert der Apotheken hier durchgehend zwischen dem der Einzelhandelsunternehmen mit sonstigen Gütern und der Pharmaindustrie (vgl. Abb. 3). Dies zwar durchgehend im negativen Bereich, allerdings gegenüber dem übrigen stationären Einzelhandel auf eher niedrigem Niveau, also mit geringeren Auswirkungen. Der Effekt der Pandemie auf die laufenden Geschäfte wurde durch die Apothekenleiter*innen im Januar mit – 1,0 Punkten bewertet, was eine leichten Verschlechterung zum Vormonat darstellt (– 0,9 zuletzt).
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			Einbruch der Mobilität

			Laut dem Google-Mobility-Report vom 9. Februar 2021 (vgl. Abb. 4) nahm die Mobilität in Deutschland im Bereich Einzelhandel und Freizeit (umfasst Mobilitätstrends für Orte wie Einkaufszentren, Restaurants, Freizeitparks, Museen, Kinos) im Vergleich zum Referenzwert1 am aktuellen Rand um rund 58% ab. Bei Geschäften für den täglichen Bedarf (Lebensmittel, Apotheken) war ein wesentlich geringerer Rückgang in Höhe von knapp 13% zu verzeichnen. Der derzeitige Einbruch der Mobilität wurde mit Start des zweiten Lockdowns im November sichtbar und verstärkte sich massiv nach den Weihnachtsfeiertagen.



   			 Abb. 4

		[image: 2021-sd-3-demmelhuber-4.png]

		


			Hinsichtlich der Kundenfrequenz scheint in der Krise der frühere Standortvorteil in Innenstädten und Fußgängerzonen eher von Nachteil zu sein. Durch die Schließung der umliegenden Geschäfte verringerte sich auch der Anteil der Laufkundschaft der dort ansässigen Apotheken (Budinger 2020). In Bezug auf das Sortiment ist davon wohl vor allem der Freiwahlbereich, also z. B. Kosmetikartikel oder Nahrungsergänzungsmittel, betroffen.

			Zu Beginn der Pandemie wurde in vielen Apotheken Schichtbetrieb eingeführt. Dies mit dem Ziel, Gruppen zu bilden, die einander nicht begegnen, so dass bei einer Infektion oder einem Verdachtsfall in einem Team nur dieses gegebenenfalls in Quarantäne gehen muss und der Rest arbeitsfähig bleibt. In diesem Zusammenhang kam es bei Mitarbeitenden zu Minusstunden, und es wurde daher auch in dieser Branche das Mittel der Kurzarbeit genutzt. Im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage werden die Unternehmen seit April 2020 monatlich nach ihrer Nutzung von Kurzarbeit gefragt. Bei den Apotheken nahmen im Mai 2020 knapp 17% der Firmen dieses Instrument in Anspruch. Die Quote ging im Anschluss von Monat zu Monat zurück und erreichte mit knapp 5% im Dezember ihren vorläufigen Tiefpunkt. Im Januar stieg der Anteil wieder auf gut 11%, im Februar ging er auf knapp 8% zurück.

			Wie geht es weiter?

			Die deutsche Wirtschaft erholte sich im dritten Quartal überraschend schnell vom Shutdown im Frühjahr. Im Herbst nahm jedoch das Infektionsgeschehen wieder spürbar an Fahrt auf, so dass im November erneut ein Shutdown verhängt wurde. Insgesamt ergibt sich für das Jahr 2020 ein Einbruch der Wirtschaftsleistung um 5,1%. Unter der Annahme, dass die seit November geltenden Infektionsschutzmaßnahmen unverändert bis März 2021 in Kraft bleiben und danach allmählich gelockert werden, wird das preisbereinigte Brutto­inlandsprodukt im Jahr 2021 um voraussichtlich 4,2% steigen (Wollmershäuser 2020).

			Zurückhaltende Geschäftserwartungen 

			Abbildung 5 stellt die Geschäftserwartungen von Apotheken, dem Einzelhandel mit sonstigen Gütern sowie der Pharmaindustrie gemäß den Ergebnissen aus der ifo Konjunkturumfrage dar. Allen drei Reihen ist eine starke Verschlechterung der Aussichten jeweils zu Beginn des ersten und zweiten Lockdowns (bzw. bereits ab Oktober 2020 mit Ankündigung des »Lockdowns Light«) gemeinsam. Insgesamt gehen die Einzelhändler vielerorts tendenziell von schlechter laufenden Geschäften in den kommenden sechs Monaten aus. Ähnlich pessimistisch sehen die Apothekenleiter*innen ihre wirtschaftliche Zukunft, der Saldo sank im Februar auf – 39,2 Punkte (Tiefpunkt April 2020: – 56,0 Saldenpunkte). Die Bestellplanungen sind seit April 2020 durchgehend restriktiv ausgerichtet, dies gilt ebenfalls für die Personalpläne, was auf Beschäftigungsabbau in der nahen Zukunft schließen lässt. Die Pharmaproduzierenden rechneten dagegen ab November 2020 wieder mit Geschäftssteigerungen, allerdings nahm dieser Optimismus über den Jahreswechsel stark ab. Den Februar-Ergebnissen nach blicken die Pharmaunternehmen derzeit wieder häufiger positiv in die Zukunft.
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			Am aktuellen Rand erwarten die deutschen Unternehmen nach den Angaben aus der ifo Konjunkturumfrage, dass die Einschränkungen des öffentlichen Lebens noch ca. sieben Monate andauern werden (Gesamtwirtschaft: 7,4 Monate; Einzelhandel: 7,2 Monate). Bei der Einschätzung der Zeitspanne bis zur Normalisierung ihrer Geschäftslage sind die Einzelhändler mit 9,1 Monaten etwas zuversichtlicher als der Durchschnitt der Gesamtwirtschaft mit 10,3 Monaten (Freuding 2021).

			Trend zum Online-Shopping verstärkt sich

			Die Corona-Pandemie sorgt für weitere Verschiebungen vom stationären Einzelhandel in Richtung Online-Shopping. Nach Angaben des Bundesverbands E-Commerce und Versandhandel Deutschland e.V. stieg der gesamte Online-Umsatz der Warengruppe »täglicher Bedarf« 2020 um knapp 41% auf 6,9 Mrd. Euro (inkl. USt; 2019: 4,9 Mrd. Euro). Apotheken konnten ihren E-Commerce-Umsatz demnach um knapp 34% auf 911 Mio. Euro. (inkl. USt.) steigern; der Gesamtumsatz mit Medikamenten im Internet erhöhte sich um mehr als die Hälfte (knapp 54%) auf 1,2 Mrd. Euro inkl. USt (Saß 2021). Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Kunden in stationäre Apotheken zurückkehren und/oder letztere ihr Geschäft durch Botendienste und digitale Angebote stützen können.

			Vorbereitung auf E-Rezept

			Ein weiteres wichtiges Thema für die Branche ist die für Januar 2022 geplante Einführung des E-Rezepts: Ärztliche Rezepte werden dann nicht mehr in Papierform, sondern elektronisch erstellt und die Informationen zwischen Arzt und Apotheke sowie Krankenkasse über den elektronischen Weg mit Hilfe eines zentralen Informationssystems übermittelt. Vorteile für Apotheken sind unter anderem die Vermeidung von Übertragungsfehlern von schlecht lesbaren, teils handschriftlichen Rezepten und die schnellere Übermittlung der Informationen sowie, damit einhergehend, auch die Möglichkeit, Arzneimittel unmittelbar und zeitsparend bereitzustellen. Ein Risiko stellt der mögliche Missbrauch der gespeicherten Rezeptdaten dar. Die Verwendung einer zentralen Datenbank des Gesundheitssystems setzt außerdem eine flächendeckend verlässliche Internetverbindung voraus. Das E-Rezept ist auch mit Investitionskosten für alle Partner des Gesundheitswesens verbunden, auf Apothekenseite z.B. mit einer Anbindung an die nötige, sogenannte Telematikinfrastruktur. Die Ankündigung erster Pläne zur Einführung des E-Rezepts durch das Bundesgesundheitsministerium erfolgte Ende 2018, damalige Schätzungen hielten einen Start im Frühjahr 2020 für möglich. Im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage war anhand der Angaben der Apothekenleiter*innen ab Mai 2019 eine verstärkte Investitionstätigkeit zu erkennen. Die Unternehmen werden halbjährlich nach ihren Investitionen befragt, zwischen Mai 2019 und November 2020 meldeten 30–40% der Apotheken steigende Gesamtinvestitionen im laufenden Kalenderjahr (Mai 2019: 39%, November 2019: 40%, Juni 2020: 39%, November 2020: 32%). Im gleichen Zeitraum berichteten ca. 50% der befragten Apothekenleiter*innen von einem Anstieg der Investitionen im Software-Bereich (Mai 2019: 51%, November 2019: 48%, Juni 2020: 54%, November 2020: 53%).

			Auch die Nachfolgefrage beschäftigt viele Apothekeninhaber*innen. Diese wird zum Teil durch die äußeren Rahmenbedingungen, wie die wirtschaftliche Entwicklung des Apothekenmarktes, der teils sinkenden Apothekenrentabilität sowie den vermehrten Wettbewerb durch Versandhändler, erschwert. Bei Landapotheken spielt auch der zunehmende Ärztemangel in ländlichen Regionen eine Rolle: Ist kein Arzt mehr vor Ort, sinkt meist die Rentabilität der ansässigen Apotheke. Auch seien weniger potenzielle Nachfolger als früher bereit, den Schritt in die Selbständigkeit zu wagen und das unternehmerische Risiko zu tragen (Sucker-Sket 2019). Anhand der bislang vorliegenden amtlichen Daten (vgl. Tab. 2) ist zwar bisher kein permanenter Abwärtstrend zu beobachten, allerdings sank die Anzahl der Apotheken (Unternehmen) zwischen 2005 und 2018 um ca. 11%. Die Zahl der örtlichen Einheiten, also inklusive Filialen, nahm hingegen im gleichen Zeitraum um knapp 8% zu.


Tab. 2


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Apotheken 2005–2018, Anzahl und Veränderungsraten

						
					

					
							
							
							Unternehmen

						
							
							Örtliche Einheiten

						
					

					
							
							Jahr

						
							
							Anzahl

						
							
							Veränderung zum Vorjahr in %

						
							
							Anzahl

						
							
							Veränderung zum Vorjahr in %

						
					

					
							
							2005

						
							
							18 932

						
							
							
							19 886

						
							
					

					
							
							2006

						
							
							19 180

						
							
							1,3

						
							
							20 817

						
							
							4,7

						
					

					
							
							2007

						
							
							19 061

						
							
							– 0,6

						
							
							21 077

						
							
							1,2

						
					

					
							
							2008

						
							
							19 402

						
							
							1,8

						
							
							21 764

						
							
							3,3

						
					

					
							
							2009

						
							
							20 134

						
							
							3,8

						
							
							27 775

						
							
							27,6

						
					

					
							
							2010

						
							
							20 601

						
							
							2,3

						
							
							24 366

						
							
							– 12,3

						
					

					
							
							2011

						
							
							18 648

						
							
							– 9,5

						
							
							22 961

						
							
							– 5,8

						
					

					
							
							2012

						
							
							15 727

						
							
							– 15,7

						
							
							19 085

						
							
							– 16,9

						
					

					
							
							2013

						
							
							15 185

						
							
							– 3,4

						
							
							18 762

						
							
							– 1,7

						
					

					
							
							2014

						
							
							17 782

						
							
							17,1

						
							
							21 526

						
							
							14,7

						
					

					
							
							2015

						
							
							18 091

						
							
							1,7

						
							
							22 043

						
							
							2,4

						
					

					
							
							2016

						
							
							17 433

						
							
							– 3,6

						
							
							22 095

						
							
							0,2

						
					

					
							
							2017

						
							
							17 341

						
							
							–0,5

						
							
							22 464

						
							
							1,7

						
					

					
							
							2018

						
							
							16 769

						
							
							– 3,3

						
							
							21 388

						
							
							– 4,8

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Jahresstatistik im Handel.
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Endnoten


			
				
					1	Der Referenzwert ist der Medianwert für den entsprechenden Wochentag im Zeitraum vom 3. Januar bis zum 6. Februar 2020. Durch den Vergleich mit dem jeweils gleichen Wochentag in der Referenzperiode werden gewisse Verzerrungen behoben, die sich durch regelmäßige Veränderung im Wochenablauf ergeben (starker Pendelverkehr, Einkaufsverhalten an Samstagen). Typische Saisonmuster sind jedoch in den Daten enthalten.
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Die Grafk zeigt die durchschnittichen Quadratmeterpreise der Angebotsmieten von Annoncen in Berlin im regulierten
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Die Grafik zcigt die Unterschiede in den Wachstumsraten der Angebotsmicten (pro Quadratmeter) wischen Berlin und den 13 nachstgrafieren Stadten Deutschlands im
regulierten (lnks) und unregulierten (rechts) Segment fr den Zeitraum Q12017 bis Q1 2021. Die Basisperiode fi die Berechnung der Wachstumsraten ist G2 2019. Die
gestrichelte vertikale Linie markiert Q2 2019, den Zeitpunk der Verdfientlichung der Senatsvorlage zum Mictendecke! sowie des Stichtags fr die Berechnung der Mictober-
grenze (18. Juni 2019). Die durchgezogene vertikale Linie markiert Q1 2020, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zum Mietendeckel.

Ouelle: Daten von immowelt.de: Berechnungen des ifo Instituts. @ o Institut
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Die Grafik zeigt die Entwicklung der Zah der Annoncen m regulierten (lnks) und unregulierten (rechts) Segment fr Kaufobjekte in Berlin sowie den 13 nachstgrofieren
Stadten Deutschlands im Zeitraum Q1 2017 bis Q4 2020 als Index an. Der Index hat den Wert 100in Q1. 2017. Die gestrichelte vertikale Linie mariiert Q2 2019, den Zeitpunkt
der Versffentiichung der Senatsvorlage zum Mitendeckel sowie des Stichtags fr i Berechnung der Mitobergrenze (12. Juni 201). Die durchgezogene vertikale Linie:
markiert Q1 2020, den Zeitpunkt des Inkraftiretens des Gesetzes zum Mictendeckel.

Quelle: Daten von immowelt.de; Berechnungen des ifo Instituts. ifo Institut
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Die Grafik zeigt die Unterschiede in den Wachstumsraten der Angebotspreise (pro Quadratmeter) zwischen Berlin und den 13 nachstgroeren Stadten Deutschlands m
regulierten links) und unregulierten (rechts) Segment fir den Zeitraum Q1 2017 bis Q1 2021. Die Basisperiode f ie Berechnung der Wachstumraten ist Q2 2019, Die
gestrichelte vertikale Linie markiert G2 2019, den Zeitpunkt der Versffentlichung der Senatsvorlage zum Mietendeckel sowie des Stichtags fur die Berechnung der
Mietobergrenze (18 Juni 2015). Die durchgezogene vertikale Linie marlkiert Q1. 2020, den Zeitpunkt des Ikatiretens des Gesetzes zum Mietendeckel.

Quelle: Daten von immowelt.de; Berechnungen des ifo Instituts. O ifo Institut
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Die Grafik zeigt die Entwicklung der Zah der Annoncen m regulierten (lnks) und unregulierten (rechts) Segment fr Mictobjekte in Berlin sowie den 13 néchstgroReren
Stadten Deutschlands im Zeitraum Q1 2017 bis Q4 2020 als Index an. Der Index hat den Wert 100in Q1. 2017. Die gestrichelte vertikale Linie markiert Q2 2019, den Zeitpunkt
der Versffentiichung der Senatsvorlage zum Mitendeckel sowie des Stichtags fr i Berechnung der Mitobergrenze (12. Juni 201). Die durchgezogene vertikale Linie:

markiert Q1 2020, den Zeitpunkt s Inkraftiretens des Gesetes zum Mictendeckel

Quelle: Daten von immowelt.de; Berechnungen des ifo Instituts.
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Die Post-Covid-19-Wirtschaft:
Welche unerwarteten Spuren hinterldsst die Krise
in Branchen, Regionen und Strukturen?

Wéhrend der Coronakrise haben wir unser Arbeiten und Wirt-
schaften an die Bedingungen angepasst. Die Biiros sind leer,
wir bleiben im Homeoffice. Wir kdnnen weniger einkaufen ge-
hen, weswegen der Online-Handel wachst und der stationére
Fachhandel unter starken Einbufen leidet. Auch bei der Gas-
tronomie, im Tourismus und im Kultur- und Freizeitbereich
sind die Einbriiche massiv. Wenn die Kontaktbeschrankungen
weiter andauern, werden sich Strukturen in der Wirtschaft wei-
ter veréndern - auch nachhaltig.

Unsere Autoren diskutieren im aktuellen Schnelldienst, warum
eine Insolvenzwelle bisher ausgeblieben ist. Sie analysieren die
Folgen der Coronakrise fiir den Arbeitsmarkt: Werden durch
den massiven Einsatz der Kurzarbeit unrentable Arbeitspléatze
erhalten, und wird so ein notwendiger Strukturwandel verhin-
dert? Wird sich die regionale Ungleichheit in Deutschland noch
verstarken? Und sie fragen, ob der Zuwachs des Online-Han-
dels zu einer Verédung der Innenstédte fithren wird.

Zudem untersucht der Schnelldienst die Auswirkungen der
Coronakrise auf die Sharing Economy, die aufgrund ihres sozia-

Charakters besonders hart getroffen wird.

eutet die Coronakrise fiir die Wirtschaft und die Men-
f unserer Website finden Sie weitere Berichte und

ww.ifo.de/themen/coronavirus
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